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Untersuchungskommission nahm ihre Arbeit nach dem 
Massaker in Beytüssebap auf Foto: DIHA 


Erneut Zeitungsverbote in der Türkei Foto: DIHA 


Orhan-Dogan-Straße wurde am 11. Oktober in Sirnak 
eingeweiht Foto: DIHA 


editorial 


Liebe Leserinnen, 
liebe Leser, 


mit dieser Ausgabe halten Sie den letzten Kurdistan Report dieses Jahres in 
Händen. Und auch in dieser Ausgabe berichten wir hauptsächlich über Krieg 
und Zerstörung von Mensch, Umwelt und Natur. 

Während dieses Heft an Form und Inhalt gewinnt, verabschiedet das türki- 
sche Parlament den Kriegserlass: Mit der überwältigenden Mehrheit von 507 
von 550 Stimmen gaben die Abgeordneten der Regierung für die Dauer eines 
Jahres eine Blankovollmacht, jederzeit ohne weitere Parlamentskonsultation 
der Armee den Marschbefehl für eine Operation im Nordirak erteilen zu kön- 
nen. Lediglich 19 Parlamentarier der DTP stimmten öffentlich dagegen — weil 
Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan auf einer offenen Abstimmung 
bestanden hatte. Möglicherweise wollte er damit verhindern, dass auch kurdi- 
sche Abgeordnete der AKP aus der Reihe tanzen. 

Zeitgleich versammelte sich das kurdische Regionalparlament in Südkurdi- 
stan anlässlich des türkischen Parlamentsbeschlusses zu einer Sondersitzung. 
Parlamentspräsident Adnan Müfti erklärte in der Debatte, dass die Türkei die 
PKK lediglich als Vorwand benutze, das eigentliche Ziel sei jedoch die Region 
Kurdistan. Schließlich gebe es die PKK seit zwanzig Jahren, es handele sich 
dabei nicht um ein Problem, das mit einem Angriff auf Kurdistan gelöst 
werde. 

Als Präsident der Föderalen Region Kurdistan reagierte Mesud Barzani 
scharf: Jeglicher Angriff auf Kurdistan werde zum Schaden der Türkei enden. 
Ankara sei aufgefordert, die kurdischen Aufrufe zu Frieden und Dialog ernst 
zu nehmen. Andernfalls würden alle Kurden gegen eine türkische Besatzung 
Widerstand leisten. 

Auch der Iran, der seit Wochen schon das kurdische Grenzgebiet seines 
Nachbarn Irak bombardiert, meldete sich einige Tage vor der Parlamentsab- 
stimmung mit einer unerwarteten Meldung zu Wort. Der Sprecher des 
Außenministeriums Muhammed Ali Hüseyni sprach sich dafür aus, dass Irak 
und Türkei das PKK-Problem auf diplomatischem Wege lösen sollten. 

Natürlich kritisierten auch die KCK den türkischen Parlamentsbeschluss. 
Der Türkei gehe es gar nicht in erster Linie um die Ausschaltung der Gueril- 
la. Ziel sei vielmehr, eine Demokratisierung der kurdischen Regionen von 
Türkei, Irak, Syrien und Iran mit allen Mitteln zu verhindern. Die KCK 
betonten nochmals in aller Deutlichkeit, dass es für diesen lang anhaltenden 
Konflikt keine militärische Lösung geben könne und man weiterhin zu einer 
friedlichen Lösung bereit sei. 

Von kurdischer Seite besteht weiterhin der Wille, die Waffen niederzulegen, 
um zu einer friedlichen demokratischen Lösung zu gelangen. Noch ist der ein- 
seitige Waffenstillstand nicht aufgekündigt worden. Der Status der aktiven 
Selbstverteidigung, in dem sich die Guerilla befindet und auf Angriffe des 
Militärs reagiert, könnte jederzeit beendet werden. Die Waffen könnten 
schweigen, wenn die Angriffe gegen die Bevölkerung, gegen den noch immer 
auf der Gefängnisinsel Imralı einsitzenden Vorsitzenden Abdullah Ocalan und 
die Guerilla eingestellt werden würden. 

Die Tage werden kürzer, draußen verlieren langsam die letzten Bäume ihr 
Laub. Es beginnt die Zeit, wie es hier heißt, des Besinnens. Vielleicht auch in 
dieser Frage, in der Frage des Friedens in Kurdistan und in der ganzen Region 
des Mittleren Ostens. 


In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine interessante Lektüre, 


Ihre Redaktion 
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Aktuelle Beweriung 


Der Selbstmord eines Landes 


Dilar Cem 


F: ist doch äußerst interessant, wie die 
politische Krise in der Türkei zwi- 
schen AKP-Regierung und Militär, die 
während der Staatspräsidentenwahl 
eskaliert war und wegen der die Parla- 
mentswahl vorgezogen werden musste, 
nun gar nicht mehr aktuell ist, so als 
habe sie nie existiert. 


Die türkische Regierung hat sich nach 
der Wahl vom 22. Juli auf der Grundla- 
ge der Übereinkunft zwischen General- 
stab und AKP neu gebildet. Das erste 
Resultat dieser Einigung war die Wahl 
Abdullah Güls zum Staatspräsidenten. 
Die Türkei, die nach den Wahlen vor der 
Alternative stand, entweder den Weg der 
Demokratisierung zu gehen oder wie 
bislang den Kurs der Auseinanderset- 
zung zu verfolgen, entschied sich mit der 
AKP-Regierung für Letzteres. Nun tritt 
die eigentliche Tagesordnung der Türkei 
wieder in den Vordergrund: die kurdi- 
sche Frage. 

Die Vereinbarung wurde auf der Basis 
der Gegnerschaft zu dem kurdischen 
Freiheitskampf, den Kurden und der 
Demokratie getroffen, und sie 
beschreibt weiterhin die Hauptstoßrich- 
tung der türkischen Politik. Für deren 
Erfolg arbeiten nun arbeitsteilig alle 
staatlichen Institutionen. So führte eine 
von Güls ersten Amtshandlungen als 
neuer Staatspräsident ihn nach Kurdi- 
stan, um seine Dienstbereitschaft für die 
bisherige aggressive Staatspolitik und das 
Militär zu demonstrieren. Auch Minis- 
terpräsident Tayyip Erdogan und 
Außenminister Ali Babacan machten 
während ihrer Washingtonreise deutlich, 
dass ihr einziges und eigentliches Anlie- 
gen die Mobilmachung gegen die PKK 
und gegen die kurdische Freiheitsbewe- 


gung ist. Sie wollten mit allen diploma- 
tischen Mitteln ein breites Bündnis 
gegen die PKK und die Kurden zim- 
mern. Zudem versucht die Türkei, die 
antikurdische Verleugnungs- und Ver- 
nichtungspolitik in der Region auf den 
Iran, Syrien und sogar den Irak auszu- 
weiten. Die Türkei führt diese Politik in 
der Region an und ist bestrebt, sie zur 
regionalen Außenpolitik werden zu las- 
sen. 


Die Armee hat ihre Operationen 
vehement gesteigert. Es gibt keinen Tag, 
an dem es nicht zu Gefechten und zu 
Verlusten kommt. Zudem hat der Natio- 
nale Sicherheitsrat der Türkei die „mili- 
tärische Sicherheitszone“ erweitert und 
ihre Dauer bis zum 10. Dezember ver- 
längert. Die politische Situation in der 
Türkei erinnert an jene Mitte der 90er 
Jahre, als der Krieg auf allen Ebenen 
geführt und eine so genannte „General- 
mobilmachung“ ausgerufen worden war. 
Es scheint, dass Armee und Regierung 
nach einem Anlass suchen, in den Irak 
einmarschieren zu können, und wenn 
sich keiner bietet, dann selbst einen 
schaffen wollen. So kam es am 1. Ok- 
tober in Beytüssebap zu einem bewaffne- 
ten Angriff auf einen Kleinbus. Der Bus 
wurde mit Streufeuer angegriffen, zwölf 
Personen, darunter auch Dorfschützer, 
wurden getötet. Ohne jegliche nähere 
Untersuchung wurde dieses Massaker 
unisono der kurdischen Guerilla angelas- 
tet, obwohl die Volksverteidigungskräfte 
HPG öffentlich ihre Beteiligung leugne- 
ten. Viele Anhaltspunkte sprechen nicht 
für eine Täterschaft der PKK, sondern 
für eine staatliche Provokation. Der Vor- 
fall erinnert an ein ähnliches Vorkomm- 
nis in Güglükonak, wo 1996 ebenfalls elf 


Dorfschützer in einem Kleinbus erschos- 
sen worden waren. Recherchen einer 
unabhängigen Untersuchungskommis- 
sion hatten damals eine Täterschaft 
staatlicher Kontra-Kräfte ergeben, wes- 
halb die Türkei später vom Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte zu einer 
Entschädigungszahlung an die Angehö- 
rigen der Opfer verurteilt wurde. Türkei- 
kenner wissen, dass es nicht das erste 
Mal wäre, dass der Staat eigenhändig 
Verbrechen begehen lässt, um die Situa- 
tion zu seinen Gunsten wenden zu kön- 
nen. Parallel zum Versuch, die PKK für 
das Massaker in Beytüssebap verant- 
wortlich zu machen, wurde auch schon 
die Forderung laut, in den Irak einzu- 
marschieren. Als dieses Konstrukt nicht 
ohne Weiteres verkauft werden konnte, 
stürzte man sich auf die hohen Verluste 
der vorangegangenen Tage, um für eine 
grenzüberschreitende Operation die 
Trommel zu rühren. Diverse Gipfeltref- 
fen folgen einander, auf denen es vorder- 
gründig um die Bekämpfung der PKK 
und um eine mögliche grenzüberschrei- 
tende Operation geht. Ob es wirklich 
dazu kommt, wird sich zeigen, aber 
jedenfalls erhofft sich die Türkei mit die- 
ser Drohung politisches Profil. 


Damit versucht sie, Druck vor allem 
auf die USA und die südkurdischen 
Kräfte auszuüben. Nach der Maxime 
„Angriff ist die beste Verteidigung“ soll 
von ihren breit angelegten Militäropera- 
tionen in den kurdischen Gebieten 
sowie von ihren Kriegsrechtsverletzun- 
gen wie z.B. dem Einsatz chemischer 
Waffen abgelenkt werden, indem sie 
allen anderen unterstellt, nichts gegen 
die PKK zu unternehmen. Sie scheint 
dabei auch Erfolg zu haben. Denn seit 
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längerem schon verweisen sowohl die 
lokale Bevölkerung als auch demokrati- 
sche Organisationen und Institutionen 
darauf, dass der türkische Staat erneut 
mit rechtswidrigen Methoden am tota- 
len Vernichtungskrieg festhält — wie z. B. 
der Vergiftung Abdullah Ocalans, der 
Einschleusung von Todesschwadronen 
in die kurdische Bewegung, um hoch- 
rangige Vertreter der KCK vergiften oder 
anderweitig ermorden zu lassen, der 
außergerichtlichen Hinrichtung von 
Zivilisten, dem Einsatz international 
geächteter Waffen gegen die Guerilla —, 
und die Weltöffentlichkeit schweigt. Die 
Spielregel funktioniert anscheinend so, 
dass bei jeder Gelegenheit gepoltert 
wird, in den Irak einmarschieren zu wol- 
len, um beim Kampf gegen die kurdi- 
sche Bewegung innerhalb der Türkei 
freie Hand zu haben. Nicht nur auf mili- 
tärischer Ebene haben die rechtswidri- 
gen Aktivitäten der Türkei zugenom- 
men, sondern auch im Zivilbereich. So 
wurde die Tageszeitung Gündem_ seit 
dem 6. März 2007 zum fünften Mal für 
insgesamt 120 Tage geschlossen. Auch 
die Repressionen gegen die DTP lassen 
die Haare zu Berge stehen. Ob Abgeord- 
nete, Bürgermeister oder Parteivor- 
standsmitglieder, die gesamte Partei wird 
juristisch terrorisiert. Jedes Wort, jedes 
Verhalten kommt vors Gericht. Ihnen 
wird Unterstützung der PKK vorgewor- 
fen und durch öffentliche Anschuldi- 
gung der Boden für Lynchjustiz bereitet. 
Mustafa Sarıkaya von der DTP äußerte 
sich zu einem Vorfall: „Vom Minister- 
präsidenten bis hin zum Vorsitzenden 
des Nationalen Sicherheitsrats haben 
uns in den letzten Tagen alle zum Ziel 
erklärt. Wenn eine Partei auf so nationa- 
listische und aggressive Weise in den 
Fokus gerückt wird, dann bleiben die 
Folgen nicht aus.“ Erst vor kurzem wur- 
den Parteibüros der DTP mit Schuss- 
waffen angegriffen. 

Die Liste könnte ohne Weiteres ver- 
längert werden. Aber um zu verdeut- 
lichen, in was für eine Selbstmordsitua- 
tion die Türkei treibt, sind diese Beispie- 
le mehr als ausreichend. Ein Land, das 
auf Verleugnung, Vernichtung und 
Kriegführung ausgerichtet ist, wird sich 
auch immer mehr selbst zugrunde rich- 
ten. Das wird an dem neuen Verfas- 
sungsentwurf sichtbar. 


Während das Land in der kurdischen 
Frage zunehmend ins Bodenlose abdtrif- 
tet, halten die Diskussionen um den so 
genannten Zivilverfassungsentwurf der 
AKP an. In diesem avisierten Werk, das 
angeblich den Geist der Verfassung von 
1982 überwinden soll und als demokra- 
tisch und zivil präsentiert wird, werden 
die Kurden nicht ein einziges Mal 
erwähnt, was so viel bedeutet wie eine 
Demokratie ohne Kurden. Ohne die 
Quelle für den Despotismus zu beseiti- 
gen, ohne kurdische Sprache und Kultur 
zu akzeptieren, wird es keine freiheitli- 
che und demokratische Entwicklung 
geben, ohne die Anerkennung der Kur- 
den keine Demokratie und keine zivile 
Verfassung. 


Das „alte Europa“ ist mal wieder sehr 
geduldig und berechnend. Anstatt zur 
Lösung der kurdischen Frage die Kurden 
selbst zur Grundlage zu machen, setzt es 
auf die AKP Es verbindet die Demokra- 
tisierung der Türkei mit der AKP. Euro- 
pas Annäherung an die kurdische Frage 
beschränkt sich auf individuelle und 
Menschenrechte. Es gibt auch keine 
Hoffnung, dass sich diese Politik in 
naher Zukunft verändert. 

Trotz alledem gewinnt die Rolle der 
DTP gegenwärtig immer mehr an 


Bedeutung. In der Auseinandersetzung 
um eine neue Verfassung, in der parla- 
mentarischen Debatte zur Entsendung 
von Soldaten in den Irak, bei der Auf- 
klärung von Vorfällen wie in Beytüsse- 
bap. 

Die DTP ist die einzige Partei in der 
türkischen politischen Landschaft, die 
demokratische und soziale Forderungen 
aus der Bevölkerung zur Sprache bringt 
und Lösungsansätze entwickelt. Sie ist 
eine wichtige Kraft bei der Lösung der 
kurdischen Frage und bei der Demokra- 
tisierung des Landes. Sie hat sogar den 
Vorteil, sich zu einer linken demokrati- 
schen Bewegung zu entfalten. Diese für 
die Türkei bedeutende Chance muss von 
allen Beteiligten erkannt, gewürdigt und 
gefördert werden. 


Alle nationalen und internationalen 
Kräfte, die am Frieden interessiert sind, 
müssen sich in dieser kritischen Zeit 
mutiger als zuvor hervortun, sich von 
ihrer Arbeit nicht abbringen lassen und 
ohne Augenwischerei für die Entwick- 
lung des Friedens und der Demokratie 
arbeiten. Denn der Frieden kann nicht 
nur eine kurdische Angelegenheit 
sein. $ 


Angst bei der AKP vor einem zweiten Semdinli 


Während offizielle Stellungnahmen 
zum Massaker in Beytüssebap weiter 
ausbleiben, herrscht bei der AKP die 
Sorge, der Vorfall könne zu einem 
zweiten Semdinli werden. Nachdem 
zunächst der PKK die Verantwortung 
für den Mord an zwölf Dorfbewoh- 
nern zugeschoben worden war, fin- 
den jetzt stille Nachforschungen dazu 
statt. Wie es heißt, sollen kurdischen 
AKP-Abgeordneten Informationen 
zugespielt worden sein, demnach 
innerstaatliche Banden in den Vorfall 
verwickelt sein sollen. Die Ähnlichkeit 
mit dem Massaker von Güclükonak 
im Jahr 1996 und dem Bombenan- 
schlag von Semdinli im November 
2005, bei denen die Urheberschaft 
staatlicher Kontrakräfte zutage 
getreten war, ist nicht zu übersehen. 
Eine parlamentarische Abordnung 
wird weitere Untersuchungen in der 
Region anstellen. Besonderer 


Kurdistan Report 134 / November-Dezember 2007 


Schwerpunkt bei der Untersuchung 
wird auf Aussagen gelegt, demnach 
kurz vor dem Vorfall zwei Kleinbusse 
mit Zivilisten die Umgebung ausge- 
späht haben sollen. Verstärkt wird der 
Verdacht auch durch die Tatsache, 
dass es sich bei der betroffenen 
Region um militärisches Sperrgebiet 
handelt, das vollkommen unter mili- 
tärischer Kontrolle steht. Bei den 
Opfern handelte es sich um Arbeiter, 
die täglich den gleichen Weg zu 
einem Wasserkanal fuhren, was den 
dort stationierten Militärs unzweifel- 
haft bekannt war. Ein weiterer Faktor 
betrifft die Tatsache, dass bei den 
Parlamentswahlen im Juli im Dorf 
Besagac, aus dem die Opfer aus- 
nahmslos stammten, der Großteil der 
Stimmen für die von der DTP unter- 
stützten unabhängigen Kandidaten 
abgegeben wurde. 

Quelle: Gündem, 16.10.2007, ISKU 


Jeder Berg, jeder Stein, jeder Wald und alle Menschen Kurdistans sind bedroht 


Mit der Würde eines Volkes darf 
man so nicht umgehen 


ANF-Interview mit Murat Karayılan, Vorsitzender des Exekutivrats der KCK 


Neben der Bunkerhaftstrafe und der 
ausbleibenden Verbesserung seiner 
Lebens- und Gesundheitsbedingun- 
gen ist Herr Öcalan vielseitigen 
Angriffen auf seine politische Iden- 
tität ausgesetzt. Er selbst hat geäu- 
Bert, dass er damit zum Schweigen 
gebracht und seine politische Arbeit 
verhindert werden solle. Was ist Ziel 
dieser Maßnahmen? 


Gegen unseren Vorsitzenden wird 
eine äußerst systematische Repressions- 
und Vernichtungspolitik betrieben. Die 
Türkei will eine politische Willensbil- 
dung der kurdischen Bewegung verhin- 
dern. In der Türkei wie auch außerhalb 
ihrer Grenzen ist ein neues und umfang- 
reiches Angriffskonzept gegen die kurdi- 
sche Befreiungsbewegung entwickelt 
worden. Dessen Kern bilden die Angrif- 
fe gegen unseren Vorsitzenden, die auch 
seine Vergiftung einschließen, und eine 
kolonialistische Politik zur Unterwer- 
fung des kurdischen Volkes. 

Die kurdische Frage ist eine Realität 
in der Türkei. Es ist eine altbekannte 
Praxis der Türkei, diese Frage zu leugnen 
und zu unterdrücken. Es scheint so, als 
ob die AKP-Regierung auch in Zukunft, 
trotz ihrer Außerungen zur Existenz der 
kurdischen Frage, an der Vernichtung 
der kurdischen Bewegung festhält. Es 
gibt keine andere Erklärung für die 
Ablehnung selbst der bescheidensten 
Projekte unseres Vorsitzenden zur Aner- 
kennung der kurdischen Identität und 
für den Versuch, ihn zu zerstören. Unser 
Vorsitzender ist derjenige, der Initiativen 
für die Einheit des kurdischen und tür- 
kischen Volkes und deren Leben in einer 
gleichberechtigten und freien Demokra- 
tie entwickelt. Mit welcher Logik also 


Foto: ANF 


Murat Karayılan 


können solche Maßnahmen gegen unse- 
ren Vorsitzenden erklärt werden? 

Manche Kreise sind der Ansicht, die 
PKK arbeite nur für die Freiheit Abdul- 
lah Öcalans. Dies ist korrekt, jedoch 
kommt seine Freiheit der Freiheit des 
kurdischen Volkes gleich. Diese Äuße- 
rungen sind also nur irreführende 
Behauptungen. Das kurdische Volk 
nimmt sich seiner Realität und Freiheit 
an, auch indem es zu seinem Vorsitzen- 
den steht. Das Problem besteht nicht 
nur in der Verweigerung seines Rechts 
auf politische Tätigkeit. Eigentliches 
Ziel ist seine Vernichtung. Die Vergif- 
tung ist bekannt. Die Fakten sprechen 
für einen kritischen Gesundheitszustand 
unseres Vorsitzenden. 

Das kurdische Volk, alle demokrati- 
schen Kreise sowie alle zuständigen 


Institutionen müssen sich der Notwen- 
digkeit einer sofortigen Therapie 
bewusst werden. Imralı ist mit seinem 
Klima, seinem Wasser und den speziel- 
len Wandfarben zu einem Ort der Ver- 
giftung geworden. Ocalan muss von 
dort weggebracht werden. Auf hinter- 
hältige Weise wird ihm nach dem Leben 
getrachtet. Seit dem 1. März appellieren 
wir immer wieder an die zuständigen 
Stellen. Das europäische Antifolterko- 
mitee CPT hat die Insel besucht, jedoch 
wurde bisher kein Bericht über die 
Untersuchungsergebnisse veröffentlicht. 
Daher rufen wir nochmals den Europa- 
rat und alle zuständigen Institutionen 
zur Intervention auf. Das Leben unseres 
Vorsitzenden ist ernsthaft gefährdet. 

Es muss endlich ein Ende haben, den 
Menschen darf nicht so viel zugemutet 
werden. Mit der Würde eines Volkes darf 
man so nicht umgehen. Wenn sich der 
chauvinistisch-türkische Hass dermaßen 
gegen unseren Vorsitzenden richtet, sind 
Feindschaft und Krieg zwischen den 
Völkern unumgänglich. Auch unser 
Volk ist zu höchster Aufmerksamkeit 
aufgefordert. 


Es gibt Hinweise auf den Einsatz che- 
mischer Waffen im Kampf der türki- 
schen Armee gegen die Guerilla. 
Zudem werden die Wälder in Brand 
gesetzt. Was sagen Sie vor diesem 
Hintergrund zu den Angriffen? 


Wir bringen immer wieder zum Aus- 
druck, dass der türkische Staat systema- 
tische Angriffe und Vernichtungspläne 
gegen die kurdische Freiheitsbewegung 
einsetzt. Bei genauerem Hinsehen 
erkennt man, dass die Maßnahmen auf 
Imralı denen gegen die Guerilla glei- 
chen. Fakt ist beispielsweise die Vergif- 
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tung von Guerillaangehörigen, Fakt ist 
auch der Einsatz von Agenten, um in 
unseren zentralen Lagern unsere Füh- 
rungsebene zu vergiften. Hinzu kommt 
die Behauptung, dass noch anderweitige 
Waffen eingesetzt werden, doch habe ich 
dafür keine Belege. Wenn sie allerdings 
behaupten, unschuldig zu sein, könnten 
sie internationale Institutionen zu 
Recherchen einladen. Warum machen 
sie dies nicht? Stattdessen leiten sie Ver- 
fahren gegen diejenigen ein, die diese 
Vorwürfe äußern. Erst einmal müssten 
diese untersucht werden, bevor Konse- 
quenzen gezogen werden. Ohne jegliche 
Untersuchung wurden Verfahren gegen 
Funktionäre der DTP eingeleitet. Wenn 
dies keine Repression ist und kein Ver- 
such, sie zum Schweigen zu bringen, was 
dann? 

Wenn es Menschenrechtsvereine, 
demokratische Kreise und Umweltorga- 
nisationen in der Türkei gibt, so appel- 
liere ich hiermit an alle diese. In Diyar- 
bakır, Sirnak, Siirt, Bingöl und Dersim 
brennen Wälder, unser Land soll 
unfruchtbar gemacht werden. Wo sind 
die Umweltaktivisten? Alle Lebewesen 
und Wälder will man zerstören, mit 
Staudämmen die historische Vergangen- 
heit, den kulturellen Reichtum und die 
Zukunft des Landes vernichten. Alle 
Kurden müssen gegen die Staudämme 
in Kurdistan kämpfen. Unser Land soll 
auf diese Weise unbewohnbar gemacht 
werden. 

Kurdistan ist in jeder Hinsicht Angrif- 
fen ausgesetzt. Jeder Berg, jeder Stein, 
jeder Wald und alle seine Menschen sind 
bedroht. Dies ist das Vorgehen der AKP 
in Kurdistan. Außenminister Gül wollte 
mit seinem Besuch in Kurdistan die 
militärischen Kräfte, die diese Vernich- 
tung betreiben, moralisch unterstützen. 
Das kurdische Volk hat er dazu aufgeru- 
fen, den Staat zu schützen. Würden die 
kurdischen Patrioten die Wälder im 
Westen der Türkei in Brand stecken, 
gäbe es da noch Wälder? Der Krieg 
gegen die kurdische Befreiungsbewe- 
gung muss gewissen Regeln unterliegen. 
Ihr sprecht ständig von Brüderlichkeit. 
Was haben Waldbrände, Vergiftung und 
Ermordung von Jugendlichen mit 
Geschwisterlichkeit zu tun? 


Die Diskussionen um den Verfas- 
sungsentwurf der AKP nehmen zu. 
Wohin sollen sie führen? 


Die Diskussionen werden nicht auf 
der richtigen Grundlage geführt und 
wichtige Themen werden ausgeklam- 
mert. Will die Türkei eine demokrati- 
sche Gesellschaft werden und eine zivile 
Verfassung schaffen, muss sie eine kor- 
rekte Sichtweise auf die kurdische Frage, 
welche ja einen gesellschaftlichen Kon- 
flikt darstellt, entwickeln. Zahlreiche 
Wissenschaftler und Politiker überspie- 
len dieses Problem, denken jedoch, eine 
demokratische Verfassung schaffen zu 
können. Ohne das Identitäts- und Kul- 
turproblem von zwanzig Millionen Kur- 
den zu lösen, sind Frieden und eine zivi- 
le Verfassung in der Türkei nicht mög- 
lich. Alle auf der Verleugnung der Kur- 
den beharrenden Dokumente müssen 
militärisch durchgesetzt werden. Somit 
sind sie nicht zivil, sondern militärisch. 
Eine die Kurden verleugnende Haltung 
kann keine demokratische sein. Auch 
wenn die Demokratie behauptet wird, 
wird es in der Türkei zu Konflikten und 
Auseinandersetzungen kommen, da das 
von kurdischer Seite nicht akzeptiert 
wird. Die Kurden werden kein Gesetz 
und keine Maßnahme akzeptieren, wel- 
che sie verleugnen. Wir leben im 21. 
Jahrhundert, nirgendwo gibt es Verbote 
gegen Sprachen. Eine auf Vernichtung 
gesellschaftlicher Kultur ausgerichtete 
Politik ist längst überholt. Die türkische 
Republik übersieht dies jedoch bewusst. 

Mit der Kopftuchdebatte wird die 
Diskussion um die Verfassung erstickt. 
Für uns ist jedoch die kurdische Frage 
zentrales Problem der Türkei. Wir spre- 
chen daher von einer demokratischen 
Türkei. Unser Projekt der demokrati- 
schen Republik ist überaus wichtig. Es 
ist die einzig richtige Alternative zum 
engstirnigen, verleugnenden Islam, der 
sich aus dem Scheriats-Recht speist. 

Es ist Realität, dass die Ansichten des 
politischen Islam und der chauvinis- 
tisch-nationalistischen Kreise nichts mit 
Demokratisierung zu tun haben. Für die 
Türkei ist eine demokratische Verfas- 
sung notwendig, auf die sich alle sozia- 
len, ethnischen und kulturellen Kreise 
einigen. Ohne eine Lösung der kurdi- 
schen Frage ist Demokratie in der Türkei 
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nicht möglich. Stattdessen konzentriert 
man sich jedoch auf das Kopftuch, 
sicherlich auch ein Problem der Türkei, 
aber so als ob dessen Lösung alle ande- 
ren Probleme lösen könnte. Für ein 
demokratisches Land ist mehr Objekti- 
vität gefordert. 


Dos Kerkük-Referendum wird wahr- 
scheinlich verschoben. Welche Grün- 
de gibt es hierfür? Welche Haltung 
werden Sie dazu haben? 


Als Bewegung sind wir der Meinung, 
dass Grenzen ihre Bedeutung einbüßen 
und nationalstaatliche Grenzen längst 
überwunden worden sind. Aus der Pers- 
pektive des demokratischen Konfödera- 
lismus erscheint uns diese Herangehens- 
weise korrekt. Doch können wir dieses 
Thema nicht unter diesen Gesichts- 
punkten bewerten. Denn dieser Kon- 
flikt betrifft nicht Grenzen. Es ist auch 
kein Städteproblem. Es ist keine Frage, 
welchem Land oder Volk diese Stadt 
angehört. Wir respektieren den Willen 
aller Gesellschaften und ethnischen 
Gruppen. Wir richten uns nach dem 
Grundsatz eines gleichberechtigten und 
freien Zusammenlebens aller Völker. 
Doch die Kerkük-Frage übertrifft all 
dies. Das anti-kurdische Bündnis sieht 
in der Kerkük-Problematik die Frage, ob 
das kurdische Volk seinen Willen 
bekommt oder nicht. Daher geht es um 
die politische Willensbildung des kurdi- 
schen Volkes, die dem Bündnis ein 
Dorn im Auge ist. Kerkük soll wegen 
seiner Reichtümer vom Gebiet Kurdi- 
stan abgespalten werden, um den Kur- 
den eine ökonomische und gesellschaft- 
liche Struktur vorzuenthalten, mit der 
sie sich selbst behaupten können. 

Die Politik dieser Kreise kann man so 
charakterisieren: Erstens will man der 
PKK, die in den anderen Teilen Kurdi- 
stans einen Befreiungskampf führt, 
einen Schlag versetzen, zweitens soll eine 
Anbindung der Kerkük zugehörigen 
Städte wie Sengal, Maxmur und Xane- 
qin an Kurdistan verhindert werden. 
Damit soll das kurdische Volk fortwäh- 
rend an sich gebunden und damit besser 
beherrscht werden können. Mit der 
Unterdrückung der Befreiungsbewe- 
gung in den anderen Landesteilen und 
der Abspaltung Kerküks von Kurdistan 


glauben sie, das Gebiet Kurdistan besser 
kontrollieren zu können. Wir sind daher 
der Auffassung, dass in der Kerkük- 
Frage eine nationale Politik entwickelt 
werden muss. 

Nach Artikel 140 der irakischen Ver- 
fassung sollte das Referendum bis 
Jahresende durchgeführt werden. Vor- 
aussetzung hierfür ist jedoch die Über- 
windung der Folgen der Politik Saddam 
Husseins, welche die demographische 
Zusammensetzung verändert hatte. 
Zunächst hätte die zwangsweise umge- 
siedelte kurdische und turkmenische 
Bevölkerung zurückgeführt und die aus 
anderen Gebieten dort angesiedelte ara- 
bische Bevölkerung unter Berücksichti- 
gung ihrer sozialen und wirtschaftlichen 
Bedürfnisse in ihre ursprünglichen Orte 
zurückgebracht werden müssen. Auch 
die Volkszählung hätte korrekter durch- 
geführt werden müssen. Die regionalen 
Hegemonialstaaten, die am Status quo 
festhalten, insbesondere die Türkei, ver- 
suchen mit terroristischen Angriffen, die 
Vorbereitungsphase für das Referendum 
zu sabotieren. Gegen diese Angriffe und 
für die Schaffung der Grundlagen des 
Referendums hätten Vorkehrungen 
getroffen werden müssen. 


Auch die USA orientieren ihre Politik 
an ihren eigenen Bedürfnissen. Zum 
einen geben sie vor, Stabilität und Ord- 
nung in der Region schaffen zu wollen, 
zum anderen berücksichtigen sie die 
Anforderungen der Kräfte, die gegen 
eine solche Ordnung sind. Dies verstärkt 
die Instabilität und führt zu keiner 
Lösung. Die Verschiebung des Referen- 
dums wird eine äußerst gefährliche Situ- 
ation schaffen. 


Wie bewerten Sie die Aussage des 
irakischen Staatschefs und YNK-Vor- 
sitzenden Celal Talabani, der legiti- 
me Verteidigungskampf Ihrer Bewe- 
gung sei antidemokratisch, vor dem 
Hintergrund der Wohl Abdullah Güls 
zum Staatspräsidenten, der gemein- 
samen iranischen und türkischen 
Armeeanpgriffe sowie der Verschie- 
bung des Referendums? 


Sicherlich kann sich jeder kurdische 
Politiker zum gesamten Kurdistan 
äußern. Es ist jedoch unangebracht, 
über eine Bewegung in einem Teil Kur- 
distans, die mit viel Mühe und Einsatz 
arbeitet, einen solchen Kommentar 
abzugeben. Allein aus Respekt gegenü- 
ber den Menschen und ihrem Willen in 


Sicherheitsmaßnahmen zum Besuch des Außenministers Gül in Urfa 
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diesem Teil Kurdistans, aber auch auf- 
grund der starken Repressalien, denen 
die Menschen, welche sich mit viel Kraft 
engagieren, ausgesetzt sind, sollte man 
vorsichtiger sein mit solchen Außerun- 
gen. Zudem muss man sich die 
Geschichte und die Wirkung des kurdi- 
schen Kampfes vor Augen halten. Dieser 
Kampf in der Türkei ist ein Kampf für 
die Demokratisierung des Landes. Es 
war das kurdische Volk, das sich gegen 
das faschistische Regime des 12. Sep- 
tember erhoben hat. Die Befreiungsbe- 
wegung unter der Führung der PKK hat 
den Faschismus des 12. September 
durchbrochen und damit zur demokra- 
tischen Offnung beigetragen. Von die- 
sem Tag an hat der Kampf der Kurden 
immer der Demokratisierung gedient. 


Im selben Interview behauptete 
Talabani mit Hinweis auf den Stim- 
menanteil der AKP bei der Wahl, sie 
sei nicht nationalistisch. 


Man muss die AKP richtig bewerten. 
Die AKP-Führung ist unter den politi- 
schen Kräften in Südkurdistan gut 
bekannt. Man lässt sich von einigen libe- 
ralen Außerungen täuschen. Im Grunde 
unterscheidet sich die Politik von AKP 
und Militär in strategischer Hinsicht 
nicht viel. Das Militär will das kurdische 
Volk vernichten und seinen Willen bre- 
chen. Dies nicht nur militärisch, denn 
auch die Armee arbeitet politisch. Poli- 
tisch, militärisch und kulturell bildet die 
Vernichtungspolitik die Grundlage für 
das Konzept sowohl der Armee als auch 
von CHP und MHP In der Konzeption 
der AKP kommt hinzu, dass nicht alles 
mit Gewalt vernichtet werden muss, 
sondern auch langsam zersetzt werden 
kann. Die AKP glaubt, die Kurden auf- 
grund ihrer mehrheitlichen Zugehörig- 
keit zum Islam vom nationalen Kampf 
trennen zu können, indem sie ihnen die 
Hand ausstreckt, den Armen zu essen 
gibt und sich ihnen mit islamischen 
Floskeln nähert. Die AKP betreibt eine 
Politik wie im Osmanischen Reich. 

Einigen politischen Aussagen Güls 
und durch verschiedene Ordensgemein- 
schaften vermittelten Botschaften der 
AKP wird Glauben geschenkt. Zudem 
arbeitet die AKP für den Machtausbau 
einiger kollaborierender Feudalherren. 
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Durch die Unterstützung einiger islami- 
scher Organisationen versucht die AKB 
die Autonomieregierung in Südkurdi- 
stan auszuhebeln. Dies wird jedoch 
nicht gesehen. Meiner Meinung nach 
können die südkurdischen Politiker das 
System der Republik Türkei und seine 
verschiedenen politischen Richtungen 
nicht ausreichend analysieren. Daher 
haben sie auch eine falsche Herange- 
hensweise an die AKP. 

Die AKP hat sich in der Kurdistan- 
Frage mit Staat und Armee geeinigt. In 
diesem Rahmen wurde Gül als Staats- 
präsident akzeptiert. Das wäre ohne die- 
sen Konsens nie zustande gekommen. 

Die Rede des türkischen General- 
stabschefs Yasar Büyükanıt bei seinem 
Amtsantritt im vergangenen Jahr und 
verschiedene Presseerklärungen in den 
USA und der Türkei beschreiben die 
Strategie der türkischen Politik in der 
kurdischen Frage. Diese Strategie zielt 
nicht nur auf die PKK ab, sondern auch 
auf die Autonomieregierung in Südkur- 
distan: „Die Vernichtung der PKK reicht 
nicht aus, man muss die Perspektive 
Kurdistan aus dem Weg räumen.“ 

Herr Talabani hat gesagt: „In Diyar- 
bakır hat die DTP vier Abgeordnete, die 
AKP acht ins Parlament geschickt, somit 
stellt die AKP die Zukunft der Region 
dar.“ Hier liegen falsche Zahlen vor. 
Zudem konnten aufgrund der antide- 
mokratischen 10-%-Hürde nicht alle 
DTP-Kandidaten bei der Wahl berück- 
sichtigt werden. Das wird außer Acht 
gelassen. 

Eine Gruppe kurdischer Abgeordne- 
ter ist ins Parlament gezogen. Das ist ein 
Erfolg der Befreiungsbewegung und 
wurde mit viel Anstrengung und Kraft 
erreicht. Um die Repräsentanz dieses 
Willens zu verhindern, waren viele Hin- 
dernisse geschaffen worden, die aller- 
dings überwunden werden konnten. 
Diese Gruppe steht jetzt unter großem 
Druck. Um sie zu beseitigen und zu ent- 
machten, wurden zahlreiche Verfahren 
gegen sie eingeleitet, zudem sind sie psy- 
chischem Druck ausgesetzt. Daher ist 
eine nationale Politik erforderlich sowie 
die Unterstützung des demokratischen 
Kampfes. 

Den Demokratiekampf in Nordkur- 
distan als antidemokratisch zu bezeich- 
nen entspricht nicht der Realität. Denn 


er ist legitim. Kurdische Jugendliche 
werden mit chemischen Waffen hinge- 
richtet. Diese Jugendlichen werden sich 
selbstverständlich verteidigen. Unsere 
Bewegung hat, wie allen kurdischen und 
internationalen Kräften bekannt ist, im 
Oktober 2006 einen Waffenstillstand 
ausgerufen. Jedoch konnte niemand die 
Angriffe der türkischen Armee verhin- 
dern. Für eine korrekte Politik sind diese 
Tatsachen zu berücksichtigen. 

Sind die Angriffe in Sengal, Kerkük, 
Sirnak und Siirt nicht terroristische 
Akte? Der Staat übt Terror aus. Die Kur- 
den sagen: „Wir sind auch ein Volk, wir 
wollen unsere Sprache sprechen, unsere 
Kultur ausüben. Wir wollen mit unserer 
Identität leben. Sie können uns nicht 
zwangsweise zu Türken, Arabern, Per- 
sern machen.“ Daher sind sie Angriffen 
ausgesetzt. Ist es terroristisch, sich dage- 
gen zu verteidigen? 


Der türkische Staatspräsident Gül hat 
angedeutet, sich eventuell mit dem 
irakischen Staatschef Talabani zu 
treffen. Bedeutet dies eine Änderung 
der Haltung der Türkei zu Südkurdi- 
stan? 


Dass Herr Talabani zum Staatspräsi- 
denten des Irak gewählt wurde, hat bei 
den Kurden Erwartungen geweckt. Ein 
kurdischer Staatspräsident ist von großer 
Bedeutung, und dies muss korrekt 
bewertet werden. Dagegen hat der türki- 
sche Staat Stellung bezogen. Der Minis- 
terpräsident und der stellvertretende 
Staatspräsident werden in die Türkei 
eingeladen, der Staatspräsident jedoch 
nicht, allein wegen seiner kurdischen 
Identität. In der Türkei will niemand 
mit ihm zusammentreffen, er wird sogar 
von staatlichen Funktionsträgern als 
„Clanchef“ beleidigt. Diese Haltung 
erniedrigt das kurdische Volk. Selbst 
Erdogan hat das noch vor zwei Monaten 
wiederholt, ähnlich der ehemalige 
Staatspräsident Sezer. Jetzt gab es einen 
Wechsel des Staatspräsidenten und Herr 
Talabani sagt: „Wenn ich eingeladen 
werde, gehe ich ohne zu zögern.“ Dies 
ist meiner Meinung nach falsch und im 
Hinblick auf eine nationale kurdische 
Haltung unzureichend. Ich bin der Auf- 
fassung, dass Herr Talabani einer Einla- 
dung nicht folgen, sondern zunächst 
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eine Entschuldigung verlangen sollte. 
Die Regionalstaaten sind gewohnt, die 
Kurden als Spielfiguren zu gebrauchen. 
Dem muss ein Ende gemacht werden. 
Wir wünschen uns eine gute Bezie- 
hung zwischen den Kurden und der Tür- 
kei. Wir denken, dass beide hiervon pro- 


fitieren. 


Auch Herr Öcalan hat sich zum politi- 
schen Islam geäußert. Wie stehen Sie 
dazu? 


Wir lehnen einen politischen Islam 
ab, akzeptieren jedoch einen kulturellen 
Islam. Die religiösen Gefühle unserer 
Menschen dürfen von niemandem miss- 
braucht werden. Wir sind eine Bewe- 
gung, die eine emotionelle Haltung in 
Anlehnung an die Religions- und 
Gewissensfreiheit sowie die Etablierung 
einer korrekten islamischen Sichtweise 
in der Gesellschaft schätzt. Der politi- 
sche Islam will sich dauerhaft als Herr- 
schaft etablieren. Eine liberale Islampoli- 
tik der AKP blendet vor allem interna- 
tionale und auch andere Kreise. Es gibt 
keinen radikalen oder liberalen Islam, 
beide haben dieselben Wurzeln. Man 
bezeichnet es als liberalen Islam und 
anschließend kann sich die Hizbullah 
oder die El-Kaida dahinter verbergen. 
Von daher ist das Bestreben der USA, 
gegen den radikalen Islam einen libera- 
len zu schaffen, zum Scheitern verur- 
teilt. 


Gibt es auch in anderen Teilen Kurdi- 
stans den Versuch, die Gesellschaft 
mit Religion zu beeinflussen? 


Alle Staaten, die Kurdistan unter ihrer 
Kolonialherrschaft halten wollen, nut- 
zen die religiösen Gefühle der Kurden 
aus. Dies wird beispielsweise in Ost- 
Kurdistan schr intensiv praktiziert. Auch 
in West- und Süd-Kurdistan versucht 
man auf diese Weise, die Menschen von 
der Bewegung zu trennen. 

In den Teilen der Gesellschaft, in 
denen dies so nicht verfängt, versuchen 
sie, die Menschen durch Drogen, Prosti- 
tution etc. zu erniedrigen. Daher sind 
die nationalen demokratischen kurdi- 
schen Kräfte gefordert, die Gesellschaft 
ideologisch, politisch und gesellschaft- 
lich zu schützen. 


Geschichte und Gegenwart des Komplotts gegen Abdullah Öcalan 


Kampagne zum Schutz von 


Abdullah Ocalan begonnen 


Nalin Penaber, Halit Ermis (ANP), ZaQros (08.10.2007) 


Es sind jetzt neun Jahre seit dem 
internationalen Komplott gegen 
Abdullah Öcalan vergangen. 
Seit seiner rechtswidrigen Ver- 
schleppung am 15. Februar 
1999 aus Kenia in die Türkei wird 
er als einziger Gefangener unter 
scharfen Isolationshaftbedin- 
gungen auf der Gefängnisinsel 
Imralı festgehalten. Der Exeku- 
tivratsvorsitzende der Vereinig- 
ten Gemeinschaften Kurdistan 
(KCK), Murat Karayılan, Exeku- 
tivratsmitglied Mustafa Karasu 
und Bes& Simal von der Koordi- 
nation der Exekutive der Koma 
Jinen Bilind (KJB) bewerteten 
das Komplott und den Gesund- 
heitszustand von Abdullah Öca- 
lan. 


34 Staaten am 
Komplott beteiligt 


Murat Karayılan sieht durch die Tat- 
sache, dass die Einzelheiten des Kom- 
plotts noch immer nicht aufgedeckt 
werden konnten, bewiesen, wie umfang- 
reich es war: „Nach Recherchen eines 
Journalisten waren 34 Staaten am Kom- 
plott beteiligt. Einige haben den Boden 
bereitet, andere haben aktiv daran teilge- 
nommen. Trotz Konflikten trafen sich 
die Interessen dieser Staaten an einem 
Punkt und das Vorhaben einer breiten 
Staatengruppe wurde realisiert. Ich bin 
mir sicher, dass in Zukunft das Kom- 
plott mit all seinen Ebenen aufgedeckt 
werden wird.“ 


Auf unsere Frage, warum das bis 
heute noch nicht passiert ist, führt er 
zwei Gründe an: „Es gibt ein schmutzi- 
ges Abkommen gegen die Freiheitsbe- 
strebungen eines Volkes. Ein Volk wird 
den Interessen geopfert. Wegen dieser 
schmierigen Übereinkünfte, die interna- 
tionalem Recht, der Menschlichkeit und 
den Werten unserer Zeit widersprechen, 
kommen die bislang verborgenen 
Aspekte des Komplotts nicht ans Tages- 
licht. Der zweite Grund liegt im anhal- 
tenden Kampf der kurdischen Freiheits- 
bewegung. Unsere Bewegung ist eine 
Kraft, die bei der Festlegung des Gleich- 
gewichts in der Region eine Rolle spielt. 
Folglich müssen die irgendwie in das 
Komplott involvierten Staaten die Exis- 
tenz dieser Kraft beachten und versu- 
chen, sich bedeckt zu halten. Wäre es 
gänzlich erfolgreich verlaufen, gäbe es 
keine Geheimniskrämerei.“ 


PKK ist im Mittleren Osten ein 
anderer Faktor 


Die kurdische Freiheitsbewegung 
stehe im Mittleren Osten außerhalb der 
direkten Konfrontation zwischen den 
regionalen Staaten, die sich an den Sta- 
tus quo klammern, einerseits und den 
dagegen kämpfenden Kräften und deren 
Unterstützern andererseits: „Wenn sich 
unsere Bewegung auf eine dieser Seiten 
schlagen sollte, würde das eine Störung 
der bestehenden Balance bedeuten. Aber 
dadurch, dass sie als eine stabile und wil- 
lensstarke dritte Linie unabhängig ist, 
hat sie vor allem in Kurdistan eine ande- 
re Gewichtung geschaffen. Weil aber 
unsere Bewegung eine eigenständige 
Kraft darstellt, lässt diese Situation nicht 
zu, dass die am Komplott beteiligten 
Kräfte ans Tageslicht kommen. Die am 


Komplott beteiligten Kräfte nahmen 
unseren Vorsitzenden gefangen und ver- 
setzten somit unserer Bewegung einen 
Schlag. Aber sie hat es geschafft, sich zu 
sammeln. Unser Vorsitzender entwickel- 
te gegen das Komplott eine neue Linie, 
zwang das demokratische Lösungspro- 
jekt für die kurdische Frage auf und ver- 
folgte auf Imralı eine konsequente, an 
Prinzipien gebundene und beharrliche, 
zugleich bedeutende Widerstandslinie. 
Er hat auch unter diesen sehr schwieri- 
gen Umständen eine Kraft entwickelt. 
Auf seiner Linie haben die Bewegung 
und das Volk ihren Kampf geführt und 
somit die Einheit zwischen dem Vorsit- 
zenden, der Partei und dem Volk herge- 
stellt. Mit einer richtigen Politik hat 
unser Vorsitzender der Bewegung die 
Erneuerung ermöglicht und zugleich die 
Grundlage, die Perspektive und die 
Kraft geschaffen, auf der sie sich gegen 
Angriffe von innen und außen verteidi- 
gen und auf den Beinen halten konnte. 
In diesem Sinne wurde der Erfolg des 
internationalen Komplotts verhindert. 
Aber das bedeutet nicht dessen vollstän- 
dige Überwindung. Es hält in unter- 
schiedlichen Formen und unter unter- 
schiedlichen Bedingungen an.“ 


Neue Angriffe, neue Allianzen 


Karayılan: „Es scheint, dass der türki- 
sche Staat ein neues Angriffskonzept 
begonnen hat, nachdem er feststellen 
musste, dass das Komplott vom 9. Okto- 
ber /1998] erfolglos blieb. Der Vorstoß 
unserer Bewegung vom 1. Juni 2004 hat 
auf nationaler und internationaler 
Ebene zunehmend Wirkung gezeigt, so 
dass sie 2006 von unterschiedlichen Sei- 
ten für einen kurdisch-türkischen Frie- 
den zu einem Waffenstillstand aufgeru- 
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fen wurde. Die Botschaft wurde ver- 
mittelt, dass sie ihre frühere Kraft 
wiedererlangt hat und ein Lösungsak- 
teur ist“, so Karayılan. Deswegen sei der 
türkische Staat regelrecht in Panik gera- 
ten. Anstatt den Waffenstillstand zu 
akzeptieren, habe er erneut angegriffen 
und den strategischen Entschluss gefasst, 
die kurdische Freiheitsbewegung zu 
liquidieren. Auf dieser Grundlage sei 
seine Allianz mit dem Iran und Syrien 
mit einem neuen anti-kurdischen Kon- 
zept gegen die PKK fortgeschrieben 


worden. 


Freiheit Öcalans ist das Ziel 


Karayılan weiter: „Wir als Bewegung 
wollen das zehnte Jahr des internationa- 
len Komplotts vom 9. Oktober in das 
Jahr der Freiheit unseres Vorsitzenden 
verwandeln. Wir als Militante und 
Genossen unseres Vorsitzenden haben 
ihm durch unzureichende Genossen- 
schaft den Weg nach Imralı eröffnet. 
Unsere Hauptaufgabe besteht darin, 
diese zu überwinden und mit einem 
tadellosen Kampf und seiner Führungs- 
kraft den Befreiungskampf seinem Sieg 
näher zu bringen. In diesem Sinne 
haben wir eine Kampagne zur Vereini- 
gung und Integration mit dem Vorsit- 
zenden gestartet, eine Kampagne zum 
Schutz seines Lebens.“ 


Öcalan ist legitimer Vertreter 
des kurdischen Volkes 


Murat Karayılan erinnert daran, dass 
2006 bei einem Referendum 3,5 Millio- 
nen Menschen Öcalan zu ihrem legiti- 
men politischen Vertreter erklärt hatten. 
Auf unsere Frage, warum die gerade 
gestartete Kampagne zum Schutz von 
Ocalans Leben nicht dann begonnen 
wurde, als seine Vergiftung bekannt 
geworden war, antwortete er: „Wir ver- 
suchten damals vordergründig, den Vor- 
fall aufzudecken. Mit Aktionen, auch 
denen unserer Bevölkerung, versuchten 
wir zu erreichen, dass eine unabhängige 
Delegation den Gesundheitszustand 
unseres Vorsitzenden untersucht. Seit 
dem Bekanntwerden der Vergiftung sind 
jetzt sieben Monate vergangen. In dieser 
Zeit ist zwar eine Abordnung (das euro- 
päische Antifolterkomitee CPT) auf 


Imralı gewesen, aber die Untersuchungs- 
ergebnisse wurden bislang nicht veröf- 
fentlicht. Wir bewerten das so, dass bis- 
lang noch nichts unternommen worden 
ist, um eine Behandlung zu beginnen. 
Auch gibt es dazu keine Erklärung des 
CPT. In dieser Zeit hat sich unser Ver- 
dacht einer Vergiftung erhärtet. Obwohl 
unser Vorsitzender unmenschlicher 
Behandlung ausgesetzt ist, wurde eine 
entsprechende Therapie noch nicht auf- 
genommen. Das Leben eines Repräsen- 
tanten, den 3,5 Millionen Menschen zu 
ihrem politischen Vertreter erklärt 
haben, soll Schritt für Schritt ausge- 
löscht werden. Undenkbar, vor diesem 
Hintergrund nicht zu handeln. Aus die- 
sem Grunde sagen wir: Es reicht, und 
beginnen diese Kampagne.“ 


Bunkerstrafen sind ideologi- 
sche und politische Angriffe 


Mustafa Karasu weist darauf hin, dass 
in der Türkei kein anderer Gefangener 
aufgrund der für Herrn Öcalan gelten- 
den Begründungen mit Bunkerhaft 


Demonstration in Adana zum Jahrestag des 9. Oktober 
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belegt werde: „Die Begründungen sind 
einmalig. Zudem ist er der einzige 
Gefangene auf der Insel. Es ist ja kein 
Gefängnis, in dem er andere Gefangene 
zum Aufstand anstachelt. Folglich sind 
die Bunkerstrafen gegen ihn restlos ide- 
ologisch und politisch motiviert. Sie 
werden als Teil des Vernichtungskonzep- 
tes gegen das kurdische Volk angewandt 
und stehen in unmittelbarer Beziehung 
zu den Militäroperationen des türki- 
schen Staates und zur antikurdischen 
Politik, die im Mittleren Osten entwi- 
ckelt wird. Sie werden immer im 
Zusammenhang mit politischen und 
militärischen Angriffen gegen die kurdi- 
sche Befreiungsbewegung aktuell. Oder 
jede Art von Operation oder Angriff 
wurde draußen verstärkt, um den Willen 
und die Kraft unseres Vorsitzenden auf 
Imralı zu brechen, wurde quasi auf 
Imralı reflektiert. Und jeder Angriff auf 
die Gesundheit und das Leben unseres 
Vorsitzenden auf Imralı verläuft parallel 
mit ideologischen, politischen und 
diplomatischen Vernichtungsbestrebun- 
gen gegen die Freiheitsbewegung.“ 


Foto: DIHA 


Türkei negierte EGMR-Urteil 


Die Verfahren des kurdischen Volks- 
vertreters in Europa seien nicht als die 
eines Volkes, sondern ausschließlich im 
Rahmen des individuellen Rechts 
behandelt worden. Aber auch das Indivi- 
dualrecht sei im Endeffekt nicht einge- 
halten worden. Die Türkei habe das 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte missachtet, erklärt 
Karasu: „Obwohl der EGMR eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens forder- 
te, ist die Türkei dem nicht gefolgt. 
Somit hat sie offen gezeigt, dass das 
internationale Recht für sie keine über- 
geordnete Stellung besitzt, sie folglich 


Europa verletzte 
eigenes Recht 


„Der Grund, warum der Vorsitzende 
immer wieder auf die Klage in Athen 
verweist, liegt darin, dass dieses Verfah- 
ren aufdecken wird, inwieweit Europa 
Recht achtet oder nicht. Was z.B. 
Dänemark oder die Niederlande aus 
Sicht Europas darstellen, gilt auch für 
Griechenland. Europas Grundsätze sind 
überall die gleichen und gültig. In kei- 
nem Land kann ein Mensch ohne 
Gerichtsbeschluss des Landes verwiesen 
werden, es stellt ein Vergehen dar. Dabei 
wurde unser Vorsitzender in Griechen- 
land ohne irgendeinen Rechtsbeschluss 


LIBERTE POUR 
ÖCALAN _ 
BANTIENTRUT Pirasni 


S 


Demonstration in Brüssel — Freiheit für Öcalan Frieden in Kurdistan 


nicht bindet und sie es nicht umsetzen 
wird. Aber dass diese Missachtung des 
EGMR-Urteils vom Europarat hono- 
riert wurde, hat gezeigt, dass es auch für 
Europa keine große Bedeutung hat, 
wenn es um die Kurden geht. Es wurde 
erneut bewiesen, dass das Recht, die 
Prinzipien und die Gesetze beiseitege- 
schoben werden, wenn es um die kurdi- 
sche Frage und um den Vorsitzenden 
geht. Man beachte, dass die Angriffe 
gegen unseren Vorsitzenden zugenom- 
men haben, nachdem Europa sich nicht 
gegen die Missachtung durch die Türkei 
verhielt. Die Türkei hat geschen, dass 
jede Art von Angriff und Rechtswidrig- 
keit durch Europa gebilligt wird, und 
hat entsprechend gehandelt.“ 


Foto: Archiv 


und gegen seinen Willen aus dem Land 
gebracht. Das ist eine Verletzung euro- 
päischen Rechts. Die Klage in Athen ist 
wichtig, um zum einen dies zu beweisen 
und zum anderen die politische Dimen- 
sion seiner Verschleppung aufzuzeigen. 
Wenn er mit einer Piratenaktion aus 
Athen herausgebracht wurde, so wird 
seine Verschleppung in die Türkei eben- 
falls als rechtswidrig gelten. Somit wäre 
auch der Prozess gegen unseren Vorsit- 
zenden in der Türkei ungültig“, so Kara- 
su. 


Öcalan muss nach Europa 
überführt werden 


Wenn das Recht beachtet würde, so 
müsste Öcalan, der unter dem Schutz 
europäischen Rechts stand, als er in die 
Türkei verschleppt wurde, umgehend an 


das europäische Land überführt werden, 
in dem er einen Asylantrag gestellt hatte. 
Karasu weiter: „Weil dem so ist, tun die 
Gerichte in Europa, das Gericht in 
Athen sich schwer, ein klares Urteil zu 
fällen. Denn weder ein Gericht noch ein 
Staat kann Beweise vorlegen, dass der 
Vorsitzende rechtmäßig aus Griechen- 
land geschafft wurde. Um festzustellen, 
dass er infolge einer internationalen 
Piratenaktion entführt wurde, erachtet 
unser Vorsitzender den Prozess in Athen 
als wichtig.“ 


Die Vergiftung ist Mord 


Bese Simal erläutert, dass das System 
in Imralı durch internationale Kräfte, in 
erster Linie die USA, die EU-Staaten, 
Israel, sowie den türkischen faschisti- 
schen Staat aufgebaut wurde, und 
ergänzt: „In der Türkei wird dies von 
Armee, AKB MHP und CHP ange- 
führt. Gegenwärtig werden alle diese 
Kräfte von der AKP vertreten. Sie haben 
in einem Bündnis Imralı geschaffen. Sie 
haben Strategie und Konzept beschlos- 
sen und die Art der Ausführung geklärt. 
Nun ist die AKP verantwortlich für die 
tägliche Umsetzung des Konzepts. Die 
Vergiftung ist Mord. Diejenigen, die 
diese Vergiftung geplant und durchge- 
führt haben, sind Mörder. Die AKT, die 
den Part der täglichen Umsetzung hat, 
ist der Hauptmörder.“ 


Simal, für die Herr Öcalan einen 
historischen Beitrag zum Freiheitskampf 
der Frauen geleistet hat, führt aus: 
„Daher ist es vor allem die Aufgabe der 
Frauen, sich gegen das Komplott zu stel- 
len. Das System des Komplotts weiß 
genau: Je mehr Frauen vom Freiheits- 
kampf abgebracht werden, desto erfolg- 
reicher wird es sein. Eine geschwächte 
Frauenbewegung bedeutet eine Gesell- 
schaft mit geschwächtem Freiheits- 
kampf. Der Erfolg in Kurdistan hängt 
von der Freien Frauenbewegung ab. Das 
ist eine Errungenschaft unseres Vorsit- 
zenden. Daher sollten die kurdischen 
Frauen im ständigen Kampf für die Frei- 
heit unseres Vorsitzenden sein. Wir füh- 
ren ab dem 9. Oktober die Kampagne 
zum Schutz seines Lebens. Die Frauen 
sollten eine der wirksamsten Kräfte die- 
ses Widerstands sein.“ 


Kurdistan Report 134 / November-Dezember 2007 


Weitere Praxis des schmutzigen Krieges des türkischen Staates aufgedeckt 


Die Giftpraktiken des JITEM - 
Todesschwadronen sagen aus 


Quellen: ANF, Yeni Özgür Politika 


D: kurdische Freiheitsbewegung hat 
eine weitere Methode des schmut- 
zigen Krieges des türkischen Staates auf- 
gedeckt. Mitglieder von Todesschwadro- 
nen des illegalen militärischen Geheim- 
dienstes JITEM, die bei der Guerilla in 
den kurdischen Bergen festgenommen 
wurden, berichteten, wie sie angewor- 
ben wurden, wie dieser arbeitet und mit 
welchem Auftrag sie in die Bewegung 
eingeschleust wurden. 


Wie in der übrigen Welt werden auch 
in der Türkei Todesschwadronen gegen 
revolutionäre Bewegungen seit 1970 
eingesetzt. Vor allem seit der Aufnahme 
des bewaffneten Kampfes der PKK im 
Jahr 1984 setzte der türkische Staat auf 
einen Krieg mit unvorstellbar schmutzi- 
gen Methoden. Tausende Dörfer wur- 
den in Kurdistan zerstört, unzählige 
Menschen ermordet. Attentate wurden 
in staatlichem Auftrag verübt von offi- 
ziell nicht existierenden Organisationen 
wie JITEM, JIT, TIT. Im Kampf gegen 
die Guerilla wurden keinerlei Regeln 
eingehalten. Lebend festgenommene 
Guerillakämpfer wurden nach ihrer 
Festnahme liquidiert, chemische Waffen 
bei den Militäroperationen eingesetzt, 
Leichname gefallener Guerillakämpfer 
geschändet, einige gar enthauptet. Auch 
in den 2000er Jahren hält der türkische 
Staat am schmutzigen Krieg fest. Teil 
dessen ist die gezielte Entsendung von 
JITEM-Agenten mit Attentatsaufträgen 
in die von der kurdischen Guerilla 


gehaltenen Medya-Verteidigungsgebie- 
te. Einige dieser Agenten wurden ent- 
tarnt und festgenommen. Ihre Aussagen 
belegen die Vielschichtigkeit der 
Kontraguerillaaktivitäten. 


Sie berichteten u. a. über die Auswei- 
tung des Agentennetzes in Kurdistan. 
Danach spielen beim Aufbau eines sol- 
chen Netzes Regierung, Generalstab, 
Inlandsnachrichtendienst MIT, Gouver- 
neure, Gefängnisleiter, Bildungseinrich- 
tungen und Medien eine Rolle. Wegen 
der Ähnlichkeit der Aussagen ist davon 
auszugehen, dass die Organisierung zen- 
tral gelenkt wird. 


Wen rekrutiert JITEM? 


Es werden überwiegend kurdische 
Jugendliche ausgesucht. Mal wird ihnen 
Geld versprochen, mal werden sie einge- 
schüchtert und mit Gewalt bedroht. Sie 
sollen durch Folter und Vergewaltigung 
gebrochen werden. Wer ins JITEM- 
Netz gerät, erhält erst kleine Aufgaben, 
später werden sie mit ihrem eigentlichen 
Auftrag konfrontiert. Die Agenten, die 
in die Medya-Verteidigungsgebiete 
geschickt werden, sollen hochrangige 
Vertreter der Bewegung durch Attentate 
oder Vergiftung töten oder die Stellun- 
gen der Guerilla enttarnen. Des Weite- 
ren haben sie Informationen zu sam- 
meln, der Guerilla zu schaden und Miss- 
trauen zu säen. 
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Efkan Alan bei 
Agentenschulung 


Die Agenten sagten aus, dass Efkan 
Alan, ehemaliger Gouverneur von 
Diyarbakır und erst vor kurzem zum 
Staatssekretär des Ministerpräsidenten 
ernannt, an der Agentenausbildung teil- 
genommen habe. Alan, lange in Diyar- 
bakır und Batman im Amt, gilt als enger 
Vertrauter Erdogans. Bislang gab es dazu 
keinerlei Außerung von der Regierung 


oder Alan. 


Strategische Stellungen 


enttarnen 
Cinar Tolhildan, Mitglied der Unter- 
suchungskommission, erklärte der 


Nachrichtenagentur Firat News, die ver- 
nommenen Agenten hätten ausgesagt, 
entweder durch andere Agenten oder 
über Fernsehkanäle wie SKY Türk und 
Haber Türk Anweisungen erhalten zu 
haben. Einige sollten mit Signalgeräten 
(wie Handys) die strategischen Stellun- 
gen der Bewegung verraten, andere nur 
Aufnahmen von hochrangigen Füh- 
rungspersonen und einzelnen Guerilla- 
kämpfern machen. Eine weitere Aufgabe 
bestand darin, Kader zu diskreditieren. 


Im folgenden Auszüge aus den 
Geständnissen: 


M. Sait Yıldırım 


F: war im Juli 2006. Die Guerilla 
überfiel eine Baustelle im Kreis 
Hani, die Sait und Hayri Yıldırım 
gehörte, um Beschwerden aus der Bevöl- 
kerung nachzugehen. Es hieß, dass diese 
im Namen der Guerilla Geld in der 
Bevölkerung gesammelt hätten, um es in 
die eigene Tasche zu stecken. Während 
des Überfalls versucht Mehmet Kagmaz 
zu flüchten. Er wird von der Guerilla 
gefasst und cs stellt sich heraus, dass er 
der Neffe von Sait Yıldırım ist. Sie neh- 
men ihn mit, um über ihn seinen Onkel 
zu erreichen. 

Ich kannte die Guerilla, weil sie zuvor 
oft in unser Dorf gekommen sind. Sie 
vertrauten mir. Deshalb wurde ich als 
Mittelsmann in dieser Geschichte ausge- 
wählt. Die Guerilla teilte mir und 
Mustafa Yıldırım, dem Vater von Sait, 
bei einem Treffen mit, Mehmet Kacmaz 
werde freigelassen, wenn das für die 
Guerilla gesammelte Geld ausgehändigt 
werde. 

Am nächsten Tag ging ich meiner 
Arbeit nach, als mir zwei Personen den 
Weg abschnitten, sich als Mitarbeiter 
des JITEM ausgaben und mich auffor- 
derten, in ihren Wagen zu steigen. Eine 
weitere Person befand sich noch im 
Auto. Sein Name war Sakallı, der andere 
hieß Dr. Ahmet. Den dritten sprachen 
sie mit „Direktor“ an. Wahrscheinlich 
war er der Verantwortliche. Sie brachten 


mich zu einem Regiment in der Nähe 
von Lice. 

Ich wurde in einen Kellerraum 
gebracht, wo sie mir Filmaufnahmen 
zeigten, die Mustafa Yıldırım heimlich 
bei unserem Treffen mit der Guerilla 
aufgenommen haben musste. Danach 
sollte ich ihnen auf Landkarten Stütz- 
punkte der Guerilla zeigen. Im 
Anschluss brachten sie mich zum 
JITEM-Stützpunkt Seyrantepe in Di- 
yarbakır. Sie verbanden mir die Augen 
und legten mich in Handschellen. Kurz 
danach kamen fünf Personen mit 
Gesichtsmasken und Handschuhen in 
den Raum. Sie nahmen mir die Augen- 
binde ab. Einer sagte: „Dieser Held bist 
also Du? Wie ist es möglich, dass wir 
Dich bis jetzt nicht gefunden haben. 
Wer bist Du, dass die Terroristen Dich 
so sehr schätzen, dass sie Dich zum Ver- 
mittler machen?“ Dann fingen sie an, 
mich zu foltern. Einer steckte seine 
Waffe in mein Ohr und drohte damit, 
mich zu töten. Er schlug mir mit dem 
Waffengriff auf den Kopf. Ich wurde 
ohnmächtig. Als ich wieder aufwachte, 
war alles voller Blut. 

Am gleichen Abend zeigten sie mir 
Aufnahmen von Folter und Vergewalti- 
gungen. Sie vergewaltigten verletzte oder 
tote Guerillakämpferinnen. Guerilla- 
kämpfer wurden von 
Fahrzeugen zu Tode 
geschleift. Menschen 
wurden mit Gewalt 
in Häuser gesteckt 
und die Häuser ange- 
zündet. Tote Gueril- 
lakämpfer wurden 
aufgestapelt und ver- 
brannt, oder es wurden ihnen Ohren, 
Nasen, Zungen abgeschnitten. 

Danach forderten sie mich unter Dro- 
hungen auf, für den JITEM zu arbeiten. 
Ich konnte nicht mehr und willigte ein. 

Später wurde ich bei Militäroperatio- 
nen eingesetzt. Meine Aufgabe dabei 
war, die Fragen der militärisch Verant- 
wortlichen zu beantworten und die Orte 
festzulegen, an denen Angriffe stattfin- 
den sollten. Sie brachten mich zu einer 
Militäirkommandantur, wo wir ohne 
Überprüfung eingelassen wurden. Mir 
wurden Militärkleidung, Gesichtsmaske 
und Handschuhe angezogen. Die ande- 


ser angezündet. 


Sie vergewaltigten verletz- 
te oder tote Guerillakämp- 
ferinnen. Guerillakämpfer 
wurden von Fahrzeugen zu 
Tode geschleift. Menschen 
wurden mit Gewalt in Häu- 
ser gesteckt und die Häu- 


ren JITEM-Mitarbeiter trugen die glei- 
che Kleidung. 

Wir flogen mit einem Hubschrauber 
ins Operationsgebiet, wo ich sagen 
musste, wo sich die Guerilla befinden 
könnte. 

Danach brachten sie mich nach 
Hause. Sie gaben mir ein Mobiltelefon. 
Am nächsten Tag riefen sie an und 
nannten mir einen Treffpunkt. In einem 
Wald zeigten sie mir ein Gerät für Ton- 
und Filmaufnahmen. Ich glaube, es 
diente gleichzeitig zur Überwachung. 
Außerdem gaben sie mir eine Plastik- 
kapsel mit Gift. Beides sollte bei mir 
bleiben und ich sollte es benutzen, wenn 
die Guerilla wieder mit mir Kontakt auf- 
nehmen sollte. Sie sagten, dass sie auch 
in meinem Auto eine Überwachungska- 
mera angebracht hätten. 

Am folgenden Tag wurde ich sowohl 
zum JITEM-Stützpunkt als auch zum 
MIT-Gebäude gerufen. Es wurde eine 
Akte in drei Ausfertigungen von mir 
angelegt, eine für den JITEM, eine für 
den MIT, wohin die dritte Akte ging, 
weiß ich nicht. Sie gaben mir den Code- 
namen „Heval“. 

Beim MIT musste ich an einer dreitä- 
gigen Schulung teilnehmen. Es kamen 
ca. 40-50 Leute. Einige kannte ich. Uns 
gegenüber saßen wichtige Leute, die uns 
schulen sollten. Auch der ehe- 
malige Gouverneur von Diyar- 
bakır, Efkan Ala, war am 
ersten Tag anwesend. Er 
erzählte uns, wie wir uns 
innerhalb der Bevölkerung zu 
verhalten hätten, wie die Men- 
schen gelenkt, wie von ihnen 
Informationen gesammelt wer- 
den können und wie man sich nach 
einer Aktion unter das Volk mischt. In 
Beispielen erklärte er, wie wir dazu bei- 
tragen können, dass das Vertrauen der 
Bevölkerung zur Guerilla zerstört wer- 
den kann. Danach erzählte uns ein 
MIT-Mitarbeiter, wie wir Informationen 
sammeln und die Milizen außer Gefecht 
setzen sollten. Auch Militärs beteiligten 
sich an der Schulung. Uns wurde mit 
Filmen gezeigt, wie wir Komplotte 
schmieden, das Vertrauen der Guerilla 
gewinnen und mit welchen Methoden 
wir sie in Hinterhalte locken sollten. 
Außerdem brachten sie uns bei, Gift ein- 
zusetzen. Sie sagten, das sei die einfach- 


Kurdistan Report 134 / November-Dezember 2007 


ste Methode, niemand komme dahinter. 
Auch zu diesem Thema zeigten sie uns 
Filmaufnahmen. Ein alter Mann hatte 
in seinem Haus Gift in das Essen der 
Guerilla getan. Sie hatten ihren Tee noch 
in der Hand, als sie plötzlich alle der 
Reihe nach erstarrten. Danach kamen 
maskierte Sondereinheiten herein, die 
sagten: „Schaut, wir haben sie vergiftet 
wie Ratten.“ 

Nach der Schulung drohten sie mir 
damit, meinen Besitz zu beschlagnah- 
men oder Angehörige von mir auf ver- 
schiedene Weise anzugreifen. Außerdem 
erläuterten sie mir die Kopfgeldliste für 
Guerillakämpfer. Für jeden außer 
Gefecht gesetzten einfachen Kämpfer 
15 000-20 000 YTL, für bekanntere, 
beliebte Kämpfer 35 000-40 000, für 
einen Gruppenkommandanten 75 000, 
für einen Gebietskommandanten 
80 000-100 000 YTL. Für noch hoch- 
rangigere Verantwortliche sollte es noch 
mehr geben. 

Irgendwann gaben sie mir eine Tasche 
voll Geld. Damit sollten die Guerilla- 
kämpfer in eine Falle gelockt werden. 
Tagelang verließ ich das Haus nicht und 
unternahm auch nichts, um Kontakt 
mit der Guerilla herzustellen. Ich stellte 
fest, dass mein Haus die ganze Zeit von 
JITEM-Mitarbeitern beobachtet wurde. 
Sie trauten mir nicht. Ein paar Tage spä- 
ter kamen sechs JITEM-Leute in Gueril- 
lakleidung ins Haus. Sie beleidigten 
mich und meine Familie. Angeblich war 
ich einer von ihnen, aber sie behandel- 
ten mich sehr schlecht. Weil aus ihrem 
Plan nichts geworden war, nahmen sie 
mich wieder mit nach Seyrantepe. Sie 
warfen mir vor, nicht für sie zu arbeiten, 
und folterten mich. Zunächst verbanden 
sie meine Augen, schlugen und traten 
mich. Dann zogen sie mich nackt aus, 
quetschten meine Geschlechtsteile, 
spritzten mich mit einem Hochdruck- 
schlauch ab und versetzten mir Strom- 
schläge. 

Am nächsten Tag wurde ich wieder 
bei einer Militäroperation eingesetzt. Sie 
ließen mich ein Dokument unterzeich- 
nen, dass ich daran aus eigenem Willen 
teilnehme. Im Hubschrauber sagten sie, 
wenn die Operation nicht erfolgreich 
verlaufe, würden sie mich aus dem Heli- 
kopter werfen. Der Hubschrauber vor 
uns fing plötzlich Feuer. Daraufhin 


drehte unserer sofort ab. Abends habe 
ich in den Nachrichten gehört, dass ein 
Hubschrauber abgeschossen wurde. 
Aber es hieß, lediglich ein Unteroffizier 
sei gefallen und drei Soldaten seien ver- 
letzt worden. Ich weiß, dass das eine 
Lüge war, denn ich habe es mit eigenen 
Augen gesehen. Der Hubschrauber war 
zerstört und es befanden sich zwölf Per- 
sonen darin, darunter neun Sonderein- 
satzkräfte. 

Zwanzig Tage später fand eine zweite 
dreitägige Schulung statt. Es ging um 
den Jahrestag der 
Verschleppung Oca- 
lans in die Türkei, 
Newroz und eine 
grenzüberschreiten- 
de Militäroperation. 
Neben dem Gouver- 
neur und den anderen nahm auch der 
Gefängnisdirektor von Ulucanlar teil, 
wohl als Verantwortlicher für die Spitzel 
in den Gefängnissen. 

Nach der Schulung wurde mir vom 
MIT-Verantwortlichen „Direktor 
Ahmet“ die Aufgabe übertragen, nach 
Südkurdistan und von dort in die Gue- 
rillagebiete zu gehen. Danach wurde ich 
in einen anderen Raum gebracht, in 
dem sich ca. zwanzig Personen befan- 
den. Darunter waren Semo (Semdin 
Sakık), Artes, Siyabend, Kocer und 
andere Überläufer und Spitzel. Direktor 
Ahmet ließ sich von ihnen bestätigen, 
dass ich geeignet sei und das Vertrauen 
der Guerilla genieße. Der Leiter des 
Gefängnisses Ulucanlar kam zu mir und 
sagte: „Mein Sohn, Du kennst mich 
nicht. Schau mich gut an, ich bin der 
Leiter des Gefängnisses Ulucanlar. Und 
schau, ich habe sogar Semo hierher 
gebracht. Meine Macht ist groß genug. 
Ich kann jeden, den ich will, hierher 
bringen.“ Dann gab er mir seine Tele- 
fonnummer, damit ich ihn anrufe, wenn 
ich irgendetwas hätte, das mit den 
Gefängnissen zu tun hat. 

Ein paar Tage später fingen die Vorbe- 
reitungen für meinen Weg zur Guerilla 
an. Sie zeigten mir Fotos von hochrangi- 
gen Führungskräften in den Guerillage- 
bieten in Südkurdistan und andere von 
Personen, die zuvor als Spitzel dorthin 
geschickt worden waren und mit denen 
ich auf keinen Fall Kontakt aufnehmen 
dürfte. Außerdem nannten sie mir ver- 
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Ein alter Mann hatte in sei- 
nem Haus Gift in das Essen 
der Guerilla getan. Sie hat- 
ten ihren Tee noch in der 
Hand, als sie plötzlich alle 
der Reihe nach erstarrten. 


schiedene Codes, die ich bei telefoni- 
schen Kontakten mit dem JITEM 
benutzen sollte. 

Sie informierten mich auch über den 
Zweck des Ganzen. Es ging um eine 
grenzüberschreitende Militäroperation, 
bei der zunächst von Einheiten, die nach 
Südkurdistan eingeschleust worden 
waren, eine Art Einkreisung vorgenom- 
men werden sollte. Von den südkurdi- 
schen Kräften sollte teilweise Unterstüt- 
zung in Form von Informationen und 
Behinderungen kommen. Schwerpunkt- 
mäßig sollten Luftangriffe auf 
Orte stattfinden, an denen 
sich hochrangige Führungs- 
kräfte der PKK aufhielten. 
Aber die Operation sollte 
eigentlich gemeinsam mit 

em Iran über die iranische 
Grenze durchgeführt werden. 

Mich beauftragten sie damit, an Stel- 
len mit Führungskräften, schweren Waf- 
fen oder besonders vielen Guerillakämp- 
fern per Telefon ein Signal zu senden. 
Weiterhin sollte ich sie darüber infor- 
mieren, wer aus der Türkei oder dem 
Ausland hierher kam und welche Vorbe- 
reitungen gegen Militäroperationen 
getroffen wurden. Sie zeigten mir auch 
Methoden, wie ich mich schützen konn- 
te. Beispielsweise sollte ich mich sofort 
von Orten entfernen, von denen ich ein 
Signal gesendet hatte. 

Schließlich begab ich mich von 
Diyarbakır aus über Zaxo und Maxmur 
in die Guerillagebiete. Dort kam heraus, 


dass ich Spitzel bin. € 


Serhat Ege 


M‘ Kontakt mit der Polizei begann 
im Jahr 1999 über die Vermittlung 
eines Schulfreundes. Gegen Geld sollte 
ich zur DEHAP gehen und bestimmte 
Informationen besorgen. Sie gaben mir 
ein Trinkgeld und wollten dafür Namen. 
Newroz 2001 wurde ich festgenom- 
men. Nach fünfzehn Monaten wurde 
ich wieder freigelassen, weil ich noch 
minderjährig war. Danach wollte ich 
mich der Guerilla anschließen. Mit 
einem weiteren Freund wurde ich im 
Iran erwischt und verhaftet. Gegen Zah- 
lung einer Geldstrafe wurden wir freige- 
lassen. Der Onkel meines Freundes 
arbeitete bei der Polizei in Hakkari. Um 
nicht selbst verhaftet zu werden, gab er 
ihm meinen Namen. Ich wurde festge- 
nommen und gefoltert. Nach sechs 
Monaten wurde ich aufgrund des Reue- 
gesetzes aus dem Gefängnis entlassen. 
Nach meiner zweiten Entlassung 
brachte mich mein Vater zur Polizei, 
weil er dachte, ich könnte dort Arbeit 
finden. Statt einer Arbeit boten sie mir 
erneut an, mich finanziell zu unterstüt- 
zen, wenn ich ihnen Informationen über 
die DEHAP bringe. Ich nahm, ohne 
weiter nachzudenken, das Angebot an. 
Sie gaben mir ein Mobiltelefon. Ich lie- 
ferte ihnen Informationen über die 
DEHAP und deren Arbeit, wer dort ein 
und aus geht, wer was gesagt hat usw. Sie 
gaben mir zehn YTL, davon waren fünf 
für mich und fünf für PKK-nahe Zeit- 
schriften, die ich ihnen bringen sollte. 


Besonders interessierten sie sich für eine 
Person namens Aydın Degirmenci, mit 
dem ich Kontakt aufnehmen sollte. Ich 
teilte Aydın mit, dass ich Kontakt zur 
Organisation haben wollte. Er antworte- 
te, ich solle ihm junge Leute bringen, 
die sich der Guerilla anschließen wollen. 
Als ich jemanden fand, teilte ich dies 
sofort der Polizei mit. Sie sagten mir, das 
sei kein Problem, und gaben mir 
15 YTL. 

Die beiden Jungen, die ich über die 
Vermittlung von Aydın zur Guerilla 
geschickt habe, wurden ein paar Tage 
später verhaftet. Danach wurde auch 
Aydın verhaftet und aufgrund seiner 
Aussagen eine Reihe von Leuten von der 
DEHAP festgenommen. Meine Kon- 
taktperson bei der Organisation wurde 
daraufhin Turan Yıldız, der in der Pro- 
vinz Van in einem Dorf lebte. Als eine 
weitere Person auftauchte, die sich 
anschließen wollte, teilte ich auch dies 
sofort der Polizei mit. Sie schrieben den 
Namen auf und sagten, ich solle diesmal 
direkt Kontakt mit der lokalen Guerilla- 
leitung aufnehmen. Über Turan gelang- 
te ich erstmalig zur Guerilla. Auf diese 
Weise ging es eine Zeitlang weiter, bis 
Tolgahan, der beim polizeilichen Nach- 
richtendienst für mich Zuständige, 
sagte, wir würden ja schließlich nicht für 
die PKK arbeiten und ich sollte andere 
Dinge tun. Das habe ich nicht getan, 
sondern weitergemacht. Schließlich 
wurde ich erwischt. Ich teilte mit, dass 
ich für Tolgahan arbeitete und gab ihnen 
seine Telefonnummer. Sie riefen Tolga- 
han an, aber er sagte, er habe nichts 
davon gewusst und seine Kollegen soll- 
ten mit mir tun, was sie für richtig hiel- 
ten. Ich kam wieder ins Gefängnis, 
wurde aber eine Zeitlang später erneut 
entlassen. 

Danach leistete ich meinen Militär- 
dienst ab und war danach arbeitslos. 
Erneut ging ich zur Polizei und fragte 
nach Tolgahan. Der war versetzt wor- 
den, aber ich bekam einen neuen Kon- 
taktmann namens Serhat. Er gab mir 
seine Telefonnummer und sagte, falls ich 
noch einmal erwischt werden sollte, 
würde er sich auf jeden Fall für mich 
einsetzen. Ich setzte meine Arbeit als 
Spitzel fort, erneuerte meinen Kontakt 
zur Guerilla und gab die jeweiligen 
Informationen weiter. 


Schließlich teilte ich der Guerilla mit, 
dass ich mich ihnen selbst anschließen 
wolle. Sie schickten mich in den Süden. 
Dort sagte ich, dass ich mich nicht 
anschließen wolle, sondern lediglich an 
einer Schulung teilnehmen. Die Freun- 
de dort schickten mich wieder zurück. 
In Hakkari traf ich mich erneut mit Ser- 
hat und teilte ihm alle Details mit. 

Irgendwann sagte mir Serhat, der 
nachrichtendienstlich Verantwortliche, 
ich solle nicht mehr neue Kämpfer zur 
Guerilla bringen, die Beziehungen zu 
den legalen Institutionen und den alten 
Milizen abbrechen und stattdessen einen 
Kontakt zu den regionalen Führungs- 
kräften aufnehmen und ihnen mitteilen, 
ich könne die Sprengstoffarbeit machen. 

Mein erster Auftrag von der Guerilla 
war es, Sprengstoff von Van nach Mugla 
zu bringen. Ich informierte die Polizei, 
die mir nach Van folgte. Dort riefich die 
mir von der Guerilla genannte Kontakt- 
person an und übernahm das Material. 
Die Polizei verfolgte jeden meiner 
Schritte. Irgendwann schnitten sie mir 
den Weg ab und öffneten das Paket. Sie 
sagten, dass es C4 sei und dass ich nach 
Musgla damit fahren sollte. Ich fuhr mit 
dem Bus, sie verfolgten mich in einem 
Auto. In Mugla empfingen mich die 
Nachrichtendienstler Serhat und Omer. 
Sie sagten, ich könne ihnen vertrauen, 
sie würden den Mann in Mugla nicht 
festnehmen und mir keine Schwierigkei- 
ten machen, ich würde nicht enttarnt 
werden. 

Ich rief den Kontaktmann an, er kam 
und wir gingen gemeinsam in seine 
Wohnung. Nachdem ich mich von ihm 
verabschiedet hatte, holten mich die 
Polizisten mit dem Auto ab. Sie sagten: 
„Wir werden diese Person nicht festset- 
zen, er wird nur unter unserer Kontrolle 
stehen. Soll der Sprengstoff doch explo- 
dieren.“ Ich glaubte ihnen nicht. Von 
Izmir aus rief ich Serhat an. Er teilte mir 
mit, der Kontaktmann sei in eine Mili- 
tärkontrolle geraten, wo Sprengstoff- 
hunde das Paket entdeckt hätten. Damit 
wollte er sagen, dass ihn keine Schuld 
treffe. Ich rief den Freund bei der Gue- 
rilla an, der mir den Sprengstoff gegeben 
hatte. Er sagte, der Freund, dem ich das 
Paket übergeben habe, sei erwischt wor- 
den. Ich sagte, davon habe ich nichts 
gewusst. 
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Meine Kontakte zur Guerilla brach 
ich danach ab. Stattdessen fing ich mit 
zwei anderen Personen an, Geld im 
Namen der HPG zu sammeln, natürlich 
für uns selbst. Wir fälschten Quittungen 
und sammelten 15 000 Dollar, die wir 
unter uns aufteilten. Die Polizei wusste 
nichts davon. Wir wollten damit weiter- 
machen, aber dann sagte mir die Polizei, 
es liege eine Anzeige vor. Ich bekam 
Angst und ließ die Finger davon. 

Im August 2007 zitierten mich die 
HPG in die Guerillagebiete. Ich dachte, 
es ginge erneut um Sprengstoff. Stattdes- 
sen wurde ich verhaftet und verhört. # 


Derya Ege 


| Jahr 2005 lernte ich über meine 
Cousine Suzan den JITEM-Mitarbei- 
ter Idris Özer kennen. Das lief folgen- 
dermaßen ab. Suzan und ich empfanden 
beide Sympathie für die Guerilla, ohne 
wirklich eine Ahnung davon zu haben. 
Wir sahen die Bilder im Fernsehen und 
sie gefielen uns. Eines Tages hatte Suzan 
Ärger zu Hause. Sie kam zu mir und 
sagte: „Derya, warum gehen wir nicht in 
die Berge. Was machen wir schon hier?“ 
Mir gefiel die Idee irgendwie, aber ich 
nahm es nicht weiter ernst, weil es mir 
ohnehin unmöglich erschien. Ich lachte 
sie an und sagte: „Du denkst jetzt so, 
weil Du zu Hause Ärger hast. Du willst 
weglaufen. Aber in die Berge zu gehen 


ist nicht so einfach, das ist kein Kinder- 
spiel. Wer soll uns dort hinbringen?“ Sie 
antwortete: „Es reicht aus, dass Du ja 
sagst, dann findet sich schon jemand.“ 

Drei Tage später kam Suzan und 
sagte, wir gehen. Ich widersprach, dass 
meine Mutter nicht zu Hause sei, und 
sie lachte und sagte: „Wer holt denn 
schon die Erlaubnis seiner Mutter ein, 
um in die Berge zu gehen?“ Wir gingen 
nach draußen, es kam ein Auto mit ver- 
deckten Scheiben, wir stiegen ein. Der 
Fahrer war Idris. Er stellte sich als Miliz 
vor und sagte, er werde uns innerhalb 
von zwei Tagen Bescheid sagen, um uns 
in die Berge zu bringen. Ich gab ihm 
meine Telefonnummer. 

Danach rief er ständig an. Er forderte 
mich auf, in das Cafe zu kommen, in 
dem er arbeitete. Dort würde er mich 
jemandem vorstellen. Ich ging gemein- 
sam mit Suzan. Es kamen zwei weitere 
Personen, von denen ich später erfuhr, 
dass auch sie JITEM-Leute waren. Sie 
sahen überhaupt nicht aus wie Kurden. 
Einer von ihnen, Oktay, fing an zu spre- 
chen. Er fragte, warum ich in die Berge 
gehen wolle, ob ich lebensmüde sei. 
Dann fing er an, die Organisation 
schlecht zu machen. Er sagte, alle Frau- 
en bei der Organisation würden verge- 
waltigt, wenn ich unbedingt sterben 
wolle, könne er das auch gleich hier erle- 
digen usw. Ich wurde wütend und ging 
gemeinsam mit Suzan weg. Später rief 
Idris mich an. Ich fragte ihn, was das 
Ganze sollte und ob die beiden anderen 
Polizisten gewesen seien. Er lachte und 
sagte, ich sei schr naiv, es seien Guerillas, 
sie hätten mich nur testen wollen. 

Später rief er wieder an. Wir verabre- 
deten einen Treffpunkt, um endlich zu 
gehen. Suzan kam nicht zum vereinbar- 
ten Zeitpunkt und ich begriff, dass sie 
die Idee aufgegeben hatte. Idris forderte 
mich auf, in sein Auto zu steigen. Ich 
lehnte ab. Dann sprach er von meiner 
körperlichen Konstitution, lobte meinen 
Körper und sagte, dass bei der Guerilla 
sehr viel Wert darauf gelegt werde. Er 
sagte, ich sollte eine kurze Schulung 
erhalten, bevor ich gehe. Ich fragte nach 
dem Grund und ob sie das mit allen so 
machen würden. Er sagte, ja, es sei bes- 
ser, geschulte Leute in die Berge zu 
schicken, und mit mir würden sie dem 
Aussehen nach sehr zufrieden sein. Ich 
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willigte ein, an einer zweiwöchigen 
Schulung teilzunehmen. Wir verabrede- 
ten einen neuen Treffpunkt. Dort stieg 
ich ins Auto. Idris verband mir die 
Augen. Nach einer Stunde hielt der 
Wagen an. Idris nahm mir die Augen- 
binde ab. Weit und breit war kein Haus 
zu sehen. Es handelte sich um das ehe- 
malige Dorf Otluca (kurd: Xenase). 
Heute befindet sich ein Regiment dort. 
Dass es sich um militärisches Gebiet 
handelte, erfuhr ich erst später. Das 
Gelände war mit Stacheldraht einge- 
zäunt und es befand sich nur ein Lehm- 
haus dort. Dort waren vier Personen, 
darunter Oktay und Fatih, die ich zuvor 
im Cafe kennen gelernt hatte. Die ande- 
ren beiden waren Frauen, Sakine Kaya 
und Handan. Sie empfingen mich herz- 
lich. Ich fragte mich, ob ich in den Ber- 
gen sei. Sakine Kaya kannte ich seit 
2001, sie hatte damals eine Beziehung 
zu einem Unteroffizier. Ich fragte sie, ob 
sie es sei, aber sie verneinte und meinte, 
ich würde sie mit jemandem verwech- 
seln. Aber ich war sicher, dass sie es war. 
Ihr Türkisch war ausgezeichnet. Sie 
unterhielten sich mit mir und wollten 
mich kennen lernen. Sie fragten mich 
nach meiner Meinung über Männer. In 
den Bergen gebe es keine Gefühlsduse- 
lei, ob ich damit Schwierigkeiten habe. 
Sie sprachen lange über Sexualität und 
versuchten, mich einzuschätzen. 

Danach lernte ich noch mehrere 
Schulungsleiter kennen und wir verabre- 
deten mit Idris, dass er mich jeden Tag 
abholen und hierher bringen werde. Am 
zweiten Tag war der erste Unterrichts- 
stoff Waffenschulung. Idris zeigte mir 
seinen Revolver und brachte mir bei, wie 
man ihn benutzt. Dann zeigten sie mir 
noch weitere Waffen. 

Bei der zweiten Uhnterrichtseinheit 
handelte es sich um Sport, laufen, krie- 
chen, Bodybuilding, Gewichtheben, 
Weitsprung, Springen durch einen Feu- 
erreifen, Salto usw. 

Danach gab es ein Karatetraining. Sie 
zeigten mir, wie man Knochen bricht 
und auf das Herz schlägt. Dann kam 
Gesundheit und schließlich „physisches 
Training“. Aber dabei wendeten sie Fol- 
ter an. Sie taten mir weh und sagten, es 
gehe dabei darum, mich zu stärken und 
abzuhärten, falls ich mal in eine solche 
Situation geraten sollte. Dabei setzten 


sie verschiedene Geräte ein. Manche 
Dinge waren schrecklich. Einmal woll- 
ten Sakine und Handan meinen Körper 
kontrollieren. Sie zogen mich splitter- 
nackt aus und sagten, dass mein Körper 
sehr schön und natürlich sei, dass ich 
dadurch enttarnt werden könne und 
mein Gesicht ein wenig zerstört werden 
müsse. Ich dachte, sie machen Witze. 
Schließlich waren auch sie Frauen, ich 
dachte, dass sie nicht derartig erbar- 
mungslos sein könnten. Mir traten Trä- 
nen in die Augen. Handan sagte: „Deine 
Augen sind wunder- 
schön, wenn Du weinst. 
Auch Deine Nase ist sehr 
schön, möchtest Du 
Deine Nase oder Deine 
Augen verlieren?“ Sakine 
holte eine Brennschere aus ihrer Tasche, 
mit der sie meinen Körper von oben bis 
unten versengte. Es tat schr weh. Außer- 
dem hatten sie so etwas wie eine Zange, 
die setzten sie an meinen schr persön- 
lichen Stellen ein. Sie schrien, schlugen 
mir auf den Kopf und beleidigten mich 
als „kurdische Hure“ etc. Sie traten 
mich, zogen mich an den Haaren. Dann 
kamen Soldaten dazu, die Wache hiel- 
ten. Auch sie beschimpften mich und 
benutzten widerliche Ausdrücke. Wenn 
es besonders wehtat, brachen sie in 
Lachen aus. Als sie mich nach Hause 
brachten, gaben sie mir ein Beruhi- 
gungsmittel. 

Später, wieder an dem „Schulungs- 
ort“, forderten sie mich auf, ab sofort 
täglich zur Schulung zu kommen. Als 
ich dagegen etwas sagte, bedrohten sie 
mich. Idris sagte, dass er per Fotomonta- 
ge aus einem Foto von mir, das er mal 
mit seinem Telefon gemacht hatte, einen 
Porno machen werde. Ich fing an zu 
weinen und sagte, dass ich nie wieder 
kommen würde. Sie sagten, dass sie mei- 
ner Familie alles sagen, ihnen die Fotos 
zeigen würden, und dass ihre Tochter 
mit dem JITEM zu tun habe. Ich mus- 
ste tun, was sie sagten, und ging danach 
jeden Tag zur Schulung. 

Nach dieser Schulung sagten sie mir, 
ich könne bald in die Berge gehen und 
würde dort bestimmte Aufgaben haben. 
Sie gaben mir eine Liste. Die ersten 
Namen darauf waren Duran Kalkan, 
Murat Karayılan, Atakan, Aliser und 
Cektar. Sie erklärten mir, wie ich für 


nativen: 


18 


Sie nannten mir zwei Alter- 
entweder 
Anschlag per Waffe oder 
Vergiftung. Weil ich Angst 
hatte, gaben sie mir Gift. 


einen Anschlag die notwendige Muni- 
tion erhalten könne und wie ich zielen 
solle. Nach dem Schuss sollte ich meine 
Waffe verstecken und so tun, als ob ich 
Erste Hilfe leiste. Sie nannten mir zwei 
Alternativen: entweder ein Anschlag per 
Waffe oder Vergiftung. Weil ich Angst 
hatte, gaben sie mir Gift. 

Als Codenamen gaben sie mir „Sine“, 
als Chiffre „Sivan“. Nach ausgeführtem 
Auftrag sollte ich bei der Kontaktauf- 
nahme mit einer bestimmten Person 
diese Chiffre für meine Flucht benutzen. 
Dann sagten sie mir, ich 
solle mich zu Hause ein 
wenig erholen, bevor es 
losginge. In dieser Zeit 
habe ich geheiratet. Ich 

achte, wenn ich eine 
Familie gründe, dann lassen sie mich 
vielleicht zufrieden. Aber der Mann 
schlug mich ständig und schickte mich 
zurück zu meinem Vater. Alles, woran er 
dachte, war Sex. Weil ich nicht mit ihm 
schlafen wollte, sagte er, ich sei wohl 
keine Jungfrau. Einmal habe ich mit 
ihm geschlafen, danach hat er mich aus 
der Wohnung geworfen. Wir haben uns 
nach nur einem Monat getrennt. 
Danach wurde er plötzlich reich und 
kaufte sich ein Auto. 

Während der Zeit meiner Ehe wurde 
ich depressiv und zeigte mich selbst an. 
Ich wollte ins Gefängnis. Die Polizei 
kam und brachte mich zum Revier. Dort 
erzählte ich alles und wollte, dass sie 
mich verhaften. Sie sagten mir, ich 
bräuchte psychologische Behandlung, 
aber zunächst gebe es einen Auftrag, der 
mir übertragen worden sei und den ich 
zunächst ausführen solle. Es stellte sich 
heraus, dass der Ort, an den ich mich 
flüchten wollte, auch der war, an dem 
dieses ganze Projekt überhaupt entstan- 
den war. Sie sagten, dass sie alles für 
mich tun würden, wenn ich den Auftrag 
ausführen würde. Sie boten mir Geld, 
ich lehnte ab und ging wütend weg. 

Ständig rief Idris mich an. Eines Tages 
sagte er mir, ich würde bald gehen und 
erklärte mir, was ich zu tun habe. Er 


ein 


sagte auch, wie ich mich Männern 
gegenüber verhalten und meine Weib- 
lichkeit einsetzen solle. Er gab mir zwei 
Bücher von Sigmund Freud über Sexua- 
lität. Schließlich hätte ich ja geheiratet 
und sei selbst auf den Geschmack 
gekommen. Ich antwortete nicht mehr 
auf seine Telefonanrufe. 

Daraufhin wurde ich mitten in Hak- 
kari von Idris verschleppt. Er zog mich 
in sein Auto, verband mir die Augen, 
fesselte meine Hände und brachte mich 
nach Yüksckova. Vier Tage lang war ich 
allein mit Idris in einer Wohnung. Er 
folterte mich ununterbrochen auf wider- 
liche Weise. Immer noch habe ich 
Schmerzen beim Hinsetzen und Aufste- 
hen. Ich war in einem kleinen Zimmer 
eingesperrt. Er gab mir nicht mal Essen 
und Wasser. Ich sagte, ich könne das 
nicht tun. 

Schließlich nannte er mir zwei Alter- 
nativen: Prostituierte oder Agentin. Ich 
habe fünf Minuten, um mich zu ent- 
scheiden. Ich lehnte beides ab. Er stand 
auf und zog seinen Gürtel aus der Hose. 
Der Gürtel war eisenbesetzt. Damit 
schlug er auf meine Füße, auf alle emp- 
findlichen Teile meines Körpers. Er 
sagte, er werde mich schwängern und 
mich so der Gesellschaft vorführen. Ich 
wollte ein Glas Wasser, er pinkelte auf 
mich. Das tat er mehrmals. Abends 
näherte er sich mir und sagte, alles hänge 
von meiner Antwort ab: „Wenn Du jetzt 
sagst, dass Du gehst, werde ich Dich 
nicht anrühren. Wenn Du weiter Wider- 
stand leistest, reiße ich Dir den Kopf ab 
und zerfetze Dich.“ Ich lehnte weiter ab. 

Ich kam wieder nach Hause, ging 
nicht ans Telefon, nicht aus der Woh- 
nung. Eines Tages erwischte mich Oktay 
auf der Straße. Er brachte mich in einen 
Wald, wo er mich folterte und vergewal- 
tigte. Ich konnte nicht mehr und sagte, 
ich willige in alles ein. 

Ein paar Tage später rief Idris an. Sie 
gaben mir zwei Flaschen Gift. Als ich im 
Guerillagebiet ankam, vernichtete ich 
die Flaschen und tat nichts von dem, 
was sie mir aufgetragen hatten. $ 
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Der türkische und iranische Staat gemeinsam gegen die kurdische Gesellschaft 


Die soziale Basis der Guerilla 
trockenlegen 


Duran Kalkan, Vorsitzender des Verteidigungskomitees der KCK 


er Vorsitzende des Verteidigungsko- 

mitees der KCK, Duran Kalkan, 
bewertet den Hintergrund der Aussagen 
der Agenten und die Entwicklung dahin 
aus Sicht der Bewegung so: 


„Die Gefahr für die kurdische Gesell- 
schaft und Bewegung ist groß. Ihnen soll 
mit der Agentenwerbung die soziale 
Basis, auf die sich die Guerilla stützt, 
entzogen werden. Die Entscheidung, 
gegen die Freiheitsbewegung Agenten 
einzusetzen, kam aus dem Anti-Ierror- 
Ausschuss. 


Für uns waren damals das Treffen 
ErdoSans mit einer Gruppe von Intel- 
lektuellen in Ankara im Sommer 2005 
und später seine Rede in Diyarbakır zur 
kurdischen Frage und deren Lösung von 
Bedeutung. Wir waren zurückhaltend, 
ob es tatsächlich ein Schritt war oder 
einen Rückfall geben würde. Kurz 
danach gab der Generalstab Erklärungen 
ab, welche die Außerungen des Minis- 
terpräsidenten konterkarierten. Weder 
der Ministerpräsident noch die Regie- 
rung reagierten darauf und der Genera- 
lität folgend gab es ein neues Konzept, 
dem die Regierung willig oder unwillig 
zustimmte. (...) 


Während wir die Situation nach der 
Rede Erdogans in Diyarbakır zu verste- 
hen suchten, ereignete sich der Vorfall in 
Semdinli. Er ist aus Sicht der letzten 
politischen Entwicklungen von großer 
Bedeutung, weil damit eigentlich das 
vom Nationalen Sicherheitsrat am 23. 
August 2005 entschiedene Konzept zum 
Vorschein kam. Zum einen wurde dort 
offen attackiert und zum anderen hat 
der Generalstab die Täter offen in 
Schutz genommen. Die Bewohner von 


Murat Karayılan, Cemil Bayık und Duran Kalkan 


Semdinli, Gever, Hakkari und Van lehn- 
ten sich auf, auch relevante Intellektuel- 
lenkreise protestierten. Die Gefahr 
wurde erkannt. Es schien, als würde die 
Regierung diese Proteste dazu nutzen, 
um im Sinne ihrer Ankündigungen von 
Diyarbakır vorzugehen. Aber schon bald 
war klar, dass sie dazu nicht die Kraft 
hatte und Erdoßan damit wahrschein- 
lich nur dem Generalstab gewisse Zuge- 
ständnisse abringen wollte. (...) 


Das neue Konzept der totalen Ver- 
nichtung wurde als Antwort auf unsere 
Kampfentschlossenheit vom 1. Juni 
2005 entwickelt. Wir waren zu der stra- 
tegischen Bewertung gelangt, dass das 
Jahr 2006 ein außerordentliches und 
gewaltreiches Jahr werden würde, und 
versuchten, entsprechende Vorbereitun- 
gen zu treffen. Die Anti-Terror-Abtei- 
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lung unter dem Vorsitz von Außen- 
minister Gül tagte, unmittelbar darauf 
sollten deren Beschlüsse auf einer Regie- 
rungssitzung diskutiert und die Ergeb- 
nisse in den Nationalen Sicherheitsrat 
getragen werden. Die Lage war schr 
ernst, wir verfolgten die Entwicklungen 
entsprechend mit großer Aufmerksam- 
keit. 


In dieser Atmosphäre kam Cüneyt 
Zapsu als Berater des Ministerpräsiden- 
ten einen ganzen Tag lang mit vier Bot- 
schaftern zusammen. Jemand, der 
eigentlich kein offizielles Amt repräsen- 
tiert, ein Kurde aus Hakkari, ein Unter- 
nehmer. Was hatte einer wie er mit vier 
Botschaftern zu besprechen? Diese sind 
von Bedeutung. Es handelte sich bei 
ihnen um die Vertreter der USA, Groß- 
britanniens, Deutschlands und Israels, 


Länder mit Weltgeltung. Wenn es bei 
dem Gespräch um offizielle Angelegen- 
heiten ging, warum war kein offizieller 
Vertreter der Türkei anwesend? Wollte 
der Staat seine Bündnispartner über ver- 
deckte schmutzige Angelegenheiten 
inoffiziell in Kenntnis setzen? Hinzu 
kommt, dass diese Person in derselben 
Nacht in einer TV-Sendung über Ope- 
rationen gegen die PKK sprach. Es 
waren bedeutsame Verlautbarungen dar- 
über, dass keine groß angelegten grenz- 
überschreitenden Militäroperationen in 
Südkurdistan zu erwarten seien, sondern 
Operationen von Spezialeinheiten, die 
bereits aktiv seien und schon bald Erfol- 
ge zeitigen würden. Eine Gruppe von 
Genossen sah zufällig diese Sendung 
und uns war danach klar, dass wir einen 
ernsten Angriff zu erwarten haben wür- 
den. Unsere ohnehin bestehende Auf- 
merksamkeit wurde weiter erhöht. 


Am 1. August 2006 wurde unser 
Genosse Ibrahim, seit 1978 in der Bewe- 
gung, durch ein Komplott ermordet. 
Und das in unserem Hauptquartier. Das 
war der Beginn der Operationen, von 
denen Zapsu gesprochen hatte, so 
schlussfolgerten wir. Auch die Medien 
wollten wissen, was los ist, und erkun- 
digten sich beim Ministerpräsidenten 
nach neuen Konzepten gegen die PKK. 
Doch Erdogan reagierte schr hart und 
fragte den Journalisten, ob er Landesver- 
räter sei. Das gab uns den Anhaltspunkt 
für die Existenz eines verdeckten Plans, 
den Erdosan durch Nachfragen gefähr- 
det sah. Wir haben viel später, im Febru- 
ar 2007, erfahren, dass gegen unseren 
Vorsitzenden Abdullah Ocalan ein Ver- 
giftungsangriff lief. Wir hatten zwar die 
Entwicklungen im Vorfeld bewertet, 


zogen aber nicht in Erwägung, dass die 
erste Etappe dieses Angriffs sich gegen 
unseren Vorsitzenden richten würde. Als 
wir davon erfuhren, war es klar. Falsch- 
meldungen über angebliche Bombenex- 
plosionen, Vergiftungsvorfälle oder Ver- 
letzungen häuften sich, ähnliche Angrif- 
fe waren geplant. Nach Juli 2006 wur- 
den bewusst und planmäßig Agenten als 
neue Kämpfer in unsere Reihen einge- 
schleust. In vielen Gebieten Kurdistans 
wurden Polizei und Gendarmerie in 
diese Planung einbezogen, um Men- 
schen als Agenten zu rekrutieren. 


Wir haben daraufhin bei den neuen 
Kämpfern genauer hingeschaut. Wir 
stellten einige suspekte Verhaltensweisen 
fest und leiteten Untersuchungen ein. 
Dadurch wurden einige abgeschreckt, 
kamen zu uns und gestanden. Wahr- 
scheinlich beeinflusst unsere Atmosphä- 
re auch diese Menschen. Als wir noch 
disziplinierter und aufmerksamer wur- 
den, konnten wir auch in anderen 
Arbeitsbereichen Aktivitäten aufdecken 
und aus der Kombination der einzelnen 
Geständnisse rekonstruieren, dass es 
keine Einzelfälle waren, sondern eine 


geplante Aktion. 


Ich will noch ergänzen, dass diese 
Angriffe nicht nur auf die Türkei 
begrenzt sind, sondern auch vom Iran 
ausgehen. Die Aussagen haben ergeben, 
dass den Agenten aus dem Iran mitgege- 
ben wurde, sie könnten sich bei Proble- 
men jederzeit türkischen Polizeiwachen 
ergeben. Andererseits wurden den von 
der Türkei instruierten Agenten bei Pro- 
blemen bestimmte Stellen im Iran oder 
in Südkurdistan empfohlen. Unsere 
Schlussfolgerung ist, dass diese Angriffe 


Rückfall in die dunklen Jahre des Militärputsches 


Der Druck auf die politischen Gefan- 
genen des türkischen Hochsicher- 
heitsgefängnisses Tekirdag nimmt zu. 
Sie werden gezwungen, sich 
wöchentlich in militärischer Forma- 
tion zählen zu lassen. Diese Form des 
Appells erinnert stark an die Zeit 
nach dem Militärputsch von 1980, als 
im berüchtigten Gefängnis von 
Diyarbakır dies ein Teil der Folter war. 
Deshalb reagieren auch heute noch 
die politischen Gefangenen 
besonders empfindlich auf alles, was 
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an Praktiken aus dieser dunklen Zeit 
erinnert. Die Gefangenen von Tekir- 
dag haben gegen diese Praktiken 
Beschwerde bei der Staatsanwalt- 
schaft eingereicht. Daraufhin ver- 
stärkte die Leitung des Gefängnisses 
den Druck auf die Gefangenen. 
Ihnen wurde das Wasser und über 
den Tag der Strom gesperrt, außer- 
dem verbot man ihnen jegliches 
Sprechen ihrer kurdischen Mutter- 
sprache. 

Quelle: ANF, 06.10.2007, ISKU 


zwar von der Türkei geplant werden, die 
Ausführung aber gemeinsam mit ihren 
Bündnispartnern erfolgt. 


Der türkische und der iranische Staat 
fahren einen breiten Angriff gegen die 
kurdische Gesellschaft. Sie wollen Agen- 
ten schaffen, Zielgruppen sind in erster 
Linie Patrioten, demokratische Men- 
schen, diejenigen, die in der Nähe zur 
PKK vermutet werden. Alle Schichten 
der Gesellschaft, seien es Frauen oder 
Jugendliche, sollen erreicht werden, sol- 
len Verrat üben. Alle Menschen in Kur- 
distan sollen in ihren schmutzigen Krieg 
gezogen werden. Die JITEM-Aktivitä- 
ten sind weit gefächert, vor allem ländli- 
che Regionen sind Angriffsziele, die 
potentielle Basis der Guerilla, die Mili- 
zen. Sie wollen die Kurden gegeneinan- 
der aufhetzen. Wichtig ist in diesem 
Zusammenhang noch, dass schr junge 
Menschen beeinflusst werden sollen, 
junge Leute zwischen 14 und 18, die 
unter familiärem Druck stehen und 
nach Auswegen suchen. In der Gesell- 
schaft gibt es tiefe Krisen. Der Krieg hält 
an, schwere Vernichtungsangriffe. Alte 
Beziehungsformen und der soziale Auf- 
bau sind zerfallen. Neues im Rahmen 
von Freiheit und Demokratie kann sich 
nicht entfalten, der staatliche Druck 
lässt es nicht zu. Das führt die Jugend in 
schwere Krisen. Sie hat keine Zukunfts- 
perspektive, erfährt starke psychische 
Probleme. Es wird versucht, diese 
Jugend zu beeinflussen, unter Kontrolle 
zu bekommen, um sie gegen uns einzu- 
setzen. Wenn erst einmal der Zugang zu 
diesen Menschen hergestellt ist, werden 
sie eingeschüchtert oder mit Verspre- 
chungen gelockt, ihnen wird finanzielle 
Hilfe versprochen. Arbeitslosen und 
armen Menschen erscheint es so leichter, 
schnell an Geld zu kommen. # 


JITEM: Jandarma Istihbarat ve Terörle 
Mücadele (Nachrichtendienst und Ter- 
rorabwehr der Gendarmerie) 

JIT: Jandarma Istihbarat Teskilatı 
(Nachrichtendienstorganisation der 
Gendarmerie) 

TIT: Türk Intikam Tugayı (Türkische 
Rachebrigaden) 

MIT: Milli Istihbarat Teskilatı (Nationa- 
ler Nachrichtendienst) 
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Weiterer Schritt zum Frieden: Gründung eines Friedensrates 


Eine Grundlage schaffen, 
damit die Waffen schweigen 


Interview mit Aydıb Cubukcu 


IF den letzten Jahren nehmen die 
Bemühungen bestimmter Kreise in 
der Türkei und in Kurdistan um eine 
friedlich-demokratische Lösung vor 
allem der kurdischen Frage konkrete 
Formen an. Während anfänglich diesbe- 
zügliche Aktivitäten hauptsächlich oder 
überwiegend von kurdischen Institutio- 
nen, Organisationen und Persönlichkei- 
ten kamen, weitet sich dieser Kreis mit 
jedem Tag immer mehr aus. Inzwischen 
hat sich ein nicht zu unterschätzender 
Kreis gebildet, der sich aktiv für die 
Demokratisierung der Türkei und eine 
Lösung der kurdischen Frage einsetzt. 
Auch die Bestrebungen, ihn unter einem 
Dach zusammenzubringen, verlaufen 
erfolgreich. Als Resultat dessen wurde 
nun am 1. September 2007, dem Welt- 
friedenstag, der Friedensrat in der Türkei 
gegründet. Etwa 500 kurdische und tür- 
kische VertreterInnen aus Politik, Wis- 
senschaft, Kultur, Menschenrechts- und 
Friedensorganisationen, Gewerkschaf- 
ten, Medien, Berufsverbänden und vie- 
len mehr kamen in Ankara zusammen, 
um die Mitte Januar 2007 auf der Kon- 
ferenz „Die Türkei sucht ihren Frieden“ 
[vgl. KR Nr. 130, S. 13 f.] beschlossene 
Gründung eines Friedensrates zu vollzie- 
hen. Auf diesem Treffen wurde jetzt ein 
25-köpfiges Sekretariat gewählt, außer- 
dem die Programmvorlage der Konfe- 
renz vom Januar beschlossen. Im Fol- 
genden geben wir das Interview mit 
Herrn Aydıb Cubukcu wieder, der Mit- 
glied der Initiative ist, die sowohl die 
Konferenz als auch die Gründung des 
Friedensrates vorbereitet und durchge- 


führt hat. 


Im Rahmen der Beschlüsse der Kon- 
ferenz „Die Türkei sucht ihren Frieden“ 
wurde am 1. September 2007 der 


Friedensrat gegründet. Können Sie 
uns kurz etwas zur Gründungsphase 
und zur Gründungsversammlung 
sagen? 


Der Weg, der uns zum Friedensrat 
führte, begann auf einer Konferenz in 
Ankara April 2006. Dort nahmen außer 
der MHP VertreterInnen aller politi- 
schen Kräfte, Intellektuelle, VertreterIn- 
nen zivilgesellschaftlicher Organisatio- 
nen, AkademikerInnen, SchriftstellerIn- 
nen und KünstlerInnen teil. Die friedli- 
che und demokratische Lösung der 
Hauptprobleme der Türkei, in erster 
Linie der kurdischen Frage, wurde aus- 
giebig diskutiert. Die Konferenzteilneh- 
merInnen waren bemüht, den Begriff 
„Frieden“ in seiner philosophischen, 
politischen und aktuellen Bedeutung zu 
klären. Ein Beschluss dieser Konferenz 
war es, in einigen bestimmten Regionen 
lokale Konferenzen zu organisieren und 
als deren Ergebnis eine „Türkei-Konfe- 
renz“ durchzuführen. Später fanden in 
Istanbul, Diyarbakır, Mersin, Izmir und 
Samsun Versammlungen auf regionaler 
Basis statt. Daran nahmen insgesamt 
500 Intellektuelle und VertreterInnen 
der Zivilgesellschaftsorganisationen teil. 
Das Hauptthema für die Türkei-Konfe- 
renz wurde festgelegt. An diesen Ver- 
sammlungen nahmen nicht nur KurdIn- 
nen und TürkInnen teil, sondern auch 
Intellektuelle und VertreterInnen der 
tscherkessischen, lasischen, armenischen 
und romanischen Volksgruppen. 


Auf dieser Grundlage wurde die Kon- 
ferenz „Die Türkei sucht ihren Frieden“ 
organisiert und fand schließlich am 12. 
und 13. Januar dieses Jahres in Ankara 
statt. Ein breit gefächerter Programm- 
entwurf über ökonomische, politische, 
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rechtliche und gesetzliche Maßnahmen 
zur Entwicklung des Friedens und über 
die Probleme der Frauen, Jugend und 
Kinder sowie die Aufgaben der Medien, 
politischen Parteien und zivilgesell- 
schaftlichen Einrichtungen wurde aus- 
gearbeitet und von den Konferenzteil- 
nehmerInnen angenommen. Damit 
wurde auch die Gründung eines Frie- 
denrates beschlossen. Die Gründungs- 
versammlung am 1. September ist die 
Realisierung dieses Beschlusses. 


Welche Beschlüsse wurden hier 
gefasst? Wie wird sich der Friedens- 
rat organisieren und welche Arbeit 
leisten? Welche Mission definiert er 
für sch? Welche konkreten Schritte 
zur Entwicklung der Friedenskultur im 
gesellschaftlichen Bereich sind 
geplant? 


Auf der ersten Versammlung des Frie- 
densrates wurde ein 25-köpfiges Sckreta- 
riat gewählt. Des Weiteren wurde 
beschlossen, dass der Friedenspro- 
grammentwurf der Konferenz „Die Tür- 
kei sucht ihren Frieden“ in Kraft tritt, 
und die Gründung von Kommissionen 
wurde beschlossen, die die Hauptpro- 
bleme der Türkei, in erster Linie die kur- 
dische Frage, untersuchen und Lösungs- 
wege entwickeln sollen. In derselben 
Versammlung wurden auch im Rahmen 
der „Geschäftsordnung“ die Versamm- 
lungsperioden festgelegt. Der Organisie- 
rungsweg des Rates wird im Rahmen der 
Arbeitsgruppen und Kommissionen 
bestritten werden. Der Aufgabenbereich 
dieser Gruppen ist auf Freiwilligkeit und 
Fachgebiete festgelegt. 


Im Rahmen der Beschlüsse sind fol- 
gende Kommissionen zu gründen: AG 


2] 


für internationale Beziehungen, AG 
Kommunikation, AG Frauen und Kin- 
der, AG Flucht, AG Recht, AG zur 
Gegenüberstellung mit der Wahrheit 
und Vergangenheit, AG Anti-Diskrimi- 
nierung, AG Kultur, Sprache und Bil- 
dung sowie AG zur Stärkung der Zivil- 
gesellschaft. 

Die Koordination sowie die Arbeits- 
weise werden von Mitgliedern, die ent- 
weder innerhalb des Exekutivausschuss- 
es gewählt werden, oder von Freiwilligen 
übernommen werden. 

Wir sind uns im Klaren, dass die Frie- 
denskultur nicht nur über die Aktivitä- 
ten des Friedensrates und seiner Arbeits- 
gruppen entwickelt werden kann. Den 
Frieden, der in allen Gesellschaftsschich- 
ten ein Bedürfnis ist, ins Bewusstsein zu 
tragen und zu erreichen, muss vorrangig 
eine gesellschaftliche Leistung sein. 
Folglich müssen die Medien, politischen 
Parteien, Gewerkschaften, Berufsver- 
bände, Frauenorganisationen, Univer- 
sitäten, Intellektuellen und alle anderen 
Schichten und Gruppen der Gesellschaft 
sowie wirksame Institutionen überzeugt 
werden, sich für den Frieden einzuset- 
zen. Eine einheitliche Vernunft ist her- 
zustellen, damit ausgrenzende, erniedri- 
gende, feindliche Verhaltensweisen und 
Begriffsbestimmungen ein Ende finden. 
Der Friedensrat wird zur Realisierung 
dieser Ziele arbeiten und versuchen, zur 
Entwicklung einer Politik der Versöh- 
nung und Verständigung beizutragen. 
Allem voran muss eine Grundlage 
geschaffen werden, damit die Waffen 
schweigen und der Dialog eröffnet wird. 
Wir müssen die Provokationen und die 
Lynchpolitik entlarven und verhindern. 


Wie wird Ihre Arbeit von der Bevölke- 
rung, von den NGOs und von offiziel- 
len Stellen aufgenommen? 


Alle Volksgruppen und Menschen 
unterschiedlicher Klassen, die unseren 
Aufruf erhalten haben, reagierten schr 
positiv. Aber diejenigen offiziellen und 
inoffiziellen Kreise von Kriegsprovoka- 
teuren, die alle demokratischen und 
friedlichen Lösungsvorschläge für die 
Probleme des kurdischen Volkes als 
„Separatismus“ definieren, sind bemüht, 
unsere Arbeit als Teil des „Terrorismus“ 
zu verleumden. In dieser Zeit, in der die 
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Gewalt anhält, sind entgegen der chau- 
vinistisch-nationalistischen Propaganda 
das Interesse und die Unterstützung für 
die Aktivitäten des Friedensrates groß. 
Es liegt daran, dass ein Großteil der 
Bevölkerung die Ansicht teilt, dass das 
Problem auf friedlichem Wege gelöst 
werden muss und endlich konkrete 
Schritte auf diesem Wege getan werden 
müssen. 


Ist die politische Atmosphäre in der 
Türkei nach den Parlaments- und 
Staatspräsidentenwanhlen für Frieden 
oder vielmehr gegen die Friedens- 
phase? 


Der einzige Weg, Regierungen und 
andere offizielle Institutionen friedens- 
orientierten Bemühungen anzunähern, 
ist die Gewährleistung einer wirksamen 
gesellschaftlichen Unterstützung. Bedin- 
gungswidrig für unsere Arbeit sind in 
erster Linie die anhaltenden Gefechte. 
Die einzige Entwicklung, mit der die 
neue Regierung und der Staatspräsident 
zu positiven Schritten bewegt werden 
können, ist eine starke Volksreaktion 
gegen die Operationen und gleichzeitig 
für die Akzeptanz der demokratischen 
Rechte und Freiheiten des kurdischen 
Volkes. Es ist auch vorstellbar, dass die 
Regierung für sich einen Manövrierbe- 
reich sucht und aufgrund des Drucks 
der Armee nicht umsetzen kann. Aber 
sie sind noch sehr weit davon entfernt, 
die ersehnte Friedensatmosphäre zu 


schaffen. 


Werden die Aktivitäten des Friedens- 
rates nur auf die Türkei begrenzt blei- 
ben oder sind auch welche auf inter- 
nationale Ebene geplant? 


Der Friedensrat arbeitet zu einem 
Thema, das nicht nur die Türkei, son- 
dern die gesamte Welt, in erster Linie die 
Regionalkräfte, interessiert und angeht. 
Folglich erachten wir internationale 
Beziehungen und Unterstützung für 
sehr wichtig. 


Welche Rolle werden Frauen im Frie- 
densrat spielen? Gibt es Diskussionen 
und Beschlüsse dazu? 


Die Teilnahme und das Gewicht der 
Frauen innerhalb des Friedenrates ent- 
sprechen nicht den Erwartungen. Dabei 
spielen Frauen — vor allem kurdische 
Frauen — eine wichtige Rolle, die kurdi- 
sche Frage an die Öffentlichkeit zu tra- 
gen und für die Lösung zu arbeiten. Wir 
sind entschlossen, diese Wirkung der 
Frauen in den Friedensrat zu tragen, 
indem wir die Teilnahme von Frauen 
quantitativ und qualitativ erhöhen. 


Wir bewertet der Friedensrat die 
gegenwärtigen Debatten um eine 
neue Verfassung und wie wollen Sie 
sich daran beteiligen? 


Bevor Veränderungen in der Verfas- 
sung überhaupt auf die Tagesordnung 
kamen, hat unsere Gründungskonferenz 
an vier Kernpunkten Änderungen in der 
Verfassung gefordert. Wir haben 
beschlossen, diese Forderungen noch 
weiter auszuformulieren und sie dann an 
alle Gruppen und Schichten, an 
Gewerkschaften, wirtschaftliche Organi- 
sierungen, politische Parteien und 
NGOs zu vermitteln. Unsere Kommis- 
sion zu Verfassungs- und Rechtsfragen 
führt diesbezüglich ihre Arbeit fort. 


Möchten Sie abschließend unseren 
LeserInnen noch etwas mitteilen? 


Der Friedensrat hat es in einer sehr 
schwierigen Zeit geschafft, eine wichtige 
intellektuelle Kraft im Rahmen der kur- 
dischen Frage und Demokratisierungs- 
probleme des Landes zusammenzubrin- 
gen. Das hat auch eine internationale 
Bedeutung. Die Errichtung des Friedens 
in unserer Region wird einen wichtigen 
Schritt für den Weltfrieden darstellen. 
Wenn alle Imperialisten sich aus der 
Region zurückziehen und die Kurden 
gemeinsam mit den anderen Völkern in 
allen Lebensbereichen gleichberechtigt 
und frei leben, kann der Frieden in der 
Region hergestellt werden. Das ist die 
Basis für den Frieden. 
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Die Verfassung und die Realität in der Türkei 


Was ist neu am 
Verfassungsentwurf der AKP? 


Baki Gül 


ls die türkische Republik als Erbin 

des zerfallenen Osmanischen Reichs 
aufgebaut wurde, gab es nicht viele 
Erfahrungen mit einer demokratischen 
Verfassung. Die 1876 im Osmanischen 
Reich etablierte erste Konstitution gilt 
als der Beginn einer Verfassungsord- 
nung. 

Bis dahin war der osmanische Staat 
ausschließlich unter der absoluten Herr- 
schaft des Padischah regiert worden. Als 
er immer schwächer wurde, war er mit 
unterschiedlichsten Problemen, in erster 
Linie politisch-ökonomischen, konfron- 
tiert. So war die osmanische Herrschaft 
zu Reformen gezwungen, die aber ihren 
Niedergang nicht aufhalten konnten, 
ebenso wenig wie das zweite Verfas- 
sungsregime von 1908. Trotz aller 
Bemühungen wurde das Osmanische 
Reich während des Balkankrieges stark 
geschwächt und zerfiel schließlich im 
Ersten Weltkrieg. 

Die Republik Türkei, in Anatolien 
gegründet, nahm das territoriale Erbe 
der Osmanen an. Dieser neue Staat 
nahm sich die westliche Demokratie mit 
dem verfassungsmäßigen parlamentari- 
schen System zum Vorbild und konstitu- 
ierte sich, wenn auch verspätet, als ein 
Nationalstaatsmodell. 

Seine erste Verfassung aus dem Jahre 
1921, als Teskilat-ı Esasiye Kanunu (Ver- 
fassungsgesetz) bekannt, setzte sich aus 
23 Hauptartikeln zusammen. Die Ver- 
fassung von 1924 baute darauf auf und 
stellte damit die wesentlichen Charakte- 
ristiken und Funktionsgrundlagen der 
türkischen Republik dar. Deren Grund- 
prinzipien und die Definition des Staates 
mit dem „Türkentum“ begannen, in der 
türkischen Verfassung Gestalt anzunch- 
men und sich zu institutionalisieren. Die 


Amtssprache wurde Türkisch und Anka- 
ra Hauptstadt. 

Die Verfassung von 1924 blieb mit 
verschiedenen Änderungen bis 1960 
gültig. Die nach dem Putsch 1961 ange- 
nommene Verfassung schaffte einen 
bedingten demokratischen Rahmen und 
eröffnete in der Türkei den Weg für ein 
Mehrparteiensystem. Aber auch diese 
Konstitution wurde vom Militär einge- 
führt, das einen starken Einfluss auf das 
politische Leben in der Türkei hat und 
heute jegliche demokratische Entwick- 
lung behindert. Ohnehin hat die Verfas- 
sung von 1961 nicht lange überlebt; mit 
dem Militärputsch vom 12. März 1970 
wurden die Freiheiten aufgehoben. Die 
Vormundschaft des Militärregimes hielt 
weiterhin an, der dritte Militärputsch 
vom 12. September 1980 beseitigte alle 
Artikel, die bedingte Freiheiten ein- 
räumten. Die totalitären Zwangsbestim- 
mungen der Verfassung von 1982 zwang 
das Militär mit all seiner Kraft dem All- 
tag in der Türkei auf. Dieser Zustand 
hält bis heute an. 


Eine Sprache, eine Nation, 
eine Fahne 


Nach dem 12.-September-Putsch 
nahm die Verfassung mit dem Argument 
„eine Sprache, eine Nation, eine Fahne“ 
einen Charakter an, der alle Unterschie- 
de für nichtig erklärte. Der Kampf gegen 
diese Verfassung wurde mit Gewalt und 
Folter beantwortet. 

Die türkische Republik, darum 
bemüht, Mitglied der EU zu werden, 
will gern die Punkte in ihrer Verfassung 
revidieren, die — gemessen an der Rea- 
lität des 21. Jahrhunderts — unzeitgemäß 
sind. 
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Seit langen Jahren kritisieren zivilge- 
sellschaftliche Organisationen, Kurden 
und unterschiedliche Glaubensgemein- 
schaften die geltende Verfassung als 
unterdrückerisch, totalitär und die ele- 
mentaren Freiheiten einschränkend. Die 
Verfassung von 1982, welche die Grund- 
lagen für die Zwangsgesetze in der Prä- 
misse „ein Staat, eine Nation, eine Spra- 
che, eine Fahne“ beinhaltet, wurde 
mehrmals verändert, hat aber nie etwas 
von ihrem militärischen Ton verloren 
und mit keiner dieser Änderungen zivile 
Eigenschaften erlangt. Denn sie wurde 
nach dem Militärputsch vom 12. Sep- 
tember 1980 vorbereitet und am 18. 
Oktober 1982 ratifiziert. Sie wurde von 
der Militärputschverwaltung gefertigt, 
die von 1980-83 die Macht in der Hand 
hielt. Zuletzt sind gewisse Änderungen 
im Rahmen der EU-Reformen 2004 
vorgenommen worden. Unter dem Mili- 
tärputschregime gab es am 7. November 
1982 eine Volksabstimmung zu dieser 
Verfassung. Es beteiligten sich 91,3 % 
der Wahlberechtigten. 91,4 % stimmten 
mit Ja und 8,6 % mit Nein. Der Grund 
für diese außerordentlich hohe Zustim- 
mung war, dass der Nationale Sicher- 
heitsrat den Anschein erweckte, den Par- 
teien übergeordnet zu sein, außerdem 
die strenge Medienkontrolle, das Verbot 
der politischen Parteien und die Aufhe- 
bung unterschiedlicher Anschauungen. 
Die prägenden Gewalterfahrungen der 
Bevölkerung aus der Zeit vor 1980, ihr 
Misstrauen gegenüber alten Regierungen 
und die Ungewissheit über etwaige Fol- 
gen nach einem Nein bei der Volksab- 
stimmung taten ihr Übriges. 
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Wie wünschen sich die Kurden 
die Verfassung? 


Kurden konkretisieren ihre Vor- 
schläge für die zivile Verfassung 


Öcalan erläuterte kürzlich im Anwalts- 
gespräch seine Sicht auf die Verfas- 
sungsdebatte und offerierte seine Vor- 
schläge. Er betonte die Bedeutung der 
Diskussionen und nannte die Verfas- 
sung von 1921 als Vorbild. Diese bedür- 
fe einer intensiveren Untersuchung und 
Beachtung. Weiterhin machte er kon- 
krete Vorschläge. 

Ocalan hielt es, um der Lösung vieler 
Probleme den Weg zu ebnen, für aus- 
reichend, der Verfassung die Formulie- 
rung hinzuzufügen: „Die türkische Ver- 
fassung erkennt die Existenz und den 
demokratischen Ausdruck aller Kultu- 
ren an.“ „Dann wird die PKK innerhalb 
von zwei Monaten die Waffen nieder- 
legen, klandestine Organisierungen 
werden sich auflösen. Die anschließen- 
de Etappe wird im Rahmen demokrati- 
scher Gesetze geregelt. Das liegt im 
Rahmen des Möglichen, wir können 
das Blutvergießen stoppen“, fügte er 
hinzu. 

Das Fundament der KCK bilde die 
demokratische Selbstverwaltung. 
Daher solle man die Nähe des Staates 
meiden, warnte er. 3 

Im Gespräch forderte Ocalan als 
Bedingung die demokratische Selbst- 
verwaltung. Werde diese Bedingung 
nicht erfüllt, sei er gegen die Verfas- 
sung, und alle bisherigen Änderungs- 
bemühungen seien nur formal. 
Öcalan legte auch sein Verständnis 
von demokratischer Selbstverwaltung 
dar. Demnach baue sie auf demokra- 
tischer Politik, einer demokratischen 
Gesellschaft und einer demokrati- 
schen Republik auf. 

Ocalan: „Auch die Definition der 
Staatsangehörigkeit wird vom Türken- 
tum abgeleitet. Das ist inakzeptabel. 
Wenn sie darauf beharren, wird es 
Zwang sein.“ j 

Die erste positive Reaktion auf Öcalans 
Äußerungen kam von der DTP. Sie sieht 
seine Vorschläge als eine besondere 
Gelegenheit. 
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Die neue Verfassung 
dient der AKP 


Nach der türkischen Parlamentswahl 
vom 22. Juli 2007 thematisierte die zum 
zweiten Mal an die Regierung gelangte 
islamisch-konservative Partei der Gerech- 
tigkeit und Entwicklung (AKP) die Ver- 
fassungsänderung. Denn sie hatte in 
ihrer ersten Regierungsperiode nach 
2002 ihre Politik nicht wie gewünscht 
umsetzen können. Die Vorherrschaft des 
Militärs in für die türkische Politik 
bedeutenden Institutionen wie dem 
Nationalen Sicherheitsrat hatte das ver- 
hindert. Des Weiteren bestand ein struk- 
tureller Widerspruch zwischen der isla- 
misch-konservativen AKP-Regierung, 
dem Hochschulrat (YOK) und der 
kemalistischen Armee sowie deren wirk- 
samer Staatsbürokratie. Um ihre Macht 
zu stabilisieren und „verfassungsmäßige 
Hindernisse“ zu überwinden, hat die 
AKP die Idee einer Verfassungsänderung 
präsentiert und einen subjektiven Ver- 
fassungsvorschlag vorbereitet. Trotz 
gewisser demokratischer Bestimmungen 
verfügt dieser Entwurf nicht über Frei- 
heitsgrenzen, die sich von der 1982er 
Verfassung grundsätzlich unterscheiden. 

Auch im AKP-Entwurf ist die totali- 
täre Bedeutung von „eine Nation, ein 
Staat, eine Fahne, eine Sprache“ uner- 
lässliches Grundprinzip. Es fällt auf, dass 
der von der AKP als neu deklarierte Text 
viel Ähnlichkeit mit früheren Vorschlä- 
gen aufweist. Die enthaltene Bestim- 
mung „Die offizielle Sprache des Staates 
ist Türkisch“ war schon 2001 von der 
damaligen Regierung, in der die rassisti- 
sche MHP (Partei der Nationalistischen 
Bewegung) Koalitionspartnerin war, 
diskutiert und als Anderungsvorschlag 
eingereicht worden, ohne jedoch über- 
nommen zu werden. 

Außerdem prägt die Militärmentalität 
der Verfassung von 1982 den neuen 
Entwurf, der die Freiheiten beschränkt. 
Mit der Begründung der nationalen 
Sicherheit und der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung werden im 
Bereich der Grundrechte und Freiheiten 
bei Meinungsfreiheit, Unverletzlichkeit 
der Wohnung, Vertraulichkeit des Pri- 
vatlebens, Informations-, Vereinigungs- 
und Versammlungsrecht Einschränkun- 
gen vorgenommen. Im Falle der Einfüh- 


rung des AKP-Verfassungsentwurfs in 
seiner jetzigen Form würde das Land in 
ein nationales Sicherheitsrevier verwan- 
delt werden, mit beschnittenen Grund- 
rechten und Freiheiten und vielen Ver- 
boten. 


Die AKP fordert das 
malalische Regime! 


Der Verfassungsentwurf stützt sich 
nicht auf die Glaubensfreiheit. Er ist 
vielmehr ausgerichtet auf die sunnitisch- 
islamische Konfession. Die Freiheiten 
anderer Glaubensrichtungen und Reli- 
gionen wie des Alevitismus oder des 
Christentums sind nicht garantiert. 
Sogar das geltende begrenzte „Laizi- 
simusprinzip“ wird deformiert. Es wird 
vorgeschoben, dass mit diesem Entwurf 
das islamische Herrschaftsmodell 
Malaysias angestrebt wird. 

Der Verfassungsentwurf, der die Frei- 
heiten einschränkt und sie manchmal 
sogar aufhebt, steht im vollen Einklang 
mit dem „Dokument der nationalen 
Sicherheitspolitik“ — Milli Güvenlik Siy- 
aset Belgesi —, das auch als „tiefe“ Verfas- 
sung des Staates /analog zum „tiefen 
Staat“] bezeichnet wird. Es wurde nach 
den Vorfällen in Semdinli im März 2006 
dem Generalstab gemäß vom Kabinett 
bewilligt. Seine Wahrnehmung der 
„inneren Bedrohung“ findet seinen Aus- 
druck wieder im neuen Verfassungsent- 
wurf. Auch wenn diesem vorangeschickt 
wird, dass zentrales Anliegen des Staates 
sei, die Freiheit der Menschen zu erhal- 
ten, versuchen die enthaltenen Bestim- 
mungen im Gegenteil, den Staat vor den 
Individuen zu bewahren. 


„Sicherheits“grenzen für 
Grundrechte 


Im AKP-Entwurf werden die unter 
der Überschrift „Grundrechte und -frei- 
heiten“ aufgelisteten Garantien — wie 
Vertraulichkeit des Privat- und Fami- 
lienlebens, Unverletzlichkeit der Woh- 
nung, Recht auf Information, Mei- 
nungsfreiheit, Reise- und Wohnfteiheit, 
Recht auf Vereinsgründung, Versamm- 
lungs- und Demonstrationsrecht — unter 
dem Vorwand von nationaler Sicherheit, 
öffentlicher Ordnung, allgemeiner 
Gesundheit, Moral, der Wahrung der 
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Rechte und Freiheiten anderer und der 
Prävention von Straftaten eingeschränkt 
und sogar teilweise aufgehoben. 

Auf die nationale Sicherheit und 
öffentliche Ordnung, durch den Militär- 
putsch von 1980 oft genug betont, wird 
in dem Entwurf einer zivilen Regierung 
nach 27 Jahren erneut fast durchgehend 
in allen Artikeln verwiesen. Hier einige 
Beispiele aus dem Text: 

* Es heißt, die Wohnung sei unantast- 
bar, aber im Falle der Gefährdung der 
nationalen Sicherheit und öffentlichen 
Ordnung sollen auf richterlichen 
Beschluss Hausdurchsuchungen und 
Beschlagnahmung von Privateigentum 
durchgeführt werden können. 

* Jeder soll einen Verein gründen, Ver- 
sammlungen und Demonstrationen 
abhalten können, aber nur, wenn natio- 
nale Sicherheit und öffentliche Ordnung 
nicht verletzt werden. 

* Auch Telefongespräche können mit 
der gleichen Begründung auf richter- 
lichen Beschluss weiterhin abgehört 
werden. 

* Die häufige Betonung der nationalen 
Sicherheit und öffentlichen Ordnung 


Im Entwurf der „Demokratischen Initiati- 
ve“ wird der Schutz der Rechte und Frei- 
heiten gefordert. Für einen Ausgleich im 
Parlament soll ein Senat geschaffen 
werden, die Minister sollen ihre Abge- 
ordnetenfunktionen aufgeben und der 
Ministerpräsident vom Parteivorstand 
zurücktreten. 


Weiterhin werden folgende Umrisse skiz- 
ziert: 


1) Einleitung 

* Der Verfassungstext muss mit einer 
kurzen und bündigen, alle Gruppierun- 
gen der Gesellschaft umfassenden For- 
mulierung beginnen wie: „Als Bürger der 
Türkei haben wir die Verfassung vorbe- 
reitet.“ 

* In der Einleitung darf keiner Person 
oder Institution die Unantastbarkeit 
oder eine entsprechende Legitimation 
beigemessen werden. In ihr muss die 
Gesellschaft unter zukunftsorientierten 
Zielen zusammengeführt und integrativ 
der Anspruch auf einen Gesellschafts- 
vertrag gestellt werden. 


räumt der Justiz breite Möglichkeiten 
ein, eine Meinung als Straftat zu definie- 
ren. 

* Der Entwurf, der im vollen Einklang 
mit dem „Gesetz zur Bekämpfung des 
Terrors“ steht, bietet auch keinerlei ver- 
fassungsrechtliche Gewährleistung für 
Verfahren, die nach Art. 301 des Türki- 
schen Strafgesetzbuches („Verunglimp- 
fung des Türkentums“) oder Art. 305 im 
Abschnitt „Allgemeine nationale Belan- 
ge” eröffnet werden. 

* Widersprüche gegen Gerichtsverfah- 
ren im Rahmen des Türkischen Strafge- 
setzbuches und des „Gesetzes zur 
Bekämpfung des Terrors“ können mit 
der Begründung, diese würden der Ver- 
fassung nicht widersprechen, abgelehnt 
werden. 

So fällt dieser Verfassungsentwurf 
nicht durch die Garantierung von 
Grundrechten und -freiheiten auf, son- 
dern durch deren Einschränkung und 
sogar Aufhebung. 


Zweierlei Verfassung 


2) Allgemeine Grundsätze 

* Bei der Formulierung der republikani- 
schen Grundsätze müssen unklare Aus- 
sagen gemieden, dafür eine klare und 
deutliche juristische Nomenklatur 
bevorzugt werden. 

* Bei der Ausgestaltung der Herrschaft 
sind supranationale Gesetze, Amts- und 
Sanktionsmechanismen zu berücksichti- 
gen. 

* Die Beziehung zwischen Nation und 
supranationalem Recht muss klar struk- 
turiert werden, der Rechtsstaat ist im 
Sinne der Priorität des Rechts zu gestal- 
ten. Somit soll der Rechtsstaat neben 
seinem Beitrag zum inneren Frieden von 
fixen Ideen wie dem Nationalstaat 
wegführen und als Ort einer Neudefini- 
tion dienen. 

* Das im Abschnitt zu Rechten und Frei- 
heiten enthaltene Verbot von deren 
Missbrauch muss vom Individuum auf 
die Staatsgewalt und die Staatsdienste 
ausgeweitet werden. 


d) Institutionen der Republik 


* Die Bemühungen der Regierung zum 
Ausgleich sowohl zwischen den Institu- 
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Ein wichtiger Aspekt wird hierbei 
außer Acht gelassen. Die türkische 
Republik hatte immer zweierlei Verfas- 
sung. Die offizielle, sichtbare, die den 
Alltag an gesetzliche Bestimmungen 
anbindet. Dann die geheime, verborge- 
ne Verfassung, die sich zeitweilig in den 
türkischen Medien widerspiegelt. Bei 
bestimmten gesellschaftlichen Ereignis- 
sen und zu gegebenen Zeiten landet die 
offizielle Verfassung in der Schublade, 
anschließend wird auf die geheime 
zurückgegriffen. Diese ist das „Doku- 
ment der nationalen Sicherheitspolitik“. 
Damit verwaltet jede Regierung die 
Republik anstelle der offiziellen Konsti- 
tution. So wie im Fall des Rechtsskan- 
dals nach der Bombenserie, die im 
August 2005 in Hakkari begonnen hatte 
und in Semdinli endete. Die offizielle 
Verfassung hat keine Gültigkeit, wenn es 
um die Kurden geht, die Zypern-Frage 
und um Armenien. 

Kurzum, der AKP-Verfassungsent- 
wurf überwindet den militaristischen 
und repressiven Charakter der Verfas- 
sung von 1982 nicht. Vielleicht kann 
das Werk stellenweise reformiert, mit 


tionen als auch zwischen Gesellschaft 
und Staat dürfen nicht auf „Befehlen“ 
beruhen, sondern müssen auf Verwal- 
tungsebene stattfinden. Die Gewalten 
dürfen nicht voneinander abhängen, 
sie müssen in Kooperation und im 
Gleichgewicht miteinander funktionie- 
ren. Grundsätzlich muss die Legislative 
aus der Vorherrschaft der Exekutive 
befreit werden. 

* Die Legislative darf keine Ungleichheit 
zwischen Verwalter und Verwaltetem 
schaffen und den Verantwortungsbe- 
reich als Garantin der parlamentari- 
schen Sicherheit nicht verlassen. 

+ Für das türkische Parlament ist als Aus- 
gleich durch ein Zweikammersystem 
die Idee der Schaffung eines Senats in 
Betracht zu ziehen. 

* Die alleinige Vollmacht der Legislative 
in der Gesetzgebung ist auszuweiten, 
die demokratische Verwaltung des Vol- 
kes muss gewährleistet werden. Hierfür 
sind basisdemokratische Instrumente 
(z. B. legislatives Referendum, Volksiniti- 
ativen, Volksveto) heranzuziehen. 
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gewissen freiheitlichen Passagen ergänzt 
werden, aber es entspricht weder den 
EU-Kriterien noch dem von der Gesell- 
schaft in der Türkei benötigten und ein- 
geforderten Rechts- und Freiheitsrah- 
men. Aus diesem Grunde erarbeiten 
zivilgesellschaftliche Organisationen 
Alternativentwürfe. 


Zivilgesellschaft ist 
unzufrieden mit AKP 


Die zivilgesellschaftlichen Organisa- 
tionen, Kurden, Aleviten und die demo- 
kratische Öffentlichkeit der Türkei 
sehen den Verfassungsentwurf der AKB 
mit dem Anspruch einer „zivilen Verfas- 
sung“ erstellt, als Fortsetzung der 
Putschverfassung von 1982. Denn eine 
Verfassung, eigentlich ein Gesellschafts- 
vertrag, müsste im Rahmen der Vor- 
schläge unterschiedlicher gesellschaft- 
licher Kräfte erarbeitet werden. Dabei ist 
der AKP-Entwurf in einem sehr 
begrenzten elitären Kreis entstanden, 
unter Berücksichtigung der politischen 


Interessen der AKP, ohne die angekün- 
digte breite Diskussion in der Offent- 
lichkeit. Die Kritik bezieht sich auf die 
ersten vier Verfassungsartikel, die den 
eigentlichen Inhalt bestimmen, die 
unverändert übernommen wurden und 
dem Prinzip einer neu aufgelegten Ver- 
fassung widersprechen. In der jetzigen 
Form wurden Änderungsvorschläge frü- 
herer Regierungen übernommen, und 
nichts weiter. 


Anlässlich der Tatsache, dass die AKP 
mit den Debatten um Kopftuch und 
Religionsunterricht den demokratischen 
Teil in den Hintergrund zu drängen ver- 
sucht, bereiten zivilgesellschaftliche 
Organisationen ebenfalls einen Entwurf 
vor. Unter dem Namen „Demokratische 
Initiative für eine sozial-kulturelle und 
gleichberechtigte moderne Verfassung“ 
erarbeiten KESK, DISK, TMMOB, 
TÜRMOB, TTB, TDB und TEB Vor- 
schläge, um ihr einen demokratischen 
Charakter zu verleihen. „Wir wollen 
dazu beitragen, dass sie modernen Prin- 


zipien entspricht, ohne Personen, Insti- 
tutionen oder Werte heiligzusprechen, 
dass sie auf der Basis der Errungenschaf- 
ten und des Mosaiks in der Türkei fried- 
lich, demokratisch und sozial ist, dass in 
ihr das Fundament aller Gesetze an die 
Menschenwürde und die Rechtshoheit 
angelehnt ist.“ 

Der Entwurf wurde unter drei Über- 
schriften erstellt: „Die politische und 
verfassungsrechtliche Tagesordnung der 
Türkei von gestern bis heute“, „Bedeu- 
tung der Verfassungssuche“ und „Die zu 
schaffende Verfassung“. Er besteht aus 
16 Seiten; darin heißt es, dass der Regie- 
rungsvorschlag keinen Reformeindruck 
erwecke, sondern den eines „Wiederauf- 
baus des Regimes nach einem 
Zusammenbruch“. Die Suche nach 
einer neuen Verfassung erinnere an 
einen Verfassungsfetischismus, heißt es 
weiter. Außerdem wird die Einführung 
des „Bürger“begriffs statt „Türke“ gefor- 
dert. # 


Beweise sind nötig, um sagen zu können: „Es gibt keine Folter!“ 


IHD und Mazlum-Der in einer Presseer- 
klärung vom 7. September 2007 zur Fol- 
ter in der Türkei: 


Sehr geehrte PressevertreterInnen, 

während einer Debatte am 3. Septem- 
ber im türkischen Parlament über das 
neue Regierungsprogramm äußerte sich 
Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan 
zur Aussage einiger Abgeordneter, dass 
Folter immer noch andauere, folgender- 
maßen: 

„Verehrter Freund, ich möchte an die- 
ser Stelle noch auf etwas aufmerksam 
machen. Und das wäre unsere Devise: 
‚Null Toleranz in der Frage der Folter‘. Ja, 
ich betone: Null Toleranz für die Folter. 
(Applaus aus den Reihen der AKP) Wenn 
Ihr Beweise habt, so tretet vor und führt 
sie an. Worte und Behauptungen aus den 
Reihen der Opposition reichen nicht aus. 
Beweise sind nötig. Wenn Ihr Beweise 
habt, sagt es und wir werden das Not- 
wendige unternehmen. Unsere Verant- 
wortung als Regierung ist es, wenn solche 
Vorfälle bewiesen werden, das Notwendi- 
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ge zu unternehmen. Aber jemand, der 
behauptet, dass es Folter gibt, muss dies 
auch beweisen. In meinem Land gibt es 
derzeit keine Foltervorfälle. Es ist nicht 
nachvollziehbar, dass Sie, obwohl Sie das 
wissen, vor den Europäischen Menschen- 
rechtsgerichtshof gehen und unwahre 
Behauptungen in der EU verbreiten. Das 
muss ich hier sagen. Wir tragen diese 
Auseinandersetzung auch mit bestimm- 
ten Stellen aus. Wir müssen hier Hand in 
Hand handeln.“ (Aus dem Parlaments- 
protokoll vom 3. September 2007) 

Wir erachten die Devise der Regierung 
„Null Toleranz für Folter“ für wichtig. 
Aber die zuständigen Stellen müssen 
auch akzeptieren, dass es Probleme bei 
der Umsetzung dieser Devise gibt. Wir 
erachten es an dieser Stelle für notwen- 
dig, die Regierung bezüglich der Präven- 
tion von Folter, Misshandlung, 
unmenschlicher und erniedrigender 
Behandlung und Bestrafung erneut an 
Folgendes zu erinnern: Die Verantwor- 
tung der Regierung bezüglich der Vor- 
beugung gegen Folter beinhaltet sowohl 


direkte als auch indirekte Verantwortung. 
Die indirekte Verantwortung bedeutet 
das strikte Verbot von Folter, Misshand- 
lung, unmenschlicher und erniedrigen- 
der Behandlung und Bestrafung. Direkte 
Verantwortungsübernahme bedeutet, 
ständig und regelmäßig zu kontrollieren, 
alle Aktivitäten diesbezüglich mit der 
Öffentlichkeit zu teilen und solche Vor- 
fälle zu verhindern. Außerdem beinhaltet 
politische Verantwortung, entsprechen- 
den Behauptungen wirksam nachzuge- 
hen und die Verantwortlichen vor 
Gericht zu bringen und, wenn diese für 
schuldig befunden werden, sie entspre- 
chend zu bestrafen. Doch obwohl die neu 
gewählten Parlamentsmitglieder ihr Amt 
noch nicht einmal offiziell angetreten 
haben, hat die AKP-Regierung am 28. 
Juli 2007 Veränderungen im Gesetz über 
das Besuchsrecht von Verurteilten und 
Verhafteten vorgenommen. Mit diesen 
Veränderungen wurde die Kontrollbe- 
rechtigung von Abgeordneten in den 
staatlichen Einrichtungen wie Gefängnis- 
sen ernsthaft eingeschränkt und die poli- 
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tischen Gefangenen und Sträflinge aus 
dem Besuchsrecht herausgenommen. 
Dabei wurden in der Vergangenheit bei 
Kontrollen in den Festnahmezentren und 
Gefängnissen viele Foltervorfälle festge- 
stellt. Der Manisa-Vorfall kann an dieser 
Stelle als Beispiel angeführt werden: Am 
25. Dezember 1995 hatte der damalige 
Abgeordnete Sabri Ergül bei der Visite 
des Polizeipräsidiums Manisa vor Ort die 
Folterung von 14 Jugendlichen ermittelt. 

Mit ähnlichen Umgestaltungen des 
Gesetzes zur Terrorismusbekämpfung 
und des Gesetzes über Polizeivollmach- 
ten wurden der Polizei weitgehende Kon- 
zessionen für Folter und außergerichtli- 
che Hinrichtung eingeräumt. Der Tod 
eines nigerianischen Flüchtlings auf dem 
Polizeipräsidium von Beyoglu ist ein 
ernsthafter Vorfall. Allein im Juni dieses 
Jahres kam es in drei unterschiedlichen 
Provinzen zu Todesfällen im Polizeige- 
wahrsam. 


Es liegt in der Verantwortung des Staa- 
tes, das Leben und die Sicherheit von 
Personen zu garantieren, denen die Frei- 
heit durch öffentliche Institutionen ent- 
zogen wurde. Wir möchten erneut daran 
erinnern, dass die Beweispflicht bei 
Beschwerden von Personen, deren Frei- 
heit von öffentlichen Institutionen ent- 
zogen wurde, wegen Folter, Misshand- 
lung, unmenschlicher und erniedrigen- 
der Behandlung oder Bestrafung beim 
Staat liegt. 


Die örtlichen Rechtsbesiimmungen, 
das Europäische Menschenrechtsabkom- 
men, an das wir gebunden sind, und der 
Plenarausschuss des Europäischen Men- 
schenrechtsgerichtshofes schreiben dies 
ebenfalls vor. Für öffentliche Stellen ist 
dieses Gesetz bindend. 


Folglich kann die Regierung ihre Ver- 
antwortung nicht zurückweisen mit der 
Aussage: „Wenn Folter bewiesen wird, 
werden wir das Nötige unternehmen.“ 
Eine solche Beschränkung würde die 
Devise der Regierung „Null Toleranz für 
Folter“ unglaubwürdig machen und sie 
ihrer Verantwortung entheben. Die 
Devise „Null Toleranz für Folter“ beruht 
auf der Existenz der Folter und ist sehr 
bedeutend. Aber gegenwärtig gibt es 
keine Anhaltspunkte dafür, sagen zu kön- 


nen: „Heute gibt es in unserem Land 
keine Folter mehr.“ Das entspricht nicht 
den Tatsachen und diese Realität ist nicht 
nur den Anträgen, die bei den Men- 
schenrechtsorganisationen eingereicht 
werden, zu entnehmen, sondern auch 
den Anzeigen von Opfern, die sie bei 
Menschenrechtsinstitutionen in Provin- 
zen und Kreisstädten erstatten. Zudem 
ist die Beobachtung von Menschen- 
rechtsorganisationen, dass die Folter in 
der Türkei sich zwar quantitativ etwas 
verringert hat, aber noch weiterhin 
anhält. 

Was dies betrifft, liegt es in der Verant- 
wortung der Regierung, nicht alle Perso- 
nen und Organisationen, die die Folter 
in der Türkei bereinigen wollen, als Ver- 
schwörer darzustellen, sondern in der 
Zusammenarbeit mit ihnen Mechanis- 
men zur vollständigen Beendigung der 
Folter zu entwickeln. Einer dieser 
Mechanismen ist die Ratifizierung der 
Zusatzerklärung der UNO zur Bekämp- 
fung der Folter und die Einrichtung von 
unabhängigen Beobachterstellen. 


Verehrte PressevertreterInnen, 

wenn wir uns die Bilanz der Berichte 
des Menschenrechtsvereins für die Jahre 
2002 bis einschließlich 2006 sowie die 
ersten sechs Monate des Jahres 2007 
anschauen, so sprechen die Zahlen eine 
deutliche Sprache. Der Bericht von Janu- 
ar bis Juni 2007 dokumentiert, dass 376 
Personen Folter und Misshandlung aus- 
gesetzt waren. Ferner besagt die Bilanz 
des Mazlum-Der für Januar bis Juni 
2007, dass 75 Vorfälle von Folter und 
Misshandlung vorliegen. Laut Bilanz des 
Mazlum-Der endeten 6 der Vorfälle töd- 
lich und 3 mit „Körperverletzung“. Auch 
in den Berichten der Türkischen Men- 
schenrechtsstiftung sind ähnliche Vorfäl- 
le dokumentiert. 

Der Hauptgrund dafür, dass die Folter 
dermaßen weit verbreitet ist und so viel 
Kontinuität hat, ist der, dass, wie in vie- 
len anderen Ländern auch, in unserem 
Land die Folterer von der Autorität 
geschützt und nicht strafrechtlich ver- 
folgt werden. Am 28. März 2006 wurden 
in Diyarbakır bei einer Demonstration 
10 Menschen, darunter 7 Kinder, von 
der Polizei erschossen. Während der 
Newrozfeierlichkeiten 2007 und am 1. 
Mai wurde neben zahlreichen Verhaftun- 
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gen von DemonstrantInnen die Folter 
auf die Straßen verlagert. U. a. diese Vor- 
fälle innerhalb der letzten eineinhalb 
Jahre zeigen, dass das Projekt der „Demo- 
kratisierung“, das in der Phase, als die 
EU-Mitgliedschaft angestrebt wurde, auf 
der Agenda stand, beendet ist, stattdessen 
die Devise „Null Toleranz für Folter“ 
konterkariert wurde. 


Verehrte Mitglieder der Presse, 

Aufrichtigkeit bedarf Mut und die 
Konfrontation mit der Realität. Wenn 
die Regierung aufrichtig ist mit ihrer 
Devise „Null Toleranz für Folter“ (was 
wir gerne glauben würden), so muss sie 
ihre BürgerInnen und die zivilgesell- 
schaftlichen Organisationen, die auf der 
Basis des freien Willens der BürgerInnen 
gegründet wurden, anhören, respektieren 
und die eingebrachten Vorwürfe recher- 
chieren. Es wird von ihr erwartet, dass sie 
die Tätigkeiten und Bemühungen für die 
Beendigung von Folter, die eine Schande 
der Menschheit ist, von Misshandlung, 
unmenschlicher und erniedrigender 
Behandlung unterstützt. Außerdem ist es 
ein anerkanntes Recht jedes Staatsbürgers 
und jeder Staatsbürgerin der türkischen 
Republik, sein bzw. ihr Anliegen vor den 
Menschenrechtsgerichtshof zu tragen. Es 
ist ein zwingender Weg, den die Fol- 
teropfer einschlagen, wenn sie im eigenen 
Land kein wirksames und gerechtes 
Resultat auf juristischem Wege erlangt 
haben. Wenn nicht gewünscht ist, dass 
Verfahren an den Europäischen Men- 
schenrechtsgerichtshof (EGMR) getra- 
gen werden, so müssen unsere Gerichte 
die Folterer entsprechend verurteilen und 
die Opfer angemessen entschädigen. 

Der IHD und Mazlum-Der definieren 
die Folter als ein Vergehen gegen die 
Menschlichkeit. Wir wiederholen hier 
erneut mit erhobener Stimme, dass wir 
alle Vorfälle, die die Würde der Men- 
schen verletzen, so lange verfolgen wer- 
den, bis kein einziger Foltervorfall mehr 
geschicht. 


Hauptgeschäftsstelle des Menschen- 
rechtsvereins IHD 

Mazlum-Der (Verein für Menschenrech- 
te und Solidarität mit den Unterdrück- 
ten) 
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Joost Lagendijk: Wir sind bereit, in der kurdischen Frage als Vermittler zu agieren 


Meinungsfreiheit, kurdische 
Frage, Rolle des Militärs ... 


Interview mit Joost Lagendijk 


Im Folgenden ein Interview mit 
Joost Lagendijk, dem Vorsitzen- 
den der Delegation im 
Gemischten Parlamentarischen 
Ausschuss EU-Türkei des Europd- 
ischen Parlaments, das am 21. 
September 2007 in ANF veröf- 
fentlicht wurde. Das Interview 
führte Hüseyin Elmali. 


Die Parlamentarische Versammlung 
des Europarats hat mit einer Delega- 
tion die Wahl in der Türkei beobach- 
tet und wird einen Bericht veröffent- 
lichen. Wie wird er Ihrer Meinung 
nach aussehen? 


Wir warten auf den Bericht der Parla- 
mentarischen Versammlung. An be- 
stimmten Punkten gab es Probleme, 
aber im Großen und Ganzen wurden die 
Wahlen demokratisch durchgeführt. 
Wenn wir aus Strasbourg und Brüssel 
schauen, kann ich sagen, dass die Wah- 
lergebnisse positiv ausgefallen sind. Das 
zu sagen bedeutet aber nicht, die AKP 
oder ihre Politik zu unterstützen. Ich 
sage es aus EU-Sicht. Wenn wir die AKP 
mit den anderen Alternativen wie der 
CHP oder MHP im Hinblick auf Fort- 
schritte der Türkei auf dem Weg in die 
EU oder die Umsetzung neuer Refor- 
men vergleichen, schen wir, dass die 


AKP dabei besser wegkommit. 


Es ist eine zu unterstreichende 
bedeutsame Entwicklung, dass nach Jah- 
ren kurdische VertreterInnen im türki- 
schen Parlament sitzen. Wir finden es 
sehr wichtig, dass die DTP im Parla- 


ment ist, und viel wichtiger, dass sie eine 
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Fraktion stellt. Sowohl der Einzug der 
DTP ins Parlament als auch, dass die 
AKP erneut die Regierung stellt, steigert 
meine Hoffnung bezüglich der Lösung 
der kurdischen Frage und darin, dass die 
Türkei auf dem Weg zur EU voran- 


schreiten wird. 


Der Berichterstatter für die Türkei, van 
den Brande, erklärte, dass die 10-%- 
Wanhlhürde sehr hoch sei und verän- 
dert werden müsse, Welche Neue- 
rungen erwarten Sie zumindest bis zu 
den nächsten Wahlen? 


Wir sind als Europaparlament gegen 
die Zehnprozenthürde. Wir wünschen 
uns ihre Reduzierung auf mindestens 
5 % oder niedriger. Nach EU-Prinzipien 
soll jedes Land seine eigene Wahlhürde 
festlegen, aber 10% sind zu hoch. Wir 
haben es in der Vergangenheit gesagt 
und sagen es auch jetzt, dass sie unter 
10 % gesenkt werden muss. Die DTP ist 
trotz dieser Wahlhürde, wie sie es selbst 
ausdrückt, durch das Fenster eingetre- 
ten, nachdem ihr die Tür verschlossen 
blieb. Das wiederum zeigt, wie überflüs- 
sig die Hürde ist. 


Ministerpräsident Erdogan hat sein 
Regierungsprogramm veröffentlicht. 
Alle oppositionellen Gruppen kritisie- 
ren es. Auch die DTP bemängelt, 
dass darin gar nicht auf die kurdi- 
sche Frage eingegangen wird. Was 
denken Sie Über dieses Programm? 


Wir wollen anstelle allgemeiner 
Reden die Praxis sehen und werden auch 
entsprechend die Praxis bewerten. Z. B. 
in der Frage der freien Meinungsäuße- 
rung. Die Aufhebung der Beschränkun- 
gen durch den Artikel 301 des Strafge- 


setzbuchs ist für uns schr wichtig. Das 
haben wir leider im Regierungspro- 
gramm nicht entdecken können. Das ist 
schlecht und hat uns enttäuscht. Wir als 
Freunde der Türkei verfolgen die 
Diskussionen über die Verfassungsände- 
rungen mit großem Interesse. Ich möch- 
te auch erwähnen, dass Themen wie die 
Benutzung der kurdischen Sprache, die 
Anerkennung der Rechte der Kurden im 
Zusammenhang mit der Revision der 
Verfassung für uns äußerst bedeutsam 
sind. Informationen, die zur Presse 
durchdringen — auch wenn es wenige 
sind —, geben uns gewisse Anhaltspunk- 
te zur Hoffnung, aber wir werden es 
sehen. In der Rede des Ministerpräsi- 
denten gab es keine klaren Äußerungen, 
aber wir sind dennoch zuversichtlich. 
Die Türkei bedarf einer wahren zivilen 
Verfassung. 


Der Bürgermeister von Diyarbakır-Sur 
und die Ratsmitglieder wurden ihrer 
Aufgaben enthoben. Regierungskrei- 
se haben sich nicht dagegengestellt. 
Wie ist dies zu bewerten? 


Ehrlich gesagt habe ich nicht erwar- 
tet, dass die AKP vor der Wahl hierzu 
Reaktion zeigt. Doch jetzt erwarten wir 
eine. Die AKP-Regierung hat viele Stim- 
men von kurdischer Seite erhalten. Ich 
erwarte daher, dass sich die AKP dieses 
Themas annimmt. Eben habe ich meine 
Erwartungen zum Artikel 301 oder zur 
Nutzung der kurdischen Sprache zum 
Ausdruck gebracht. Es ist nun an der 
Zeit, dass diese starke und legitime 
Regierung die benannten bedeutenden 
Themen ernsthaft behandelt. Den Bür- 
germeistern sollte offiziell erlaubt wer- 
den, Kurdisch im Rahmen der Mehr- 
sprachigkeit zu nutzen. Diese Angele- 
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genheiten haben für mich Priorität. Es 
ist schr wichtig, dass kurdische Bürger- 
meister mit ihren Bürgern in ihrer Mut- 
tersprache kommunizieren. Die Regie- 
rung sollte diese Probleme lösen. Die 
neue auszuarbeitende Verfassung sollte 
diese Angelegenheiten enthalten. Es gibt 
auch Probleme, die nur langfristig gelöst 
werden können, aber die Regierung soll- 
te nun für diese Art von Problemen 
Lösungen entwickeln. 


Die DTP ist zwar im Parlament vertre- 
ten, aber gegen den Fraktionsvorsit- 
zenden Ahmet Türk soll ein Ermitt- 
lungsverfahren eröffnet werden. 
Auch gegen den Oberbürgermeister 
von Diyarbakır, Osman Baydemir, 
wird ermittelt. Außerdem wurde 
beschlossen, die Verfahren und Ver- 
urteilungen einiger anderer Abge- 
ordneter weiter zu betreiben. Wie 
bewerten Sie dies? 


Ich denke, dass beide Seiten sich erst 
einmal beruhigen sollten. Die Tatsache, 
dass die DTP den Einzug ins Parlament 
geschafft hat und die AKP gestärkt an 
die Macht gelangt ist, bietet für uns die 
Möglichkeit, diese Probleme zu über- 
winden. Diese Chance, dass AKP und 
DTP Seite an Seite im Parlament sind, 
sollte genutzt werden. Vielleicht wird es 
nicht einfach sein, aber es sind diese bei- 
den Parteien, die eine Lösung für die 
kurdische Frage entwickeln können - 
niemand sonst. Eine Lösung auf politi- 
scher, sozialer und kultureller Grundla- 
ge. Diese beiden Parteien dürfen diese 
Chance nicht versäumen. 

Nun zu Diyarbakır: Es ist richtig, dass 
die Regierung in den Südosten inves- 
tiert, aber es stimmt auch, dass die 
Anstrengungen des Oberbürgermeisters 
von Diyarbakır, vom Europäischen 
Fonds zu profitieren, in der Türkei 
unbeantwortet bleiben. Diyarbakır sollte 
in dieser Hinsicht der Weg eröffnet wer- 
den. D.h. es stimmt, wenn Erdogan 
sagt, er investiert in den Südosten, aber 
auch, wenn Baydemir sagt: „Wir möch- 
ten vom EU-Fonds profitieren und dies 
sollte uns ermöglicht werden.“ 


Angesichts der ungeheuren Probleme 
von Diyarbakır sind meiner Meinung 
nach Streitigkeiten zwischen dem Minis- 


terpräsidenten und dem Bürgermeister 
nicht produktiv. Diese Auseinanderset- 
zungen nutzen weder den Bürgern von 
Diyarbakır noch sonst jemandem. 
Ankara muss endlich schen und akzep- 
tieren, dass es in Diyarbakır Probleme 
gibt, die nicht nur mit Geld zu lösen 
sind. Hier muss Hand in Hand gearbei- 
tet werden. Ankara sollte sich mit dem 
Südosten zusammensetzen und 
zusammenarbeiten. AKP und DTP kön- 
nen es gemeinsam machen. Ich sage bei- 
den: „Beruhigt euch bitte, setzt euch an 
den Tisch und arbeitet miteinander.“ 


Joost Lagendijk in Diyarbakır, März 2007 


Eine ähnliche Phase, wie Sie sie zur 
Überwindung der kurdischen Frage 
zur Sprache gebracht haben, erleb- 
te auch Nordirland. Die EU versuchte 
annähernd zwanzig Jahre, mit kon- 
kreten Ansätzen die Auseinanderset- 
zung zu bewältigen. Mit politischem 
und moralischem Beistand unterstütz- 
te sie die Friedensphase. Es ist auch 
bekannt, dass sie eine Rolle dabei 
spielte, dass die Konfliktparteien in 
den Dialog getreten sind. 


Sie haben völlig Recht. Wir können es 
unter zwei Überschriften behandeln. 
Zum einen die Verbesserung der sozio- 
ökonomischen Situation. Das wäre die 
Aufgabe der Regierung der Türkei. Es ist 
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notwendig, dass hierzu entsprechende 
Initiativen ergriffen und die Probleme 
überwunden werden. Bei bereits geplan- 
ten Projekten sollte das Notwendige 
unternommen werden, damit sie umge- 
setzt werden können. Hierbei könnten 
die EU und der IWF behilflich sein. Wir 
können, bezogen auf die kurdischen 
Regionen, gemeinsam mit den Kurden 
kulturell und politisch behilflich sein. 
Wir können diesen Punkt ständig auf 
der Tagesordnung halten und mit der 
türkischen Regierung in Dialog treten. 
Wir können sogar, wenn die Regierung 


Foto: DIHA 


es wünscht und die Kurden es ebenfalls 
akzeptieren, als Vermittler agieren. Aus 
diesem Grunde betonen wir die Wich- 
tigkeit der Rolle, die AKP und DTP 
spielen könnten. Wir sagen, dass sie 
gemeinsam die Probleme lösen sollten. 
Aber man muss sich auch im Klaren 
sein, dass der Platz für die Lösung die 
Türkei ist. Wie ich schon früher gesagt 
habe, die EU-Mitgliedschaft der Türkei 
wird sich schr schwierig gestalten, wenn 
in der Türkei keine politische, ökonomi- 
sche, soziale und kulturelle Lösung für 
die kurdische Frage gefunden werden 
sollte. Erdogan weiß das genau. Vor zwei 
Jahren hat er in Diyarbakır die Existenz 
der kurdischen Frage anerkannt und zur 
Sprache gebracht, dass dieses Problem 


29 


gelöst werden muss. Gegenwärtig sind 
wir davon noch sehr weit entfernt. Aber 
vor uns liegen fünf Jahre, die wir schr 
gut nutzen sollten. In erster Linie sollte 
es von der türkischen Regierung, d.h. 
von der AKP, verstanden werden, dass 
diese Phase eine Chance für eine Lösung 
beinhaltet und dass Schritte in diese 
Richtung eingeleitet werden müssen. 
Wir können in diesem Zusammenhan 
moralisch und sogar materiell behilflich 
sein. Das ist kein Thema, dem nur ich 
persönlich große Bedeutung beimesse, 
sondern das Europäische Parlament. 
Wir versuchen, beide betreffenden Par- 
teien an den Verhandlungstisch zu brin- 
gen. Unsere Bemühungen werden auch 
in Zukunft anhalten. 


Die Fraktionsgruppen der Sozialde- 
mokraten, Liberalen und Grünen im 
Europaparlament bereiten eine breit 
angelegte Konferenz zur kurdischen 
Frage vor. Wird die Konferenz die 
Themen umfassen, die Sie eben dar- 
stellten? 


Ja, es stimmt, wir können sagen, dass 
es eine Weiterführung dessen ist, was ich 
eben sagte. Die Grüne, die Liberale und 
die Sozialdemokratische Fraktionsgrup- 
pe im Europäischen Parlament — der 
Beteiligung anderer Fraktionen steht 
nichts im Wege - arbeiten an einer Kon- 
ferenz, die eine Plattform herstellen soll, 
auf der Türken und Kurden anwesend 
sind und auf der über Möglichkeiten des 
Handelns gesprochen werden soll. Wir 
werden versuchen, die Menschen einan- 
der näher zu bringen, um das Problem 
zu überwinden, sozioökonomische 
Pläne eingeschlossen. Wir möchten die 
übliche Rhetorik von „Das Problem gibt 
es und es muss gelöst werden“ verlassen. 
Ob in Strasbourg oder Brüssel, wir zie- 
len darauf ab, die Grundlage dafür zu 
schaffen, dass Türken und Kurden an 
einem Tisch sitzen und darüber disku- 
tieren, wie das Problem gelöst werden 
kann. Als Parlament wird das unsere 
Rolle in dieser Angelegenheit sein. Ich 
denke, dass spätestens Anfang nächsten 
Jahres diese Konferenz durchgeführt 
werden kann. Wir arbeiten momentan 
an den praktischen Details. Ich hoffe, 
dass das einen Beitrag zu gegenseitigen 
besseren Beziehungen leisten wird. 
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Welche Probleme werden Ihrer Mei- 
nung nach im „Entwurf zu den Ent- 
wicklungen in der Türkei“, der vom 
Europaparlament vorbereitet wird, 
aufgegriffen? 


Die Vorlage liegt noch nicht dem Aus- 
wärtigen Ausschuss vor. Wir arbeiten 
noch an der Fertigstellung. Aber wir 
streben einen ausgeglichenen Entwurf 
an. Die Vorlage wird im September dem 
Auswärtigen Ausschuss im Europäischen 
Parlament vorliegen und im Oktober in 
der Vollversammlung behandelt und 
beschlossen werden. Ich persönlich finde 
die zeitliche Abstimmung nicht sehr 
geeignet. Die EU-Kommission wird im 
November den Erweiterungsbericht ver- 
öffentlichen. Wir hätten diesen abwar- 
ten und anschließend unseren Entwurf 
anfertigen können. Aber nun wird eine 
Beschlussvorlage aufs Tapet kommen. 
Anfang nächsten Jahres wird der eigent- 
liche Bericht an der Tagesordnung sein. 
Bei den vorherigen haben unterschiedli- 
che Kreise sich einzumischen versucht, 
um die Ausgewogenheit der Berichte zu 
beeinflussen. In der armenischen Frage 
und in der kurdischen Frage war dies der 
Fall. Wir werden sehen, wie es diesmal 
wird. 


Was wird die Grundlage dieses 
Berichts sein, welche Themen wird er 
beinhalten? Vor vier, fünf Jahren 
stieß die Forderung des damaligen 
Berichterstatters, Herrn Oslanders, auf 
Ablehnung, als er eine neue Verfas- 
sung forderte. Aber nun wird diese 
Notwendigkeit offen diskutiert. Die 
Kreise und die Regierung, die dies 
damals kritisierten, sprechen heute 
von einer zivilen Verfassung. 


Ja, leider werden wir auch in diesem 
Bericht Themen, die wir schon früher 
diskutiert haben, erneut aufnehmen. 
Dies waren Themen wie Meinungsfrei- 
heit, kurdische Frage und der Einfluss 
des Militärs auf die Politik. Diese drei 
lebenswichtigen Probleme sind bislang 
nicht gelöst und müssen nun endlich 
gelöst werden. 


Herr Oslander erklärte in seinem 
Bericht, dass eine neue Verfassung für 
die Türkei notwendig sei. Dieses Pro- 


blem wird früher oder später auf unsere 
Tagesordnung kommen, denn eine zivi- 
le Verfassung in der Türkei wird auto- 
matisch Lösungen für viele Probleme 
mit sich bringen. Der Weg für die 
Lösung bestimmter Fragen wie z. B. die 
kurdische Frage, die Rolle des Militärs, 
die Strukturierung des YOK (Hoch- 
schulrats), ethnische und religiöse 
Minoritäten und andere ähnliche Pro- 
bleme wäre eröffnet. Wir sind zuver- 
sichtlich, dass wir in der vor uns liegen- 
den Zeit diese aufgezählten Probleme in 
der Türkei überwinden werden. Wir 
hoffen auch, dass die Frage der Minder- 
heiten auf die Tagesordnung kommen 
wird. Vier Stufen des Berichts des Euro- 
paparlaments sind: Meinungsfreiheit, 
kurdische Frage, Rolle des Militärs und 
die neue Verfassung. 


In der Beziehung zwischen der Türkei 
und der EU sind Themen wie Zypern, 
Bildung, Gesundheit, Landwirtschaft 
und Ökonomie wichtig. Wie wird die 
Lösung dieser Probleme aussehen, 
werden sie sich von selbst lösen? 


Ich glaube nicht, dass irgendein Pro- 
blem sich von selbst lösen kann. Es 
bedarf großer Anstrengungen. In der 
Zypernfrage denke ich nicht, dass vor 
den Wahlen im nächsten Jahr sich etwas 
tun wird. Ich denke nicht, dass es eine 
neue Entwicklung mit Papadopoulos 
geben wird. In der Türkei werden sich 
viele strukturelle Probleme wie Land- 
wirtschaft und Umwelt verändern. Diese 
sind für den Fortschritt der Türkei von 
großer Bedeutung. Vielleicht, weil es 
zwischen der EU und der Türkei keine 
Probleme gibt, die zu Konflikten führen 
könnten, kamen diese Fragen nicht auf 
die Tagesordnung. Aber das bedeutet 
nicht, dass diese Themen unwichtig 
wären. Doch diese sind nicht die 
wesentlichen Themen und die von der 
Öffentlichkeit mit Interesse verfolgt 
werden. Vielmehr sind es die politischen 
Probleme, von denen ich eben sprach. 
Aus diesem Grunde werden die Fragen 
der Landwirtschaft nicht auf den Titel- 
seiten der Berichte und Zeitungen zu 
finden sein. Meinungsfreiheit, die kurdi- 
sche Frage und die Rolle des Militärs 
werden im Vordergrund stehen. # 
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Belohnung für Polizisten, die den 12-jährigen UQur töteten 


Freispruch für Polizei nach drei 


Jahren Verhandlung 


Bayram Balcı 


Ihr kanntet Ugur Kaymaz nicht, auch 
ich kannte ihn nicht. Ugur war ein 
zwölfjähriger Junge, der mit seiner 
Familie in der Kreisstadt Kızıltepe bei 
Mardin lebte. Wenn dreizehn Kugeln 
aus den Waffen der Sondereinsatzkom- 
mandos seinen kleinen Körper nicht 
durchsiebt hätten, wäre er heute fünf- 
zehn Jahre alt. 

In Kızıltepe bei Mardin wurden Ugur 
und sein Vater Ahmet Kaymaz am 21. 
November 2004 vor ihrer Wohnung von 
Sondereinsatzkommandos unter dem 
Vorwand einer „Operation gegen Mit- 
glieder einer illegalen Organisation“ mit 
einem Kugelhagel ermordet. Gegen die 
Mitglieder des Sondereinsatzteams Meh- 
met Karaca, Yasafettin Asıkgöz, Seydi 
Döngel und Salih Ayaz wurde ein Ver- 
fahren eingeleitet, aber das Gericht 
sprach sie frei. Die Geschichte von Ugur 
Kaymaz, der mit seinen Hausschuhen 
vor seiner Wohnung von staatlichen 
„Sicherheitskräften” mit dreizehn 
Kugeln erschossen wurde, ist nur so 
kurz. 

Die eigentliche Geschichte wurde 
aber während des Gerichtsverfahrens 
gegen die Mitglieder des Sondereinsatz- 
kommandos erfahrbar. Denn das 
Gerichtsverfahren, das gegen die Täter 
durchgeführt wurde, war regelrecht ein 
Märchen. 

Die Staatsanwaltschaft von Mardin 
forderte in ihrer Anklageschrift die Ver- 
urteilung der vier angeklagten Polizisten, 
weil ihr Handeln den Rahmen der „legi- 
timen Verteidigung“ verlassen habe und 
die Tötung nicht eindeutig einzelnen 
Tätern zuzuordnen sei. Sie forderte 
Gefängnisstrafen zwischen zwei und 
sechs Jahren. Des Weiteren forderte die 
Staatsanwaltschaft die Verurteilung der 
Mutter von U$ur, Makbule Kaymaz, zu 


Pe OR Ber 


Kızıltepe 2004, Protest gegen die Erschießung von Ugur Kaymaz und seinen Vater 


einer Strafe von bis zu fünfzehn Jahren 
wegen „Mitgliedschaft und Rädelsfüh- 
rerschaft in der PKK“. 

Das Rechtssystem in der Türkei funk- 
tioniert auf diese Weise. Während gegen 
die Mitglieder des Sondereinsatzteams, 
die einen zwölfjährigen Jungen gemein- 
sam mit seinem Vater getötet haben, nur 
zwischen zwei und sechs Jahren Haft 
gefordert wird, wird gegen die Frau, 
deren Sohn und Ehemann getötet wur- 
den, eine Haftstrafe bis zu fünfzehn Jah- 
ren verlangt. Die Mitglieder der Sonder- 
einsatzgruppe, nach dem Vorfall vom 
Dienst freigestellt, wurden durch das 
ebenfalls stattfindende Disziplinarver- 
fahren regelrecht belohnt. Während sie 
erneut ihre Tätigkeit aufnehmen durf- 
ten, wurden sie in andere Provinzen ver- 
setzt und befördert. Auch der Staatsan- 
walt, der die Ermittlung leitete, wurde 
in eine andere Provinz versetzt und 
befördert. Die Polizisten, die nach dem 
Ereignis suspendiert worden waren, 
durften erneut ihren Dienst antreten, 
obwohl der Prozess noch gar nicht 
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sdauer 


Foto: DIHA 


begonnen hatte. In dem Disziplinarver- 
fahren wurde lediglich eine „Lohnkür- 
zung“ für die Polizisten gefordert. Die 
Dienststellen aller vier Polizisten wurden 
geändert. Sie wurden aus Kızıltepe ver- 
legt. Somit war die zwingende Teilnah- 
me an den Prozesstagen für sie aufgeho- 
ben. 

Aus diesem Grunde haben sie am 
ersten Verhandlungstag am 21. Februar 
vor der Strafkammer Mardin nicht teil- 
genommen unter dem Vorwand, in 
anderen Bezirken im Dienst zu sein. Mit 
der Begründung der Wahrscheinlich- 
keit, dass die Angeklagten Beweise ver- 
nichten könnten, wurde Untersu- 
chungshaft gefordert. Das Gericht lehn- 
te dies ab. Es wurde beschlossen, dass die 
Aussagen der Polizisten in den Dienst- 
stellen, wo sie nun tätig sind, aufgenom- 
men werden könnten. 

Auch der Antrag des Bruders von 
Ahmet Kaymaz, in diesem Prozess als 
Nebenkläger zu agieren, wurde abge- 
lehnt. Das Gericht in Mardin beschloss 
— angeblich aus „Sicherheitsgründen“ —, 
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den Prozess nach Eskischir zu verlagern, 
obwohl die angeklagten Polizisten nicht 
zur Verhandlung erschienen. Die 
Anwälte der Familie Kaymaz erklärten, 
dass sie unter Druck gesetzt würden und 
dass unter diesen Umständen keine 
gerechte Verurteilung zu erwarten sei. 
Sie protestieren gegen das Gerichtsver- 
fahren. Der Gouverneur von Mardin 
gab eine schr lächerliche Erklärung ab. 
Usur und sein Vater seien erschossen 
worden, als sie — wohlgemerkt mit Pan- 
toffeln an den Füßen - auf dem Weg zu 
einem Überfall auf eine Polizeiwache 
waren. Der Gouverneur behauptete, 
dass Ugur und sein Vater als erste das 
Feuer auf die Polizisten eröffnet hätten. 
Die Polizisten, die bei diesem Vorfall 
den Anschein eines Gefechts erwecken 
wollten, hatten zwar daran gedacht, 
neben die Leiche von Ugur eine Waffe 
zu legen, aber ihnen war entgangen, die 
blutigen Pantoffeln an seinen Füßen 
auszutauschen. 

Als Ugurs Nachbar und gleichzeitiger 
Lehrer, der zur Identifizierung der Lei- 
che gerufen wurde, die Waffe sah, die 
angeblich Ugur gezogen haben sollte, 
fragte er: „Kann dieses kleine Kind über- 
haupt diese Waffe tragen?” Er erhielt die 
folgende Antwort: „Er sah im Dunkeln 
aus wie ein erwachsener Mann.” Allein 
diese Antwort reicht aus, um der Wahr- 
heit näher zu kommen. 


Das Gericht befand 
den Mord berechtigt 


Der erste Verhandlungstermin zu die- 
sem Vorfall fand am 21. September 
2005 in Mardin statt. Nachdem Tausen- 
de von Menschen sich am ersten Ver- 
handlungstag vor dem Gericht mit der 
Familie Kaymaz solidarisiert hatten, 
wurde der Prozess vom Justizminister 
mit der Begründung mangelnder Sicher- 
heit nach Eskischir verlegt. Am 20. Juli 
fand der zweite Verhandlungstermin in 
Eskisehir statt, zu dem aus unterschied- 
lichen Bezirken Menschen und Men- 
schenrechtsverteidiger anreisten. Diese 
Menschen wurden in Eskisehir von 
nationalistisch-faschistischen Gruppen 
sowie von der Polizei angegriffen. Viele 
wurde in Folge dieses Angriffs verletzt 
und mehrere festgenommen. Nach die- 
sem Vorfall wurden die „Sicherheitsvor- 
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kehrungen“ bei den Verhandlungstermi- 
nen erhöht. Der Untersuchungsbericht 
der Gerichtsmedizin lag erst nach einem 
Jahr dem Gericht vor. Der Prozess 
wurde drei Jahre lang unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit in Eskischir fortge- 
setzt. 

Entgegen der Behauptung der Polizei, 
dass es zu einem Gefecht gekommen sei, 
stellte das gerichtsmedizinische Gutach- 
ten klar, dass von den dreizehn Kugeln 
in Ugurs Körper neun aus der Nähe 
abgegeben wurden. Diese Feststellung 
wiederum bewies, dass es kein Gefecht 
gab. Das Gericht aber kam trotz des 
Gutachtens zu der Auffassung, dass es 
ein Gefecht gegeben habe. Ugur wurde 
durch insgesamt dreizehn Kugeln 
erschossen, von denen vier seine rechte 
und linke Hand und neun seinen Rü- 
ckenbereich trafen. Dieses gerichtsmedi- 
zinische Gutachten, das offenlegte, dass 
es sich bei dem Vorfall um eine außerge- 
richtliche Hinrichtung handelte, hätte 
Tumult verursacht, wäre es bei einem 
Gericht eines anderen Landes einge- 
reicht worden. Die betroffenen Polizis- 
ten wären wegen vorsätzlichen Mordes 
verurteilt worden. Aber in der Türkei 
war es nicht der Fall. Die angeklagten 
Polizisten sagten aus, dass Ugur und sein 
Vater als erste geschossen hätten und 
daraufhin eine etwa zehnminütige 
Schießerei stattgefunden habe. Obwohl 
kein einziger Polizist Schusswunden auf- 
weisen konnte und in keiner Hauswand 
oder keinem PKW, die sich gegenüber 
Ugur und seinem Vater befanden, eine 
Kugelspur zu finden war, wurde der Vor- 
fall als anhaltendes Gefecht dargestellt. 
Auch wenn die Berichte und Gutachten 
darauf verwiesen, dass es sich nicht um 
ein Gefecht gehandelt hatte, ignorierte 
das Gericht diese Feststellung. 

Der Justizminister hat die Liste aller 
Anwälte, die in diesem Fall involviert 
sind, vom Gericht angefordert und 
somit sichergestellt. Nach drei Jahren 
Verhandlungsdauer wurden die ange- 
klagten Polizisten am 18. April 2007 bei 
der Urteilsverkündung freigesprochen. 
Im Gerichtsurteil wurde der zwölfjähri- 
ge Junge zum „Ierroristen“ deklariert 
und folglich seine Tötung als gerechtfer- 
tigt eingestuft. In der Türkei wurden bis- 
lang nie Polizisten bestraft, die gefoltert 
oder außergerichtliche Hinrichtungen 


durchgeführt haben. Auch dieses 
Gerichtsurteil bestätigt erneut, dass sich 
an dieser Realität nichts geändert hat. 
Der Verteidiger der Angeklagten, Vey- 
sel Güler, sagte in seiner Erklärung nach 
der Urteilsverkündigung: „Die Gerech- 
tigkeit hat gewonnen, das Gericht kam 
zu dem Urteil, dass die Polizisten ihre 
Aufgabe gemacht haben.” Somit dekla- 
riert er, dass das Gericht die Tötung als 
gerechtfertigt einstuft. Der Onkel von 
Ugur, Murat Kaymaz, erklärte, dass das 
Urteil ungerecht sei. Sie würden gegen 
das Urteil protestieren und forderte, dass 
sich die Türkei endlich davon befreien 
sollte, ein Polizeistaat zu sein. Leider 
werden nun mal in der Türkei Sicher- 
heitskräfte, auch wenn sie eine Straftat 
begangen haben, vom Staat geschützt, 
weil sie „ihre Aufgabe gemacht haben“. 


Das öffentliche Empfinden 
wurde verletzt 


Menschenrechtsaktivisten erklärten, 
dass das Urteil das öffentliche Empfin- 
den verletzt habe. In der Erklärung der 
DTP-Zentrale hieß es, dass der Frei- 
spruch der Polizisten, die für den Tod 
von U$ur Kaymaz und seinem Vater 
Ahmet Kaymaz verantwortlich seien, 
beim kurdischen Volk zur Entrüstung 
beitrage. „Mit dem Freispruch der 
Sicherheitskräfte, die einen dermaßen 
offensichtlichen Mord begangen haben, 
hat die Justiz das Recht liquidiert.“ Die 
DTP erinnerte den Staat an seine 
Pflicht, sich für das Lebensrecht aller 
Menschen einzusetzen, die innerhalb 
seiner Grenzen leben, unabhängig von 
ihrer Sprache, Religion und Ethnie, und 
rief die Justiz dazu auf, diesen Fehler zu 
korrigieren: „Ansonsten wird das Ver- 
trauen des kurdischen Volkes in die 
Justiz, das ohnchin stark angeschlagen 
ist, vollständig erlöschen. Wir fordern 
die Regierung und den Staat dazu auf, 
alle Vorkehrungsmaßnahmen zu ergrei- 
fen, um jede Art von Justizmord zu ver- 
hindern,“ hieß es weiter. Auch der Men- 
schenrechtsverein IHD erklärte, dass 
mit diesem Urteil der Rechts- und 
Gerechtigkeitsmechanismus stark ange- 
schlagen wurde. Der Menschenrechts- 
verein MAZLUM-DER in Diyarbakır 
erklärte, dass mit diesem Urteil ihr 
Gerechtigkeitsgefühl verletzt wurde. € 
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Kinder schreiben Drehbuch und drehen Film zum Leben von Ugur Kaymaz 


Ich kenne Ugur mit dem Herzen 


Nesrin Yazar (DIHA/Amed) 


ine Gruppe von Kindern, die an den 

‚Aktivitäten der Filmwerkstatt im 
Bildungsförderzentrum der Kommune 
Diyarbakır-Baglar beteiligt ist, verwirk- 
licht etwas Einmaliges. Sie traten vor die 
Kamera und verfilmten das Leben von 
Ugur Kaymaz, eines 12-jährigen Jungen, 
der am 21. November 2004 in Kızıltepe 
mit 13 Kugeln von der Polizei getötet 
worden war. Zindan, ein 13-Jähriger, 
stellt Ugur dar. Die Dreharbeiten für 
den Film „13 Kugeln“, dessen Drehbuch 
die Kinder verfasst haben, sind beendet. 
Am 10. Oktober soll der Film anlaufen. 


Symbolische Erzählung 


Regie führte Deniz Oguzsoy, Student 
für Film, TV und Radio. Im Film treten 
symbolische Darstellungen in den 
Vordergrund von Lebensabschnitten 
Ugurs in der Schule, zu Hause und auf 
der Straße. Im letzten Filmabschnitt ist 
eine Waage an der Stelle zu schen, wo 
Ugur erschossen wurde. Die eine Waag- 
schale enthält 13 Kugeln, auf der ande- 
ren Seite hinterlassen 12 Kinder jeweils 
ein Spielzeug. Das 13. Kind legt einen 
Bleistift dazu. Aber die Seite mit den 13 
Kugeln wiegt schwerer. 


Gemeinsames Drehbuch 


Regisseur Deniz Oguzsoy erläutert, 
dass den Kindern anfänglich Montage- 
und Kameraseminar angeboten werden 
sollten, aber dann nur Drehbuch-Semi- 
nar möglich war. „Nach eineinhalb 
Monaten Ausbildung haben wir uns ent- 
schlossen, mit den Kindern ein gemein- 
sames Drehbuch zu schreiben. Wir 
haben darauf geachtet, dass der Film 
weit entfernt ist von Agitation und viel 
symbolisch gearbeitet wird. Wir haben 


Bei den Dreharbeiten zu „13 Kursun“ (13 Kugeln) 


die Drehbücher der Kinder in einem 
zusammengefasst, daraus ist das Dreh- 
buch für den Film 13 Kugeln entstan- 
den. Wir haben angefangen, in den Stra- 
ßen zu drehen, hatten ohnehin nicht 
viele Möglichkeiten. Wir begannen, mit 
der Kamera aufzunehmen. Manchmal 
sammelten sich dabei über 200 Kinder. 
Es gab Augenblicke, die schr schwierig 
waren, aber auch schr schöne“, so Oguz- 
soy. 


Im Film wird ein Tag im Leben von 
Ugur wiedergegeben. „Im letzten 
Abschnitt des Films benutzen wir die 
schon beschriebene Waage als Symbol 
für die Gerechtigkeit. Damit wollten wir 
auf die Beziehung des Kindes zur 
Gerechtigkeit aufmerksam machen. Wir 
haben bei den Dreharbeiten den Augen- 
blick, in dem Ugur erschossen wird, 
nicht nachgestellt. Es gibt 12 Kinder, die 
sich bei den 13 Schüssen umdrehen.“ 
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Wenn es diese Geschichte 
nicht gäbe ... 


Der 13-jährige Zindan Cakıcı, der 
Ugur Kaymaz nie kennen gelernt hat, 
sagt: „Ich kenne Ugur mit dem Herzen.“ 
Es sei für ihn eine große Freude, Ugur 
darzustellen: „Auch er war ein Kind, er 
hatte dieselben Gefühle wie wir. Aber er 
durfte nicht weiterleben. Wir fühlen uns 
sehr glücklich, dass wir auch seine 
Gefühle leben können. Als die Rede von 
13 Kugeln war, kam mir sofort Ugur 
Kaymaz in den Sinn. Unsere Freunde 
führen Regie, das Projekt hat Spaß 
gemacht und wir haben Erfahrungen 
sammeln können.“ 

Der letzte Filmabschnitt habe ihn 
sehr betroffen gemacht: „Als ich gestern 
die Rolle spielte, musste ich ständig an 
Ugur denken. Ich habe mir vorgestellt, 
wie er zusammengebrochen ist. Als ich 
diese Szene darzustellen versuchte, 
stimmte es mich sehr traurig. Wäre 
Ugur doch noch am Leben und diese 
Geschichte wäre gar nicht verfilmt wor- 


den.“ 
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Versorgung der Bevölkerung in Sengal ist nicht gewährleistet 


Kurz gesagt war die Lage in 
Sengal verheerend ... 


Feleknas Uca, Mitglied des Europäischen Parlaments 


Wie ist Ihre Einschätzung zur Lage in 
Sengal? 


Was am 14. August in Sengal passiert 
ist, kann als der Anfang eines erneuten 
Pogroms bezeichnet werden. Die Yezi- 
den bezeichnen es als den 73. „Ferman“, 
was im Sinne von „Auslöschungserlass“ 
zu übersetzen ist und diesen Anschlag 
einreiht in die vielen Massaker an Yezi- 
den, die in den letzten Jahrhunderten 
verübt wurden. Wir waren kurz nach 
diesem Angriff mit einer yezidischen 
Delegation aus Deutschland im Gebiet 
Sengal. Dort haben wir beide Dörfer 
besucht, in denen die Massaker verhee- 
rende Spuren hinterlassen haben. Nach 
unseren Beobachtungen vor Ort haben 
wir festgestellt, dass keine ausreichende 
soziale und gesundheitliche Versorgung 
der Bevölkerung gewährleistet wurde. 
Sehr viele Verletzte, die dringend medi- 
zinische Versorgung benötigten, wurden 
in umliegende Krankenhäuser verlegt. 
Diese aber waren nicht auf derartige 
Katastrophen vorbereitet. 

Es fehlten Spezialisten, Personal und 
Medizin. Besonders schlimm war, dass 
für die traumatisierten hinterbliebenen 
Kinder und Frauen keine therapeutische 
und anderweitige Hilfe geleistet wurde. 
Unter den Trümmern lagen noch verwe- 
sende Leichen, deren Gestank die 
hinterbliebenen Opfer ständig an das 
Geschehene erinnerte. Hinzu kam, dass 
die trauernde Bevölkerung nicht genü- 
gend Schutz hatte. Die Zelte, die zur 
Verfügung gestellt wurden, bieten kei- 
nen genügenden Schutz für den bevor- 
stehenden Winter und sind nicht ausrei- 
chend. Während unserer Reise war die 
akute und permanente Angst der Bevöl- 
kerung vor erneuten Angriffen spürbar. 
Man sprach von mehreren Hundert 
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Opfern des Massakers und 3 000 ver- 
wüsteten Häusern. Dies waren die Zah- 
len, die im Zusammenhang mit dem 
Angriff genannt wurden, aber die Aus- 
wirkungen auf die Seelen der yezidi- 
schen Kinder und Frauen, Brüder, Müt- 
ter und Verwandten sind eine Wunde, 
deren Heilung noch schr viel Zeit und 
Mühe in Anspruch nehmen wird. Ich 
möchte hinzufügen, dass die Regionalre- 
gierung Kurdistans Erste-Hilfe-Maß- 
nahmen für die Opfer einleitete und, 
wenn auch nicht in ausreichender 
Anzahl, Sicherheitskräfte ins Gebiet 
Sengal entsandt hat. Es müssen jedoch 
langfristige Projekte entwickelt werden, 
um durch den Wiederaufbau von Häu- 
sern und der lokalen Infrastruktur den 
dort lebenden Menschen wieder ein 
normales Leben zu ermöglichen. 

Kurz gesagt war die Lage in Sengal 
verheerend, und es ist auch in absehba- 
rer Zeit keine signifikante Verbesserung 
dieser Situation zu erwarten. 


Vordergründig scheint das Massaker 
im Nordirak eine religiöse Ausein- 
andersetzung zu sein, welches sind 
die machtpolitfischen Interessen, die 
sich derzeit in der Region im Hinter- 
grund abspielen? 


Die arabischen Herrscher spielen bei 
diesem Massaker eine schr große Rolle. 
Saddams jahrzehntelange Politik der 
Zwangsumsiedlung, durch die die Kur- 
den und kurdischen Yeziden aus ihrem 
Lebensraum vertrieben wurden, wird 
weiterhin verfolgt. Dazu kommt, dass 
Iran und Syrien diese Kräfte unterstüt- 
zen. Dieses Massaker und die permanen- 
ten Repressionen, denen die Yeziden 
zum Teil offen ausgesetzt wurden, führ- 
ten dazu, dass zehntausende Yeziden aus 


Furcht vor Angriffen ihre Dörfer verlie- 
ßen und nach Syrien übersiedelten. 
Hinter diesen Angriffen stehen demo- 
graphische Motive. Die Yeziden werden 
von arabischen Machthabern gezielt aus 
ihren Lebensräumen vertrieben, um die 
entsprechenden Gebiete durch arabische 
Bevölkerung neu zu besiedeln. 


Welche Position haben die yezidi- 
schen Kurden im Irak/Nordirak? 


Das Gebiet Sengal gehört offiziell 
nicht zu den Gebieten der Regionalre- 
gierung Kurdistan. Es ist wichüg zu 
beachten, dass die Mehrheit der in kur- 
dischen Gebieten lebenden Menschen 
sunnitische Moslems sind. Nach herr- 
schender Tradition ist es erlaubt, Hab 
und Gut der Yeziden zu plündern. Sad- 
dams Regime hat ein schweres anti-kur- 
disches und anti-yezidisches Erbe 
hinterlassen. Dies ist die Grundlage, auf 
der die arabische Bevölkerung von Sei- 
ten der arabischen Machthaber wie auch 
von den Nachbarländern wie Iran und 
Syrien gegen Kurden und Yeziden 
instrumentalisiert werden. 

Im Gebiet der Regionalregierung 
Kurdistan werden Yeziden als Opfer der 
Gewalt der Araber angesehen. Es gibt 
auch unter den kurdisch-muslimischen 
Stämmen eine Abneigung gegen Yezi- 
den. Die Regionalregierung ist aber 
bemüht, für die Sicherheit der Yeziden 
zu sorgen, obwohl Sengal im Gebiet der 
Zentralregierung in Bagdad und unter 
der Kontrolle der Amerikaner liegt. 


Welche Kräfte richten ein derartig 
brutales Massaker an? Es gibt den 
Verdacht eines Bündhisses verschie- 
dener Organisationen. Wie ist Ihre 
Einschätzung dazu? Und welche 
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Gründe gibt es dafür? Was soll 
bewirkt werden mit einer solchen 
Tat? 


Diejenigen, die das Massaker verüb- 
ten, waren bewaffnete Araber, die die 
Angriffe gezielt im von Yeziden bewohn- 
ten Gebiet Sengal verübten. Es gibt Zeu- 
genaussagen, dass ein Jeep den Tankwa- 
gen, die die Explosion verursacht haben, 
den Weg zu den beiden Dörfern gewie- 
sen haben soll, in denen die Anschläge 
stattgefunden haben. Der Präsident der 
kurdischen Region, Mesut Barzani, 
erklärte, dass Iran und Syrien hinter die- 
sen Massakern stünden. 


Was genau soll auf dem bevorste- 
henden Referendum beschlossen 
werden und welche Rolle spielt die 
yezidische Bevölkerung in diesem 
Prozess? 


Das bevorstehende Referendum ist 
ein wichtiges Datum für die yezidische 
Bevölkerung, so wie auch für die Kurden 
im Gebiet der kurdischen Regionalregie- 
rung. Wir haben vor Ort mit yezidi- 
schen Vertretern ausführlich darüber 
diskutiert. Die Vertreter der yezidischen 
Bevölkerung möchten eine Angliede- 
rung des Sengal-Gebiets an das der kur- 
dischen Regionalregierung. Die Yeziden 
erhoffen sich hierbei, dass nach der Ein- 
gliederung von Seiten der kurdischen 
Regionalregierung für ihre Sicherheit 
gesorgt wird. Konkret wird auf diesem 
Referendum entschieden, ob Kirkuk 
dem kurdischen Regionalgebiet ange- 
schlossen werden soll oder nicht. Dessen 
Vertreter haben uns gegenüber bestätigt, 
dass es parallel zum Referendum in Kir- 
kuk auch Referenden in den Gebieten 
Sengal, Mahmur und Xaneqin geben 
wird. 

Ich muss hinzufügen, dass die Massa- 
ker an Yeziden im Gebiet Sengal das 
nationale Bewusstsein der Kurden im so 
genannten Nordirak gestärkt haben. 
Man hat es nicht nur als Massaker gegen 
Menschen yezidischen Glaubens, son- 
dern auch an yezidischen Kurden ver- 
standen. 


Durch die Beobachtung der Konflikte 
und Ihre Besuche bei der Bevölke- 
rung im Nordirak haben Sie bereits 


Feleknas Uca nach dem Massaker in Sengal 


eine Öffentlichkeit für die Grausam- 
keit und die Situation der Menschen 
im Nordirak schaffen können. Wel- 
che weiteren Pläne haben Sie für die 
Aufklärung der Umstände und Unter- 
stützung der Betroffenen? 


Wir haben nach der Rückkehr unserer 
Delegation in Deutschland eine breite 
Öffentlichkeit initiiert, indem wir durch 
verschiedene Presseerklärungen, 
Demonstrationen, Kundgebungen, 
Reden und Informationsblätter die 
Öffentlichkeit und die Kurden in der 
Diaspora über unsere Reise informiert 
haben. Wir haben mit verschiedenen 
kurdischen Organisationen, Institutio- 
nen und auch europäischen Hilfsorgani- 
sationen Kontakt aufgenommen, um 
den Wiederaufbau im Gebiet Sengal zu 
unterstützen. Des Weiteren ist in der 
kurdischen Diaspora ein Gremium ent- 
standen, das mit den yezidischen Vertre- 
tern im Gebiet Sengal in ständigem 
Kontakt bleiben wird, um direkt Hilfe 
und Unterstützung leisten zu können. 


Die Verfolgung der Kultur und Reli- 
gion der yezidischen Kurden hat 
bereits eine lange Geschichte. Wel- 
che Maßnahmen werden Sie als Par- 
lamentarierin ergreifen, um ein Han- 
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deln der europäischen Organe zu 
erwirken? 


Der Verfolgung der ausnahmslos kur- 
dischen Yeziden kann nur durch geeig- 
nete Maßnahmen und Entwicklungen 
vor Ort effektiv entgegengetreten wer- 
den. Dazu gehört, dass die kurdische 
Bevölkerung muslimischen Glaubens 
sich Schritt für Schritt von ihrer tradi- 
tionell anti-yezidischen Position verab- 
schiedet. Ich bin durch unsere Gesprä- 
che mit der kurdischen Regionalregie- 
rung schr zuversichtlich, dass diese sich 
gegen die Repression und Verfolgung 
von Yeziden einsetzen wird. Leider sind 
die Yeziden aber bis heute noch nicht 
per Gesetz durch das kurdische Parla- 
ment der Region Kurdistan als religiöse 
Gruppe anerkannt. Dies wäre ein not- 
wendiger erster Schritt, um die Bemü- 
hungen der Regionalregierung ernsthaft 
zu untermauern. 

Ich habe im Europäischen Parlament 
bereits ausführlich in meiner Fraktion 
und den entsprechenden Gremien der 
Europäischen Union Bericht über die 
Lage der Yeziden erstattet und hoffe, 
dass die Europäische Union für den 
Wiederaufbau im Gebiet Sengal sowohl 
die Bemühungen der ansässigen NGOs 
als auch der Regionalregierung unter- 
stützen wird. 
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Erfahrungsaustausch im Frauenzentrum UTAMARA 


Neue Projekte wurden entwickelt 


Hacer Özen, Linz 


Die kurdischen Frauenorganisa- 
tionen in Europa trafen sich im 
Frauenzentrum UTAMARA. Sie 
berieten neue Projekte, um in 
Zukunft noch aktiver als bisher 
gegen die Gewalt gegen Frau- 
en vorgehen zu können. Hacer 
Özen schrieb diesen Bericht für 
die türkischsprachige Tageszei- 
tung Yeni Özgür Politika, 9. Okt. 
2007. 


M' dem Ziel des Erfahrungsaustau- 
sches sowie zur Vertiefung der 
Beziehungen der Institutionen unterein- 
ander organisierten das Frauenzentrum 
UTAMARA und das Frauen-Friedens- 
büro CENI gemeinsam ein zweitägiges 
Seminar. Daran nahmen Vertreterinnen 
von Frauenorganisationen, -vereinen, 
-parlamenten sowie kurdischen Medien 
aus Deutschland, Österreich, den 
Niederlanden und Großbritannien teil. 


Die erste von vier Arbeitsgruppen des 
Seminars leiteten Songül Karabulut von 
Ceni und Suna Tung von UTAMARA. 
Zunächst stellten die Rednerinnen sich, 
ihre Organisationen und deren Ziele 
vor. Sie bejahten die Notwendigkeit 
eines Wandels der Mission der Institu- 
tionen im Kontext des Wandels der Zeit 
und der Bedürfnisse, und sie übten 
Selbstkritik, dass die Aufbruchsstim- 
mung der Gründerzeit nicht erhalten 
werden konnte. In den Reden, in denen 
zur Sprache kam, dass alle Institutionen 
ähnlich gelagerte Probleme teilen, wurde 
hervorgehoben, dass es den Frauen nicht 
gelungen sei, eine gemeinsame Kraft in 
der Freiheitsbewegung zu bilden. 
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Erfahrungsaustausch 


Die folgende zweite Arbeitsgruppe 
zum Thema „Erfahrung mit Institutio- 
nalisierung und Projektarbeit“ leitete 
Nursel Kılıc von der Internationalen Stif- 
tung der Freien Frauen (IFWF) gemein- 
sam mit Anna-Kristina Kowarsch von 
UTAMARA sowie Kıymet Ceviz und 
Nahid Ehmedi vom kurdischen Frauen- 
verein AVESTA (Wien). Kıymet Ceviz 
erzählte vom gemeinsamen Frauenpro- 
jekt von WADI (Österreich) mit dem 
Rathaus Yenisehir/Amed und betonte, 
dass es für die Entwicklung von Projek- 
ten notwendig sei, die wirklichen 
Bedürfnisse der Frauen festzustellen. 
Kowarsch berichtete hingegen über die 
Ergebnisse und Einzelheiten der Befra- 
gung „Erlebtes Trauma kurdischer 
Migrantinnen und deren Auswirkun- 
gen“ /ug. KRNr. 133, SS. 40]. 
Kowarsch, die die Befragung als schr 
erfolgreich bewertete, da aufgrund der 
Unterstützung der Fraueninstitutionen 
untereinander in kurzer Zeit über tau- 
send Frauen erreicht werden konnten, 
erklärte: „Wir erhielten ganz erstaunli- 
che Ergebnisse. Demnach bedürfen die 
Frauen vor allem psychologischer Hilfe.“ 
Weiter: „Die erzielten Ergebnisse wer- 
den nicht ohne Folgen bleiben.“ Ehme- 
di meinte, die Möglichkeiten, Frauen zu 
organisieren, seien in Europa sehr reich- 
haltig, und informierte über ihre Erfah- 


rungen zum Thema. 


Kılıc erklärte, im Namen der kurdi- 
schen Frauen an vielen internationalen 
Foren und Arbeitsgruppen teilzunch- 
men, und betonte, dass es, um Forde- 
rungen noch wirkungsvoller zur Gel- 
tung zu bringen, wichtig sei, in interna- 
tionalen Institutionen und Organisatio- 
nen vertreten zu sein. 


Vereine nur dem 
Namen nach 


Die Rednerinnen machten darauf auf- 
merksam, dass die in Europa lebenden 
Kurdinnen und Kurden den jungen 
Frauen in Kurdistan durchaus unter die 
Arme greifen wollten, dass dort aber für 
eine effektive Unterstützung entspre- 
chende Projekte notwendig seien. Die 
am Seminar teilnehmenden Vertreterin- 
nen von Frauenvereinen berichteten, 
dass einige Vereine nur dem Namen 
nach Frauenvereine seien. Um diesem 
Anspruch aber gerecht zu werden, regten 
sie an, die Funktionalität dieser Vereine 
mit der notwendigen Unterstützung 
zwischen den Institutionen zu fördern. 


Presse und Institutionen 
müssen sich zusammentun 


Die dritte Arbeitsgruppe zum Thema 
„Beziehungen zwischen den Institutio- 
nen und den Medien” leitete Meral 
Akyol, Chefredakteurin unserer Zeitung 
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[YÖP], gemeinsam mit Necibe Qeredaxi 
von Roj TV. Akyol bewertete die Mis- 
sion der Frauenseite unserer Zeitung: So 
wie sie sei, spiegele die Seite die Proble- 
me, die den Frauen aus ihrem Frau-Sein 
heraus erwachsen, wider, bleibe aber in 
ihrer oppositionellen Rolle gegenüber 
dem System und seinem Frauenbild 
begrenzt. Akyol wies auf die immense 
Bedeutung der Veröffentlichung alterna- 
tiver Projekte auf der Frauenseite hin, 
um bei den Frauen die Kraft und die 
Hoffnung zu entwickeln, sich mit ihren 
Problemen auseinanderzusetzen. Des- 
halb sei es wichtig, dass sich Frauenein- 
richtungen mit ihren Lösungsansätzen 
in den Medien wiederfänden. Sie stellte 
fest, dass es notwendig sei, die Frauen- 
zeitungen zu professionalisieren, außer- 
dem von der Sprache des Patriarchats 
abzulassen und eine neutrale gemeinsa- 
me Sprache zu entwickeln. Qeredaxi 
hingegen informierte über das von Roj 
TV gesendete Frauenprogramm. Sie 
betonte, dass in den Medien tätige Jour- 
nalistinnen — aus der Notwendigkeit, die 
ihnen ihre geschlechtliche Identität auf- 
erlege — aktiver sein müssten als bisher, 


und unterstrich die Erfordernis der 
Zusammenarbeit von Frauenorganisa- 
tionen und im Medienbereich arbeiten- 
den Frauen. Die Vertreterinnen von 
Frauenorganisationen, die in dieser 
Arbeitsgruppe ihr Wort ergriffen, spra- 
chen sich dafür aus, dass die Medien 
unbedingt das Frauenproblem anspre- 
chen und alle als Tabu bekannten T'he- 
men aufgreifen und zur Diskussion stel- 
len müssten. 


Ein noch aktiverer Kampf 


In der vierten Arbeitsgruppe am zwei- 
ten Tag des Seminars wurde die Effekti- 
vierung der schon zuvor begonnenen 
Kampagne „Jin jiyan e, jiyan& nekuje” 
(„Die Frau ist das Leben, töte nicht das 
Leben“) /vgl. KR Nr. 133, S. 38 f.] 
diskutiert. Es wurden Projekte entwi- 
ckelt, um die Aktivitäten zwischen dem 
8. März, dem Internationalen Frauen- 
tag, und dem 25. November, dem 
Kampftag gegen Gewalt gegen Frauen, 


zu vermehren. 


Die Frauen, die sich miteinander im 
Austausch befanden, betonten die 
Dringlichkeit, innerhalb der Gesell- 
schaft erneut über „Ehre“ zu diskutieren. 
Sie lenkten die Aufmerksamkeit darauf, 
dass vor allem der Beginn einer Diskus- 
sion in den Medien von Bedeutung sei, 
und beschlossen zur Verhütung von 
Gewalt gegen Frauen die Vorbereitung 
von Plakaten und TV-Spots, zudem 
Gewalt gegen Frauen ablehnende Hal- 
tungen von Intellektuellen in die 
Öffentlichkeit zu tragen. Es wurde deut- 
lich gemacht, dass es in der Diskussion 
auch wichtig sei, dass Organisationen 
und Institutionen ihre Haltung gegen 
Gewalt gegen Frauen ausdrückten. 
Außerdem ließen die Frauenorganisatio- 
nen verlauten, dass sie aktiv teilnehmen 
würden an der von Seiten der KCK 
begonnenen Kampagne „Önderligi Yasa 
ve Yasat”, deren Ziel die Verbesserung 
der Haftbedingungen und die Sicher- 
stellung einer medizinischen Behand- 
lung für Abdullah Ocalan, den Vorreiter 
des Demokratischen Konföderalismus, 


ist. € 


Kurdische Frauenorganisationen in Europa trafen sich im Frauenzentrum UTAMARA 
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Umfassender Einblick in den Alltag der Frauen und ihre Sichtweise auf den Kampf 


Anja Flach: 


Frauen in der kurdischen Guerilla 


Buchrezension von Meral Cicek 


D; kurdische Frauenbewegung stellt 
die am wenigsten untersuchte, 
zugleich aber aus vieler Sicht eine der 
interessantesten Komponenten des kur- 
dischen Befreiungskampfs dar. Frauen in 
Kurdistan sind einer mehrfachen Unter- 
drückung ausgesetzt: Als Frauen in einer 
feudalen islamisch-patriarchal geprägten 
Gesellschaft, als Kurdinnen in einem 
besetzten Land und meist auch als Mit- 
glieder einer Unterschicht. 


In den deutschen und europäischen 
Medien sind kurdische Frauen in letzter 
Zeit zunehmend als Opfer von „Ehren- 
morden“, Zwangsheirat etc. präsent. 
Was hierzulande jedoch nur die wenigs- 
ten wissen: Kurdische Frauen haben die 
vielleicht größte linke Frauenbewegung 
im Mittleren Osten, stellen ca. 40 % der 
GuerillakämpferInnen der PKK und 
verfügen über eine eigene Armee. Zum 
ersten Mal ist jetzt eine umfassende wis- 
senschaftliche Arbeit über die kämpfen- 
den Frauen in den Bergen Kurdistans 
erschienen; geschrieben von Anja Flach, 
die selbst einige Jahre in der kurdischen 
Guerilla verbracht hat. 


Anja Flachs Buch besteht aus zwei 
Teilen. Zunächst liefert sie den nötigen 
Rahmen für ein Verständnis der Frauen- 
guerilla. Dabei geht sie im ersten Kapitel 
zunächst auf Frauen in Kriegen und 
Befreiungskämpfen und den herrschen- 
den (europäischen) feministischen 
Diskurs zur Präsenz von Frauen in 
Armeen ein. Die Autorin kritisiert hier- 
bei die Tabuisierung von zu Waffen grei- 
fenden Frauen sowie die Festschreibung 
des Opferstatus von Frauen in Kriegen. 
Flach ruft somit die LeserInnen der 
Arbeit durch diesen Einstieg zu einer 
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Hinterfragung des eigenen Verständnis- 
ses von kurdischen Frauen auf. 


Im zweiten Kapitel werden ethnogra- 
phische und historische Aspekte zur kur- 
dischen Frage, des Kampfs der PKK und 
der sozialen Situation kurdischer Frauen 
erläutert. Das dritte Kapitel behandelt 
den kurdischen Befreiungskampf und 
die Organisierung von Frauen. Zunächst 
macht die Autorin darauf aufmerksam, 
dass es kaum wissenschaftliche Arbeiten 
über die Situation kurdischer Frauen 
und der kurdischen Frauenbewegung 
gibt. Gleichzeitig kritisiert sie, dass die 
Rolle von Frauen und die Geschlechter- 
frage in Publikationen zum kurdischen 
Befreiungskampf vollkommen ignoriert 
werden. In diesem Kapitel wird die Ent- 
wicklung der Frauenorganisationen der 
PKK bis zur Gründung der ersten kurdi- 
schen Frauenpartei nachgezeichnet. Die 
Autorin skizziert die verschiedenen Pha- 
sen des Kampfs und widmet sich in die- 
sen vor allem der Haltung der Organisa- 
tionen zur Geschlechterfrage sowie der 
Beteiligung von Frauen. Auf diese Weise 
legt sie dar, wie Veränderungen in der 
Haltung zur Geschlechterfrage und der 
qualitativen sowie quantitativen Partizi- 
pation von Frauen neue Organisierungs- 
formen mit sich gebracht haben. Dabei 
unterstreicht sie: „Erst Ende der 1990er 
Jahre waren die unabhängigen Struktu- 
ren der Frauen so weit fortgeschritten, 
dass sie sich auf allen Ebenen selbst orga- 
nisieren konnten. Die ideologische Neu- 
bestimmung der PKK/PAJK und das 
Bedürfnis nach zeitgemäßen, demokra- 
tischen Strukturen führten auch zu einer 
organisatorischen Neubesimmung der 
Frauenbewegung als Frauenpartei.“ 


(S. 56) 


Nach dieser Feststellung geht die 
Autorin zum Hauptteil ihrer Arbeit 
über. In diesem Teil, der hauptsächlich 
auf empirischem Material, d. h. Inter- 
views mit Kämpferinnen der Frauenar- 
mee, beruht, werden die Annahmen der 
Autorin kapitelweise untersucht. So 
widmet sich Flach nach einer Einfüh- 
rung in den Guerilla-Alltag der Frage, 
warum sich Frauen der Guerilla 
anschließen und ob es in den verschie- 
denen Phasen des Kampfs einen Wandel 
der Beweggründe gegeben hat. Denn sie 
vermutet, dass die Entscheidung zur 
Partizipation mit Fortschreiten des 
Kampfes zunehmend aus dem Bewusst- 
sein erwuchs, nicht nur für die Lösung 
der kurdischen Frage, sondern auch für 
die Belange als Frauen kämpfen zu wol- 
len. Hier lässt sie vor allem die Kämpfe- 
rinnen selbst zu Wort kommen. An die- 
ser Stelle sollte auch erwähnt werden, 
dass die Interview-Partnerinnen der 
Autorin die Heterogenität in der sozia- 
len und ethnischen Herkunft der Kämp- 
ferinnen widerspiegeln. In einem weite- 
ren Teil erzählen die Interview-Partne- 
rinnen von den Schwierigkeiten als Frau 
in einer Armee und ihren ersten Ein- 
drücken. 

Die Autorin kommt zu dem Schluss, 
dass auf den ersten Blick die persön- 
lichen Beweggründe für die Teilnahme 
am bewaffneten Kampf und auch die 
Schwierigkeiten mit diesem schr unter- 
schiedlich sein können, trotzdem bein- 
halten sie tendenziell gemeinsame gesell- 
schaftliche Ursachen. 


Im dritten Kapitel des zweiten Teils 
untersucht Flach ihre Annahme, dass die 
Kämpferinnen ein Frauenbewusstsein 
entwickelt und positive Momente der 
Identifikation durchlebt haben müssen, 
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um als Frauen eine Kraft werden zu kön- 
nen. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass 
sich die kurdischen Frauen mit dem 
Widerstand der Gefallenen und mit 
ihrer Rolle als Akteurinnen und nicht 
mit ihrer Rolle als Opfer von Krieg und 
Gewalt identifizieren. 


Im vierten Kapitel untersucht die 
Autorin die Geschlechterverhältnisse 
innerhalb der Guerilla-Einheiten. Dabei 
zeichnet sie vor allem die Haltung der 
Frauen zur Geschlechterfrage und das 
Verhältnis zwischen männlichen und 
weiblichen GuerillakämpferInnen nach. 
Gestützt auf ihre Interviews dokumen- 
tiert sie auch die Veränderungen in den 
Machtverhältnissen zwischen Frauen 
und Männern. In diesem Teil wird auch 
sehr deutlich der Geschlechterkampf, 
den die Frauen „in sich selbst, gegen sich 
selbst“ führen mussten, beschrieben. So 
zeigt Flach auf, dass die Frauen in den 
1990er Jahren versuchten, ihre unterpri- 
vilegierte Rolle in der Guerilla durch die 
Nachahmung männlicher Verhaltens- 
weisen zu überwinden. Die Geschlech- 
terfrage wurde aber zunehmend thema- 
tisiert. 

Flach verdeutlicht den Zusammen- 
hang zwischen dem Aufbau von Frauen- 
einheiten, der Frauenarmee 1995 und 
dem Wachsen eines Frauenbewusstseins. 
So erklärt sie, dass die ersten Frauenta- 
gungen den Rahmen für eine unbeein- 
flusste Analyse ihrer Situation und den 
Beschluss, sich unabhängig zu organisie- 
ren, geschaffen haben. Zugleich bewer- 
tet sie die Überwindung traditioneller 
Strukturen auch als Ergebnis des Auf- 
baus der Frauenarmee. Im Weiteren geht 
sie auf die Frage ein, ob es Unterschiede 
in der Kriegskultur von Männern und 
Frauen gibt. 

In diesem Kapitel wendet sich die 
Autorin auch dem Reglement sexueller 
Beziehungen in der kurdischen Gueril- 
laarmee und dessen Gründen zu. Sie 
widmet sich wieder speziell der Haltung 
der Frauen zu diesem Verbot. Das Kapi- 
tel endet mit einem Exkurs zu den 
Beziehungen der Guerilla-Einheiten zur 
Bevölkerung sowie dem Einfluss der 
Frauenguerilla auf die Rolle der Frauen 
in der kurdischen Zivilgesellschaft. 


Das fünfte und letzte Kapitel beinhal- 
tet eine Zusammenfassung und ein 
Fazit. Hier unterstreicht die Autorin, 
dass der schwerste Kampf der Frauen in 
der PKK/PAJK gegen die eigene Soziali- 
sation geführt wird. Der wichtige Pro- 
zess, sich eine eigene Rolle in der Gue- 
rilla neu zu kreieren und eine eigene 
Identität als „freie Frau“ zu entwickeln, 
erfordert, sich der Sozialisation als Frau 
in der kurdischen Gesellschaft bewusst 
zu werden und die „innere Kolonialisie- 
rung“ zu überwinden. 

Flach antwortet an dieser Stelle auch 
dem Vorwurf vieler KritikerInnen der 
PKK/PAJK, die Frauenbewegung würde 
sich für die nationale Frage instrumenta- 
lisieren lassen. Ihre Schlussfolgerung ist, 
dass es sich gegenteilig verhält, und sie 
unterstreicht, dass die Frauen starke 
eigene Positionen entwickelt und vor 
allem auch eigene Strukturen geschaffen 
haben, um ihre Forderungen durchzu- 
setzen. 

Am Ende ihrer Arbeit nennt Anja 
Flach wichtige Aspekte des kurdischen 
Frauenkampfs, die sie nicht in ihrer 
Arbeit behandeln konnte. Hierzu gehört 
vor allem die Rolle des PKK-Vorsitzen- 
den Abdullah Öcalan bei der Entste- 
hung und Entwicklung der Frauenar- 
mee und -partei. Auch auf die Haltung 
der Männer in der PKK zur Geschlech- 
terfrage und die Entwicklung der Rolle 
der Frau in der kurdischen Zivilgesell- 
schaft konnte nicht tiefer eingegangen 
werden. Die Erforschung solcher und 
ähnlicher Themen bedarf weiterer 
umfangreicher wissenschaftlicher Erhe- 
bungen. 


Anja Flachs Buch stellt in vielerlei 
Hinsicht ein Novum dar. Sie hat mit der 
Veröffentlichung ihrer überarbeiteten 
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Magisterarbeit für den Fachbereich Eth- 
nologie einen wichtigen Beitrag zur wis- 
senschaftlichen Literatur zur kurdischen 
Frauenbewegung und zum Befreiungs- 
kampf geschaffen. Es ist die erste umfas- 
sende wissenschaftliche Arbeit explizit 
über die kurdische Frauenarmee in deut- 
scher Sprache. Die Besonderheit dieser 
Untersuchung sind die zwei wesent- 
lichen methodischen Säulen. Die Arbeit 
beruht einerseits auf Flachs teilnehmen- 
den Beobachtungen, die sie selbst in den 
1990er Jahren im  Guerillagebiet 
machen konnte, und andererseits auf 
den umfassenden Interviews mit Kämp- 
ferinnen des kurdischen Freiheits- 
kampfs. Der Autorin geht es nicht 
darum, die Frauenbefreiungsideologie 
der PKK/PAJK darzustellen, deswegen 
geht sie wenig auf die ideologischen 
Aspekte und Diskussionen ein. Diese 
Arbeit befasst sich erstmalig mit den 
Stimmen, Einschätzungen und Erfah- 
rungen von Frauen, die sich dem Gue- 
rillakampf angeschlossen haben, um für 
ihre Überzeugung zu kämpfen, und sich 
damit aktiv gegen die zugeschriebene 
Opferrolle stellen. Der Autorin gelingt 
es, den LeserInnen einen umfassenden 
Einblick in den Alltag der Frauen und 
ihre Sichtweise auf den Kampf zu 
ermöglichen. Es schafft die Möglichkeit, 
sich mit einer sehr starken und aktiven 
Frauenbewegung im Mittleren Osten 
auseinanderzusetzen. ® 


Anja Flach: Frauen in der kurdischen 
Guerilla. Motivation, Identität und 
Geschlechterverhältnis in der Frauenar- 
mee der PKK 

PapyRossa Köln 2007 
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Unter den Opfern des Massakers von Qileban war auch die Sängerin Delila 


Delila: Singen und kämpfen 


Mordem 


elila (Senay Gücer) lernte ich im 

Jahre 2000 kennen. Zusammen mit 
einigen MitschülerInnen hatte sie nach 
der Entführung Abdullah Ocalans die 
Türkei verlassen und wollte sich der 
Guerilla anschließen. Wegen gesund- 
heitlicher Probleme wurde daraus 
jedoch nichts, so dass sie für eine Weile 
in Südkurdistan im Flüchtlingslager 
Mexmür unterkam. 


„Wenn ich schon nicht kümp- 
fen kann, dann will ich singen“ 


Delila hatte eine begnadete Stimme. 
Sobald es ihr etwas besser ging, widmete 
sie sich ganz ihrer anderen großen Liebe 
neben der Guerilla, der Musik. Damals 
muss es auch gewesen sein, dass sie ihr 
unvergessliches Lied „Zilan“ schrieb. 
Oder hatte sie es schon längst getextet 
und komponiert, vielleicht schon seit 
Zilans Aktion daran gearbeitet? Ich weiß 
es nicht mehr genau — aber ich erinnere 
mich, wie sie es uns zum ersten Mal vor- 
gesungen hat. Wir standen auf einer 
kleinen Betonveranda vor der Manga 
der kranken und verletzten Freundin- 
nen, direkt bei dem kleinen Garten, den 
sie sich trotz des äußerst spärlich flie- 
ßenden Wassers angelegt hatten. Und da 
hörte ich zum ersten Mal ihre großartige 
Singstimme, die allen unter die Haut 
ging: „Zilan, Zilan, roniya reska cave 
min ...“ Schnell war klar: Delila muss ins 
Kulturzentrum. 

Das Kulturzentrum von Mexmür darf 
man sich nicht wie irgendein Kulturzen- 
tum in einer beliebigen kurdischen 
Kleinstadt vorstellen. Mitten im Lager 
gelegen, auf der einen Seite mit Blick auf 
die Wüstenlandschaft, von der Mexmür 
umgeben ist, stellte es eine Oase inmit- 
ten der lähmenden Eintönigkeit des 
Flüchtlingsdaseins dar. Elektrischen 
Strom gab es damals im Lager selten, 
Arbeitserlaubnisse für Saddam Husseins 
Irak waren rar gesät. Die Bevölkerung 
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lebte von den Hilfslieferungen 
der UN, einige von der Schaf- 
und Taubenzucht. Doch das 
Musizieren, Singen und Tan- 
zen lassen sich die Menschen 
aus Botan niemals nehmen. 
Als neue Aktivitäten kamen 
Theater und Malerei hinzu. So 
war das Kulturzentrum Mex- 
mürs damals gleichzeitig Zen- 
trum des gesellschaftlichen 
Lebens. An allen Festtagen 
und oft auch außerhalb der 
Festtage gab es dort Darbie- 
tungen aller Art, und die 
Kurse waren für die Kinder 
und Jugendlichen willkomme- 
ne Abwechslungen vom wirklich grauen 
und staubigen Alltag. 

Delila war bald aus dem Kulturzen- 
trum des Lagers nicht mehr wegzuden- 
ken. Gemeinsam mit den anderen Mit- 
arbeiterInnen des Zentrums organisierte 
sie voller Elan die Konzerte und Darbie- 
tungen und trat auch selbst vor dem 
durchaus verwöhnten Publikum von 
Mexmür auf, das schon viele Größen der 
kurdischen Musik geschen hat. Und 
auch dort begeisterte ihre Stimme. 

Niemals jedoch verlor sie ihr eigentli- 
ches Ziel aus den Augen. Um jeden Preis 
wollte sie sich der Guerilla anschließen, 
nicht nur singen, sondern auch kämp- 
fen. Nach vielen Monaten des langen 
Wartens in der oft unerträglichen Hitze 
der irakischen Wüste, die so gar nichts 
von der ruhigen Kühle des nahe gelege- 
nen Tigris hat, nutzte sie die erste Gele- 
genheit, in die Berge zu gelangen. Später 
feierten wir ein freudiges Wiedersehen 
in der dortigen Kulturschule „Sehit Sef- 
kan“. Delila führte mich über ein paar 
atemberaubende Steilhänge in die Schu- 
le und zeigte mir die Einrichtung. 

Groß war meine Überraschung, als 
ich Anfang dieses Jahres im kurdischen 
Fernsehen das Video zu „Zilan“ sah. Das 
Lied, das ich an einem schwülen Som- 


merabend vor sieben Jahren in Mexmür 
zum ersten Mal gehört hatte, singt Deli- 
la darin vor einer Gruppe von Guerilla- 
kämpferinnen, die genauso ergriffen lau- 
schen wie wir damals. „Das ist doch 
unsere Delila“, hörte ich mich rufen und 
konnte es nicht glauben. 

Nur wenige Monate später dann die 
Hiobsbotschaft: Delila ist zusammen 
mit zehn weiteren Freundinnen und 
Freunden am 23. August 2007 bei 
einem Gefecht in der Nähe von Qileban 
(türk.: Uludere) gefallen und die Leich- 
name der Gruppe sind so grausam ent- 
stellt, dass die Familien sie nicht sehen 
dürfen. Tagelang warten sie vor der Lei- 
chenhalle, doch das Militär verhindert, 
dass sie ihre Kinder sehen und würdig 
bestatten können. Trotzdem gelangen 
Fotos an die Presse, die sprachlos und 
wütend machen und einmal mehr die 
Gräueltaten der türkischen Armee bele- 
gen. 

Für alle, die Delila gekannt haben, 
werden ihr Lachen, ihre Beharrlichkeit 
und ihre freundliche Art genauso unver- 
gesslich bleiben wie ihre großartige 
Stimme. Ihre stimmungsvollen Musikvi- 
deos werden häufig auf Roj TV und 
MMC gezeigt und sind leicht im Inter- 
net zu finden. 
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Verdammter Tigris 


Lokales Knowhow für globalen 
Irrsinn: made in Avusfuria 


Mary Kreutzer 


N sich Großfinanciers, wie 
etwa England und Italien, die 
Weltbank und viele mehr, bereits vor 
Jahren aus dem geplanten Megaprojekt 
„llisu-Staudamm“ in der Osttürkei aus 
den richtigen Gründen zurückzogen, 
beharren drei Staaten trotz internationa- 
ler Proteste und intensiven Aufklärungs- 
kampagnen beharrlich auf ihr Recht, 
Vertreibungen, Zerstörungen, Mensch- 
rechrechtsverletzungen, Völkerrechts- 
bruch und Kulturvernichtung — im 
Gegenzug für saftigen Profit - durchzu- 
führen: Deutschland, Schweiz und die 
Alpenrepublik Österreich. 


Der erste Staudamm am Tigris 


Zum llisu-Staudamm selbst muss an 
dieser Stelle wohl nicht viel erzählt wer- 
den. Die Fakten sind bekannt, Tausende 
von Artikeln, Fernsehdokumentationen, 
Radiosendungen und Vorträge themati- 
sieren das Desaster des geplanten Mega- 
Projektes (siehe auch Kurdistan Report 
Nr. 132). Zusammengefasst zur Erinne- 
rung: 


Das llisu-Projekt ist das derzeit 
umstrittenste Staudammprojekt der 
Welt. 'Irotz massiver Proteste hatten 
Österreich, Deutschland und die 
Schweiz im März 2007 die Haftung, 
also die Exportkreditgarantien für die 
involvierten Baufirmen ihrer Länder, 
übernommen. Weltbankstandards wer- 
den nicht eingehalten. Trotz der enor- 
men Auswirkungen ist z.B. keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durch- 
geführt worden, wie sie in Europa bei 
jedem mittleren Projekt notwendig ist. 
Der Ort Hasankeyf mit seiner über 
11 000 Jahre alten Geschichte zählt zu 
den bedeutendsten kulturellen Stätten 


weltweit, er würde in dem 130 Meter 
tiefen Stausee versinken und mit ihm 
Hunderte weitere, noch unbekannte 
historische Schätze. Die Menschen vor 
Ort sind praktisch zur Gänze gegen das 
Projekt, 22 der 24 betroffenen Gemein- 
den, Gewerkschaften und andere Inter- 
essensvertretungen haben sich zu einer 
Initiative gegen llisu zusammengeschlos- 
sen. Die Konsequenzen für den flussab 
befindlichen Irak wären enorm. Der 
international vorgeschriebenen Konsul- 
tation mit den Nachbarstaaten ist die 
Türkei bisher nicht nachgekommen. Ein 
klarer Bruch des Völkerrechts. 2007 
hatte deshalb der irakische Außenminis- 
ter Zebari offiziell bei EU-Kommissarin 
Ferrero-Waldner protestiert. Der Ilisu- 
Staudamm ist das erste große Projekt am 
Tigris, weitere sollen folgen. 


Schönen Künste präsentiert 
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Eine breite Kampagne 
in Österreich 


Hierzulande formierte sich der 
Widerstand gegen eine österreichische 
Beteiligung am Staudamm bereits vor 
vielen Jahren. In der Kampagne „ECA- 
Watch“ schlossen sich neun Vereine 
zusammen, um gemeinsam Proteste 
durchzuführen, die Öffentlichkeit zu 
informieren, aber auch um eine Refor- 
mierung der österreichischen Export- 
wirtschaft durchzusetzen. Mitgliedsor- 
ganisationen von ECA-Watch sind: 
AGEZ, WWE, FIAN, Verein Kurdischer 
StudentInnen, Global 2000, Koordinie- 
rungsstelle der Österreichischen 
Bischofskonferenz, attac, Gesellschaft 
für bedrohte Völker und WADI Öster- 
reich. Bei der Kritik an Großprojekten 
in Entwicklungsländern stießen diese 
Umwelt-, Entwicklungs- und Men- 


SOS 
Hasankeyf 


Foto: Mary Kreutzer 
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schenrechtsorganisationen immer öfter 
auf Exportkreditagenturen als Finan- 
ciers, darunter die Österreichische Kon- 
trollbank (OcKB). In der Kampagne 
setzt sich ECA-Watch für klare Umwelt- 
und Sozialstandards, Transparenz und 
Informationen an das Parlament und die 
Öffentlichkeit sowie für die Einbindung 
von Umwelt, Entwicklungs- und Men- 
schenrechts-NGOs bei der österreichi- 
schen Exportförderung ein. 


Kunst fördern - Kultur zerstören 


Seit Sommer 2007 hat ECA-Watch 
seine Proteste ausgeweitet. Nicht mehr 
nur die VA-Tech Hydro (Andritz AG), 
welche das technische KnowHow und 
die Turbinen für das Ilisu-Staudamm- 
Projekt liefern will, und die OeKB, die 
den Ilisu-Deal mit Steuergeldern finan- 
ziell absichert, sondern ein weiterer Pro- 
fiteur hat sich zu den skrupellosen 
GeschäftermacherInnen Österreichs 
hinzugesellt: die Bank Austria Creditan- 
stalt. Diese gab im August 2007 
bekannt, dass sie den Staudamm finan- 
zieren will, mit günstigen Krediten. Die 
Bank argumentiert dabei, genau wie 
auch die Andritz AG, mit falschen Aus- 
sagen. Angeblich würden nämlich Welt- 
bankstandards eingehalten. Eine nach- 
weislich falsche Behauptung, mit der die 
Bevölkerung und die KundInnen der 
Bank hinters Licht geführt werden. Eine 
der wesentlichen Weltbankstandards 
lautet, dass eine Umweltverträglichkeits- 
Prüfung (UVP) vorliegen muss, bevor es 
zu einer Entscheidung über die Finan- 
zierung kommt. Eine UVP gab ces aber 
nie und soll auch nicht vorgenommen 
werden. Eine Entscheidung gibt es trotz- 
dem, ein klarer Bruch mit den Standards 
der Weltbank. Die BA-CA und Andritz 
verlieren damit ihre Glaubwürdigkeit. 
Seit nunmehr vier Monaten protestieren 
Mitglieder der Kampagne regelmäßig 
vor Filialen der BA-CA (siehe Foto), 
und sammeln Unterschriften von Kun- 
dInnen, die ihr Konto nun kündigen 
wollen, weil sie nicht damit einverstan- 
den sind, dass mit ihren Spareinlagen 
dieses skandalöse Projekt realisiert wer- 
den soll. In der alljährlichen „Langen 
Nacht der Museen“ Mitte Oktober 
2007 belagerten AktivistInnen von 
ECA-Watch das Kunstforum der BA- 
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CA - die sich gern als Förderer der 
Schönen Künste präsentiert — und 
machten MuseumsbesucherInnen, die 
anwesende Presse sowie PassantInnen 
auf die Ilisu-Problematik aufmerksam. 
Das Ganze stand unter dem Motto: 
„BA-CA: Kunst fördern — Kultur zerstö- 
ren“. (siehe Foto) 


llisu-Watch 


Oft werden wir gefragt, ob wir allen 
Ernstes glauben, den Bau des llisu-Stau- 
dammes noch verhindern zu können. 


Türkei zu intensivieren und einige öster- 
reichische und deutsche BeobachterIn- 
nen im Zuge des Projektes „Lisu-Watch“ 
vor Ort zu schicken. Sie werden eng mit 
der türkisch-kurdischen Initiative „Keep 
Hasankeyf alive“ kooperieren, das Fort- 
schreiten der Enteignungen und den 
möglichen Baubeginn und die Konse- 
quenzen verfolgen und dokumentieren 
sowie als Anlaufstelle für JournalistIn- 
nen und TouristInnen in Hasankeyf ein 
Info-Büro aufbauen. 

Somit sind wir auch heute nicht am 
Ende der Kräfte, ganz im Gegenteil: Der 


Nicht mit 
meinem Geld! 


Mitglieder der Kampagne protestieren regelmäßig vor Filialen der BA-CA 


Unsere Antwort, in aller Kürze: Ja. Es 
wäre nicht das erste Mammutprojekt, 
das entgegen allen Befürchtungen in 
letzter Sekunde verhindert wird. Sei es 
durch den Druck der Öffentlichkeit 
(Bsp. Atomkraftwerk Zwentendorf, 
Donaukraftwerk Hainburg), sei es durch 
einen unerwarteten Regierungswechsel 
(Bsp. Spaniens umstrittener „Nationaler 
Wasserplan“, der 17 Megastaudämme 
vorsah und mit den Terrorattentaten 
von Al-Qaida in Madrid im März 2004 
und der darauffolgenden Abwahl der 
Rechtspartei PP plötzlich vom Tisch 
war). 

Als nächsten Schritt plant die Kam- 
pagne, die Aktivitäten innerhalb der 


Foto: Mary Kreutzer 


Widerstand gegen llisu fängt gerade erst 
richtig an! $ 


Mary Kreutzer ist Politikwissenschaftle- 
rin in Wien, Redakteurin der Österrei- 
chischen Liga für Menschenrechte und 
Mitarbeiterin der Kampagne ECA- 
Watch. 


Links: 

ECA-Wtch Österreich. 
www.eca-watch.at 

Initiative Keep Hasankeyf alive: 
www.hasankeyfgirisimi.com 

Neue Studie „Ilisu hat System“, 2007: 
www.eca-watch.at/downloads/ilisu-hat- 
system.pdf 
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Menschenrechte in Zeiten des Terrors 


Der Versuch einer Terrorismus- 
definition wird weit gefasst 


Rolf Gössner im Gespräch mit Roj-TV 


Sie haben unter dem Titel „Men- 
schenrechte in Zeiten des Terrors“ vor 
Kurzem ein neues Buch veröffent- 
licht. Seit Längerem arbeiten Sie zu 
diesem Thema. Nach den Anschlä- 
gen vom 11. September 2001 hat 
sich die Definition des Terrors und der 
Sicherheitspolitik sehr verändert. Was 
sind die Sicherheitsargumente der 
Staaten, die nach dem 11. Septem- 
ber angeführt werden? Welche 
neuen Gesetze wurden verabschie- 
det? 


Wir haben tatsächlich eine sehr 
bedenkliche Entwicklung seit dem 
11.9.2001 zu verzeichnen. Allerdings 
muss man dazu sagen: eine Entwick- 
lung, die schon früher begonnen hat. 
Nämlich in den 1970er bis 90er Jahren. 
Damals hatten wir auch schon eine Ten- 
denz in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vom _liberal-demokratischen 
Rechtsstaat hin zum einem präventiven 
Sicherheitsstaat. Wir haben also seit dem 
11.9. kein vollkommen neues Kapitel, 
aber die Entwicklung hat sich unheim- 
lich beschleunigt. Die Auswirkungen auf 
die Bürger und Bürgerinnen sind gravie- 
rend, auch wenn diese das manchmal 
nicht wahrhaben wollen oder nicht 
unmittelbar zu spüren bekommen. Es 
sind insbesondere Migranten, unter 
ihnen ganz besonders Muslime, die 
davon betroffen sind. Denn sie werden 
in der herrschenden Sicherheitspolitik 
mehr und mehr mit Terrorismus in 
Zusammenhang gebracht, zu gesteiger- 
ten Sicherheitsrisiken erklärt und einem 
verschärften Überwachungssystem 
unterworfen. Erinnert sei nur an die 
Antiterrorregelungen im Ausländer- und 
Asylrecht sowie an die umfangreichen 
Rasterfahndungen nach „islamistischen 


Schläfern“, in die Zigtausende von 
Migranten geraten sind und in deren 
Verlauf Hunderte auf elektronischem 
Wege zu Terrorverdächtigen gemacht 
wurden. 


Wie definiert der Staat den „Terro- 
rismus“, wenn er seine Sicherheitspoli- 
tik festlegt bzw. Neue Gesetze verab- 
schiedet? 


Letzten Endes gibt es bis heute keine 
offizielle Terrorismus-Definition, zu- 
mindest keine Legaldefinition, die in 
einem Gesetz festgelegt wäre. Es ist zwar 
der Versuch unternommen worden, auf 
UNO- und auch auf EU-Ebene, Terro- 
rismus zu definieren. Aber es hat sich als 
absolut schwierig herausgestellt, denn 
schließlich ist der Terrorist des einen der 
Freiheitskämpfer des anderen und 
umgekehrt — was sich im übrigen schnell 
ändern kann, wie die wechselnden Ein- 
schätzungen der kosovarischen UCK, 
der Taliban-Gegner der Nordallianz in 
Afghanistan oder auch eines Bin Laden 
zeigen. 

Nach dem 11. September 2001 ist auf 
EU-Ebene eine Terrorismus-Definition 
vorgegeben worden, die so weit geraten 
ist, dass sie letzten Endes untauglich ist. 
Weil sie nicht mehr eng begrenzt ist, 
sondern alles Mögliche unter Terro- 
rismus fasst. Die Definition erfordert 
zwar, dass bestimmte Straftaten mit der 
Absicht begangen werden müssen, „die 
politischen, wirtschaftlichen oder sozia- 
len Strukturen eines Landes zu bedrohen 
und stark zu beinträchtigen oder aber zu 
zerstören“. Aber es bedeutet eine Aus- 
weitung, wenn neben Mord, Entfüh- 
rung oder Erpressung schon die wider- 
rechtliche Inbesitznahme oder Beschädi- 
gung öffentlicher Einrichtungen, Trans- 
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portmittel, Infrastrukturen oder öffent- 
lichen Eigentums ausreichen oder die 
Beeinträchtigung, Verhinderung oder 
Unterbrechung der Versorgung mit 
Wasser, Elektrizität oder anderen wichti- 
gen Ressourcen oder „Angriffe durch 
Verwendung eines Informationssys- 
tems“ oder nur die Drohung mit einer 
dieser Straftaten. 

Dieser Versuch einer Terrorismusdefi- 
nition ist so weit gefasst, dass darunter 
selbst militante Straßenproteste wie die 
in Genua 2001 fallen könnten oder For- 
men des zivilen Ungehorsams wie Sitz- 
blockaden vor Atomkraftwerken oder 
politische Streiks in Versorgungsbetrie- 
ben. Sobald diese Kriminalisierung per 
Definition in nationales Recht umge- 
setzt ist, macht der Gegenterror auch vor 
sozialem Protest nicht halt, weder vor 
der Friedensbewegung und dem Anti- 
Atom-Widerstand noch vor gewerk- 
schaftlichen Streiks oder globalisierungs- 
kritischen Protesten. Anfang 2006 sind 
in Dänemark Aktivisten von Greenpeace 
für eine Aktion des zivilen Ungehorsams 
— sie waren auf ein Bürohaus geklettert, 
um ein Anti-Genmais-Plakat auszurol- 
len — nach einer Strafnorm verurteilt 
worden, die auf besagter EU-Terrordefi- 
nition basiert. 

Einige europäische Staaten und Men- 
schenrechtsorganisationen protestierten 
zwar gegen diese weite Definition. Doch 
wurde daraufhin nicht etwa die weite 
und flexible Terrordefinition geändert, 
sondern ein Passus in die unverbindliche 
Präambel des EU-Beschlusses aufge- 
nommen: Dort heißt es nun beschwich- 
tigend, dass die Meinungs-, Versamm- 
lungs- und Vereinigungsfreiheit bei der 
Anwendung der Terrorismusdefinition 
nicht geschmälert oder behindert wer- 


den dürfe! 
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Wie Sie selbst sagten, gibt es viele 
unterschiedliche Sichtweisen auf den 
Begriff Terrorismus. Aber gleichzeitig 
erstellen internationale Institutionen 
wie die EU eigenständige Terror- 
Listen. Nach welchen Kriterien wer- 
den solche Listen erstellt? Gibt es 
dabei diplomatische oder ökonomi- 
sche Interessen? 


Das ist ganz schwer zu sagen, weil die 
Motivation sich ja in der Regel schwer 
ergründen lässt. Die EU-Terrorliste wird 
jedenfalls ohne jegliche demokratische 
Legitimation und ohne jegliche demo- 
kratische Kontrolle betrieben. Nach wel- 
chen Kriterien jemand oder eine Gruppe 
in diese Liste gerät, ist unerfindlich. Auf 
Zuruf praktisch eines Mitgliedsstaates, 
der eine bestimmte Gruppe auf der Liste 
erfassen will, kann die Aufnahme erfol- 
gen. Sie erfolgt nur dann nicht, wenn 
ein anderer Staat ein Veto einlegt. 
Höchst problematisch, ja inakzeptabel 
ist, dass es für Betroffene noch nicht ein- 
mal einen wirksamen Rechtsschutz gibt, 
um sich dagegen zur Wehr setzen zu 
können. Die Betroffenen kennen also 
die Kriterien nicht, die zu ihrer Aufnah- 
me führten, sie wissen also nicht, warum 
sie gelistet sind, sie wissen zunächst noch 
nicht mal, dass sie auf dieser Liste über- 
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haupt verzeichnet sind. Das heißt: Den 
Betroffenen wird das rechtliche Gehör 
verweigert und damit auch jegliche Ver- 
teidigungsmöglichkeiten. 

Ein langjähriger Skandal, denn die 
Folgewirkungen einer Listung können 
für die betroffenen Organisationen und 
Personen zu massiven Menschenrechts- 
verletzungen führen: Mithilfe der Liste 
wird das Ziel verfolgt, die Betroffenen 
wirtschaftlich zu isolieren und politisch 
zu ächten; denn alle EU-Staaten sind 
verpflichtet, Sanktionen gegen die 
Betroffenen durchzusetzen. Die Folgen 
sind u.a. Einreiseverbote, Passentzug, 
Einfrieren des gesamten Vermögens, 
Sperrung von Konten und Kreditkarten, 
Einstellung von Sozialleistungen wie 
Sozial- oder Arbeitslosenhilfe; hinzu 
kommen staatliche Überwachungs- und 
Fahndungsmaßnahmen sowie staatsbür- 
gerliche Einschränkungen. Zu den Fern- 
wirkungen zählen die Verweigerung von 
Einbürgerungen und Asylanerkennun- 
gen sowie der Widerruf des Asylstatus 
von Anhängern gelisteter Gruppen. 

Bei der Terrorliste handelt es sich um 
ein höchst problematisches Instrument, 
weil die EU damit im „Kampf gegen den 
Terror“ zu Mitteln greift, die rechtsstaat- 
lichen, menschenrechtlichen und demo- 
kratischen Standards nicht gerecht wer- 


Gündem- und Demo- 
krasi-Nachfolgerzeitung 
verboten 

Nach den Tageszeitun- 
gen Gündem und Ger- 
cek Demokrasi ist auch 
die Güncel wegen „PKK- 
Propaganda“ für 30 
Tage mit einem Erschei- 
nungsverbot belegt 
worden. Als Begründung 
wurden alle Überschrif- 
ten in der Ausgabe vom 
17.10. genannt. 

Quelle: 

ANF, 17.10.2007, ISKU 
Foto: DIHA 
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den. Trotz der Entrechtung sind mittler- 
weile beim Europäischen Gerichtshof in 
Luxemburg etliche Klagen von Betroffe- 
nen anhängig gemacht worden, die teil- 
weise auch schon zugunsten dieser 
Betroffenen entschieden wurden. 


Auch die kurdischen politischen 
Organisationen wurden in solche 
Listen aufgenommen, so z. B. die PKK 
und ihre Folgeorganisationen. Was 
denken Sie darüber, dass die PKK auf 
dieser Liste angeführt wird? Welche 
Juristischen Rechte haben die Kur- 
den, hiergegen vorzugehen, wie 
kann dieser Zustand juristisch been- 
det werden? 


Für einzelne Mitglieder oder Unter- 
stützer der PKK oder der Nachfolgeor- 
ganisationen ist es schwer, sich aktiv 
gerichtlich dagegen zur Wehr zu setzen. 
Sie wissen ja, dass die PKK in der 
Bundesrepublik schon seit Langem 
einem Betätigungsverbot unterworfen 
ist und dass die PKK in der Bundesre- 
publik, nachdem sie ursprünglich als 
terroristische Vereinigung (nach $ 129a 
StGB) eingestuft worden war, inzwi- 
schen als kriminelle Vereinigung (nach 
$129 StGB) gilt. Mitglieder oder 
Unterstützer können deswegen straf- 
rechtlich verfolgt werden und müssen 
sich dann, zumeist mit anwaltlicher 
Hilfe, dagegen verteidigen. 

Im Fall der EU-Terrorliste läuft das 
anders. Da muss sich die Gruppe, die 
Organisation oder betroffene Person, die 
in der Liste steht, aktiv dagegen zur 
Wehr setzen — falls sie denn davon 
Kenntnis erlangt hat (was angesichts der 
nachfolgenden Repressionen die Regel 
sein dürfte). Wenn ich mich recht ent- 
sinne, hat ja auch der Bruder von Abdul- 
lah Öcalan gerichtliche Schritte gegen 
die Listung der PKK vor dem Europäi- 
schen Gerichtshof (EuGH) in Luxem- 
burg eingeleitet. Es gibt auch bereits 
Urteile, mit denen die Aufnahme 
bestimmter Personen und Organisatio- 
nen auf die EU-Terrorliste, wie etwa der 
iranischen Volksmodjahedin, und das 
Einfrieren ihrer Gelder für rechtswidrig 
und nichtig erklärt wird, weil ihr Recht 
auf Verteidigung verletzt worden ist (Az. 
Rs T-228/02). Daraufhin musste das 
gesamte Listungsverfahren 2007 geän- 
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dert und die Liste aktualisiert werden. 
Jetzt müssen die Betroffenen über die 
Listung unterrichtet werden und sie 
müssen die Gelegenheit erhalten, Ein- 
wände dagegen vorzutragen. 

Meines Wissens steht eine Entschei- 
dung in dem laufenden Verfahren der 
PKK vor dem EuGH noch aus. Sie und 
ihre Nachfolgeorganisationen stehen 
jedenfalls immer noch auf der Liste — 
obwohl diese Organisationen längst frie- 
denspolitische Aktivitäten in Europa 
entfaltet haben. Die EU scheint mit der 
Aufnahme der PKK in die Terrorliste 
ursprünglich dem Drängen des seiner- 
zeit „frisch gebackenen“ EU-Kandidaten 
Türkei nachgegeben zu haben. Durch 
den Eintrag fühlte sich die Türkei schon 
vor Jahren legitimiert, weiterhin mit 
militärischen Operationen gegen Kur- 
den und ihre Organisationen vorzuge- 
hen und so die zivile Lösung der Kur- 
denfrage zu torpedieren. Vor dieser Ent- 
wicklung hatte die Menschenrechtsorga- 
nisation Medico International bereits 
2002 in einem „Appell an die Vernunft“ 
gewarnt. Dieser Appell schließt mit den 
Worten: „Europa darf sich nicht zum 
Werkzeug türkischer Kurdenpolitik 
machen.“ Leider schon passiert: So kann 
die forcierte europäische „Antiterror“- 
Politik schnell in staatlichen Gegenter- 
ror ausarten. 


Sie haben ja Beziehungen zu Men- 
schenrechtsorganisationen in der Tür- 
kei und veröffentlichen auch Berich- 
te darüber. Wie sehen Sie die Türkei? 
Wie bewertet die Internationale Liga 
für Menschenrechte die Politik der 
Türkei, insbesondere in Bezug auf 
Menschenrechte und Freiheiten? 


Die Entwicklung in der Türkei beob- 
achten wir mit großem Interesse und 
Neugier, aber auch mit Besorgnis. Ich 
war 2005 beteiligt an einer Menschen- 
rechtsdelegation in die Türkei, die sich 
gerade die Frage stellte, wie sich die Tür- 
kei seit dem EU-Beitrittsprozess entwi- 
ckelt hat. Da mussten wir feststellen, 
dass es eine große Differenz gibt: Auf der 
einen Seite die offiziellen Stellen, mit 
denen wir redeten, also Parlaments- und 
Regierungsparteien, die insbesondere 
die Fortschritte in der Menschenrechts- 
frage herausstellten. Auf der anderen 


Seite die Menschenrechtsorganisationen 
in der Türkei, die anhand vieler Fälle 
feststellen, dass es immer noch Folter 
gibt, und zwar systematische Folter — 
auch wenn sich die Situation in einigen 
Bereichen durchaus verbessert hat. Es 
gibt eben auch eine erhebliche Differenz 
zwischen Gesetzesreformen und ihrer 
Umsetzung, mit der es allzu häufig 
hapert. 

Von enormer Bedeutung scheint mir 
aber die Einschätzung wichtiger Men- 
schenrechtsorganisationen in der Türkei, 
mit denen wir gesprochen haben: Sie 
sagen, dass der EU-Beitrittsprozess eine 
Riesenchance sei, die Menschenrechts- 
entwicklung in der Türkei voranzubrin- 
gen, auch wenn es immer wieder Rück- 
schläge geben wird. Und es geht in die- 
ser Menschenrechtsfrage auch um die 
kurdische Frage, die demokratisch und 
gerecht gelöst werden muss. Allerdings 
halte ich es für ein großes Problem, dass 
diese kurdische Frage in den Beitrittsver- 
handlungen bisher nicht oder kaum auf 
der Agenda stand. Das muss sich schleu- 
nigst ändern. Denn gerade an dieser 
Frage wird sich zeigen, ob die Türkei tat- 
sächlich reif ist, in die EU aufgenom- 
men zu werden. 

In diesem Zusammenhang sollte noch 
auf ein enormes Glaubwürdigkeitspro- 
blem hingewiesen werden. Die Türkei 
muss sich von einem repressiven Militär- 
und Folterstaat in einen demokratischen 
Rechtsstaat entwickeln, will sie in die 
EU aufgenommen werden — und zwar 
ausgerechnet in einer Zeit, in der Euro- 
pa und die westliche Welt eine starke 
Militarisierung erleben und weltweit 
völkerrechtswidrige Interventionen 
betreiben; ausgerechnet in einer Zeit, in 
der die EU und ihre Mitgliedsstaaten 
ihrerseits Menschenrechte im Namen 
einer vermeintlichen Sicherheit opfern, 
indem sie im Zuge ihres Antiterror- 
kampfes Bürgerrechte einschränken, an 
rechtsfreien Räumen und giftigen 
Früchten der Folter partizipieren, letzt- 
lich das absolute Folterverbot der inter- 
nationalen Menschenrechtskonventio- 
nen relativieren und damit mühsam 
erkämpfte zivilisatorische Werte in Frage 
stellen. Auch diesen fatalen und selbst- 
zerstörerischen Prozess müssen wir im 
Rahmen der Beitrittsfrage thematisieren 
— denn die Türkei könnte sich auf diese 
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Entwicklung berufen und ihre Folter- 
maßnahmen und Militäraktionen als 
Beitrag für den weltweiten Kampf gegen 
den Terror ausgeben. Zumal das NATO- 
Mitglied Türkei in der westlichen Welt 
als sicherheitspolitischer Puffer gegenü- 
ber der islamischen Welt hoch geschätzt 
wird. 

Wir dürfen es nicht zulassen, dass sich 
die menschenrechtlichen und demokra- 
tischen Defizite und Rückschritte in der 
EU am Ende durch den Beitritt der Tür- 
kei verfestigen, ausweiten und verschär- 
fen, dass militärische Lösungen zur Kon- 
fliktbewältigung dominieren und der 
Ausnahmezustand über die Zivilgesell- 
schaft triumphiert. Wir brauchen also 
auch Antworten auf die Frage, wie diese 
bedrohliche Entwicklung in einem 
erweiterten Europa gebremst und ver- 
hindert werden kann. 


Es gibt auch Gerichtsverfahren auf 
europäischer Ebene, die Sie auf- 
merksam verfolgen. Sie haben von 
der kurdischen Frage gesprochen. 
Das Öcalan-Verfahren hatte eben- 
falls einen Zusammenhang mit der 
kurdischen Frage. Zuletzt wurde auf 
Beschluss des Sekretariatskomitees 
des Europarates die Akte im EUGMR 
geschlossen. Wie bewerten Sie als 
Jurist dieses Verfahren vor dem 
Hintergrund der Menschenrechte in 
der Türkei? 


Auf der Grundlage des Gerichtsurteils 
des EuGMR habe ich es für dringend 
notwendig gehalten, das Ocalan-Verfah- 
ren in der Türkei neu aufzurollen, weil ja 
vom EuGMR festgestellt worden ist, 
dass es ursprünglich kein faires Verfah- 
ren gegen Ocalan gab. Das heißt also, 
die Prozessbedingungen müssten ent- 
sprechend geändert werden, um ein 
rechtsstaatlich faires Verfahren zu errei- 
chen. Allerdings ist in dem EuGMR- 
Urteil nicht die Forderung aufgestellt 
worden, das Verfahren in der Türkei tat- 
sächlich neu aufzurollen, das EuGMR- 
Urteil also auch umzusetzen. Und dar- 
auf berief sich offenbar die Türkei und 
hat die Geschichte zu den Akten gelegt. 
Wie gesagt, eine schr unbefriedigende 
„Lösung“. 

Im Übrigen: Der Umgang mit dem 
Fall Öcalan und seine Haftsituation auf 
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der Gefangeneninsel Imralı ist ein Grad- 
messer für die Glaubwürdigkeit der tür- 
kischen Menschenrechtspolitik und 
auch für den Willen der türkischen 
Regierung und der EU, die kurdische 
Frage friedlich und gerecht zu lösen. 
Doch leider hat sich in dieser Hinsicht 
bislang nur wenig getan. 


Wie wirken sich die Sicherheitspolitik 
und Antiterrorregelungen der Staa- 
ten auf das alltägliche Leben von 
Bürgern aus, wie z. B. die Biopässe 
oder andere Maßnahmen? Sind die 
Bürger sich der Eingriffe in ihre Frei- 
heit und Rechte bewusst? 


Leider sind sich die Bürgerinnen und 
Bürger der Folgen der Antiterrorpolitik 
auf ihre Grundrechtspositionen und 
Freiheitsrechte nicht so recht bewusst. 
Aber sie sind davon betroffen. Und ich 
möchte diese Betroffenheit an ein paar 
Beispielen aus der bundesdeutschen 
Antiterror-Gesetzgebung veranschau- 
lichen: Am meisten vorhanden ist das 
Bewusstsein bei Migranten, denn schon 
bislang gehörten sie zu der am intensivs- 
ten überwachten Bevölkerungsgruppe. 
Nun wurden sie per Antiterrorgesetz zu 
einem gesteigerten Sicherheitsrisiko 
erklärt und einem noch rigideren Über- 
wachungssystem unterworfen. Etliche 
Antiterror-Regelungen sind geeignet, 
Migranten zu gläsernen Menschen zu 
machen, ihren Aufenthalt zu erschwe- 
ren, ihre Auslieferung und Abschiebung 
zu erleichtern. Gerade auch die umfang- 
reichen Rasterfahndungen nach „islami- 
stischen Schläfern“ stellten die von die- 
sen Maßnahmen Betroffenen praktisch 
unter einen Generalverdacht. 

Ausgerechnet die kaum kontrollierba- 
ren Geheimdienste erlebten einen regel- 
rechten Aufschwung. Sie bekamen neue 
Aufgaben und Befugnisse: Sie dürfen 
u.a. mit so genannten IMSI-Catchern 
Handys orten, womit sich Bewegungs- 
profile ihrer Besitzer erstellen lassen, 
auch wenn die Geräte nur Stand-by 
geschaltet sind. Geheimdienste dürfen 
von Banken, Post, Telekommunika- 
tionsanbietern und Fluglinien Auskünf- 
te verlangen über Geldanlagen, Konten- 
oder Reisebewegungen oder über Tele- 
fonverbindungs- und Nutzungsdaten 
von verdächtig erscheinenden Kunden — 
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also: wer hat von wo wann mit wem wie 
lange telefoniert, ist mit wem wohin wie 
lange verreist oder hat Überweisungen 
in welcher Höhe an wen getätigt? 

Tausende von Beschäftigten in 
„lebens- oder verteidigungswichtigen“ 
Einrichtungen werden geheimdienst- 
lichen Sicherheitsüberprüfungen unter- 
zogen und ausgeforscht — im öffent- 
lichen Dienst und in der Privatwirt- 
schaft. Betroffen von diesem ausgeweite- 
ten personellen „Sabotageschutz“ sind 
Einrichtungen und sicherheitsempfind- 
liche Stellen, die der Versorgung der 
Bevölkerung dienen, wie Energie-Unter- 
nehmen, Krankenhäuser, pharmazeuti- 
sche Firmen, Bahn und Flughäfen, Post 
und Telekommunikationsunternehmen, 
aber auch die Bundesagentur für Arbeit 
sowie Rundfunk- und Fernsehanstalten. 
Menschen, die sich um sicherheitsemp- 
findliche Stellen in solchen Betrieben 
bewerben oder sie innehaben, die wer- 
den geheimdienstlich überprüft — und 
nicht nur sie, sondern, je nach Sicher- 
heitsstufe, womöglich auch ihre Lebens- 
partner und ihr soziales Umfeld. 

Seit November 2005 gibt es den Rei- 
sepass mit biometrischen Merkmalen — 
zunächst mit einem Digital-Foto, später 
auch mit zwei digitalen Fingerabdrü- 
cken, beides auf einem Funkchip gespei- 
chert, der aus der Distanz auslesbar ist. 
Damit ließen sich leicht Bewegungsbil- 
der der Passinhaber erstellen. Der bio- 
metrische Personalausweis wird folgen. 
Werden die biometrischen Merkmale 
zusätzlich in dezentralen Referenzda- 
teien gespeichert, wie es bereits debat- 
tiert wird, dann lassen sich etwa die 
erfassten Fingerabdrücke automatisch 
mit solchen abgleichen, die an irgend- 
welchen Tatorten gefunden wurden; 
und die digitalisierten Gesichtsbilder 
könnten mit Video-Aufnahmen aus 
dem öffentlichen Raum abgeglichen 
werden, um gesuchte oder verdächtige 
Personen aus einer Menschenmenge her- 
auszufiltern. Insgesamt geschen eine 
Misstrauenserklärung an die gesamte 
Bevölkerung. 


Eine letzte Frage: Kann es bei diesem 
Thema zu Entwicklungen kommen, 
die Hoffnung keimen lassen? Können 
ein entsprechendes Programm und 
eine politische Bewegung entstehen 


von Europa aus, die die Freiheiten 
wieder mehr ausweitet? 


Eine schwer zu beantwortende Frage, 
zumal wenn man nicht prophetisch ver- 
anlagt ist. Sicher: Wir brauchen starke 
nationale und europäische Protest- und 
Widerstandsbewegungen, die über 
Europa hinausdenkend für eine andere, 
für eine gerechtere und friedliche Welt 
kämpfen - also eine Welt ohne Ausbeu- 
tung, Armut und Krieg. Und nur eine 
solche Welt kann sowohl dem interna- 
tionalen Terror als auch dem staatlichen 
und multinationalen Gegenterror den 
Nährboden entziehen. Ich sehe zumin- 
dest eine Chance und die lautet: Eine 
starke politisch-soziale und globalisie- 
rungskritische Bewegung, die wir ja in 
Ansätzen schon haben, könnte es schaf- 
fen, auch auf europäischer Ebene ent- 
sprechende Weichen in Richtung Men- 
schenrechte und Frieden zu stellen. 
Dazu müssen auch Nichtregierungsor- 
ganisationen, Bürger- und Menschen- 
rechtsorganisationen — möglichst in 
einem europäischen Netzwerk — ihren 
Beitrag leisten. Die Internationale Liga 
für Menschenrechte, mit ihren zugege- 
benermaßen bescheidenen Kräften, ver- 
sucht natürlich, ihren Teil dazu beizutra- 
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Überwachung und Sicherheit (Teil 1) 


Überwachungsmaßnahmen 
nehmen kontinuierlich zu 


Martin Dietmann 


Cirka 15000 Menschen de- 
monstrierten am 22.9.2007 in 
Berlin unter dem Motto Freiheit 
statt Angst gegen den Überwa- 
chungswahn von Staat und 
Wirtschaft. Konkret richtete sich 
der Unmut vor allem gegen die 
heftig umstrittene Vorratsspei- 
cherung von Telefon- und Inter- 
netdaten, heimliche Online- 
Durchsuchungen oder die neue 
einheitliche Steueridentifika- 
tionsnummer. 

Der Veranstalter dieser Demon- 
stration war der Arbeitskreis Vor- 
ratsdafenspeicherung, der zu- 
sammen mit einem breiten 
Bündnis von 50 gesellschaft- 
lichen Gruppen aufgerufen 
hatte. 

Dieser Artikel gewährt einen Ein- 
blick in diese Thematik. Im 
ersten Teil wird zunächst ein 
Überblick gegeben werden 
über die derzeitigen Befugnisse 
und Möglichkeiten staatlicher 
Stellen, elektronische Kommuni- 
kation abzuhören und zu über- 
wachen, bevor in der nächsten 
Ausgabe die Datensammlung 
durch private Unternehmen und 
die aktuellen Pläne zur Auswei- 
tung der Überwachung zur 
Sprache kommen werden. 


Überwachung 
im Strafverfahren 


Die „klassische“ Variante des Abhö- 
rens von Telefongesprächen und E-Mails 
findet im Rahmen eines Strafverfahrens 
statt. Es liegt also eine Straftat vor — oder 
das, was Polizei und Staatsanwaltschaft 
dafür halten — und zur Aufklärung wird 
die Überwachung der Telekommunika- 
tion eines Verdächtigen als notwendig 
angeschen. Zum Tragen kommt dabei 
der Paragraph 100a der Strafprozessord- 
nung (StPO), in dem festgelegt ist, bei 
welchen Straftaten Abhörmaßnahmen 
grundsätzlich zulässig sind. Dazu gehö- 
ren Delikte wie Mord und Totschlag, 
Raub, Erpressung, Sexualdelikte, Ban- 
dendiebstahl, Hehlerei und Straftaten 
nach dem Betäubungsmittelgesetz, aber 
auch Verstöße gegen das Aufenthalts- 
und Asylverfahrensgesetz. Nicht zuletzt 
gehören auch zahlreiche ausdrücklich 
politisch definierte Delikte wie die Bil- 
dung einer kriminellen bzw. terroristi- 
schen Vereinigung oder der ebenfalls 
häufig in „PKK-Verfahren“ bemühte 
Verstoß gegen das Vereinsgesetz zum 
Katalog nach $ 100a StPO. 


Neben der Beschränkung auf 
bestimmte Straftaten ist dem Abhören — 
zumindest in der Theorie — noch eine 
weitere Hürde vorangestellt. Strafprozes- 
suale Abhörmaßnahmen bedürfen der 
Genehmigung durch ein Gericht, das 
anhand von Kriterien überprüfen soll, 
ob der mit einer Abhörmaßnahme ver- 
bundene schwere Eingriff in die Grund- 
rechte der Betroffenen gerechtfertigt ist. 
Zu diesen Kriterien gehört neben der 
Benennung der Katalogstraftat nach 
$ 100a StPO und der Begründung eines 
konkreten Tatverdachts auch die Prü- 
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fung der Verhältnismäßigkeit der Maß- 
nahme. 

Nach einer Studie von Rechtswissen- 
schaftlern der Uni Bielefeld aus dem 
Jahr 2002 erfolgt die Prüfung durch 
Gerichte in den meisten Fällen jedoch 
nur unzureichend. Nach Auswertung 
von 554 Telefonüberwachungsmaßnah- 
men kamen die Forscher zu dem Ergeb- 
nis, dass nur knapp ein Viertel der rich- 
terlichen Beschlüsse den Anforderungen 
genügte, bei dem Rest der Fälle lagen 
nur unvollständige oder gar keine 
Begründungen für die Überwachungs- 
maßnahme vor. Nur in einem einzigen 
untersuchten Fall wurde die von der 
Staatsanwaltschaft beantragte Telefon- 
überwachung abgelehnt. Nach Inter- 
views mit Verfahrensbeteiligten und 
dem Studium der Akten wurde festge- 
stellt, dass die Richter in den meisten 
Fällen den Antrag der Staatsanwaltschaft 
wörtlich übernehmen und keine eigene 
Prüfung des Sachverhalts mehr vornch- 
men. Die Interviews brachten auch zu 
Tage, dass die meisten Richter und 
Staatsanwälte den Aspekt des Grund- 
rechtsschutzes überhaupt nicht berück- 
sichtigen; vielmehr schen viele den Rich- 
tervorbehalt lediglich als eine überflüssi- 
ge bürokratische Hürde an. 


So überrascht es nicht, dass die Zahl 
der nach $ 100a StPO durchgeführten 
Überwachungsmaßnahmen in den ver- 
gangenen Jahren kontinuierlich zuge- 
nommen hat. Im Jahr 1999 ergingen in 
etwa 3000 Strafverfahren 12651 
Anordnungen zur Telekommunikations- 
überwachung. 2005 wurden in knapp 
5 000 Verfahren Überwachungsmaß- 
nahmen eingesetzt; dazu ergingen 
35 015 Anordnungen, die in vielen Fäl- 
len mehrere Anschlüsse umfassten. 
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Für den Anstieg ursächlich ist auch, 
dass die technische Realisierung im 
Zuge der umfassenden Digitalisierung 
der Kommunikation und durch die 
Anpassung und Vereinheitlichung der 
Überwachungstechnik erheblich einfa- 
cher geworden ist. Die Telekommunika- 
tionsüberwachungsverordnung (TKUV) 
— ein Gesetz, das die technische Durch- 
führung von Überwachungsmaßnah- 
men festlegt — wurde zuletzt 2005 
wesentlich überarbeitet. Seitdem sind 
alle Anbieter von Telekommunikations- 
dienstleistungen, etwa Telefongesell- 
schaften, Internetprovider und Anbieter 
von E-Mail-Konten, dazu verpflichtet, 
auf eigene Kosten standardisierte Abhör- 
schnittstellen in ihre Systeme zu inte- 
grieren und den zum Abhören befugten 
Behörden zur Verfügung zu stellen. 
Sobald eine Abhöranordnung, etwa von 
der Polizei oder einem Geheimdienst, 
bei einer solchen Firma eingeht, muß sie 
binnen sechs Stunden den Abhörvor- 
gang einleiten — natürlich so, dass die 
abgehörten Personen nichts davon mit- 
bekommen. 


Präventive Überwachung 


Seit Kurzem ist es den Polizeibehör- 
den einiger Bundesländer möglich, auch 
außerhalb von Strafverfahren zu Über- 
wachungsmaßnahmen zu greifen. Die 
Polizeigesetze von Bayern, Thüringen, 
Niedersachsen, Hessen, Rheinland-Pfalz 
und Mecklenburg-Vorpommern ermög- 
lichen es, auch dann Telefongespräche 
und E-Mails abzuhören, wenn noch gar 
keine Straftat passiert ist. Diese präven- 
tive Überwachung soll der Abwehr einer 
„Gefahr für den Bestand oder die Sicher- 
heit des Bundes oder eines Landes oder 
für Leben, Gesundheit oder Freiheit 
einer Person“ dienen oder eingesetzt 
werden, „soweit Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen“ — wie es z. B. im Polizei- 
gesetz von Thüringen heißt —, „dass Per- 
sonen Straftaten im Sinne des $ 100a 
StPO begehen wollen“. 


Auf einer ähnlich schwammigen 
Grundlage - hier sind die Rechtsgrund- 
lagen im so genannten G-10-Gesetz 
geregelt, dem Gesetz, das das laut 
Grundgesetz Artikel 10 garantierte 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis 
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einschränkt — haben auch die deutschen 
Geheimdienste umfangreich präventive 
Abhörbefugnisse. Hier kommt noch 
hinzu, dass speziell dem Bundesnach- 
richtendienst auch das „strategische“ 
Abhören „gebündelter“ internationaler 
Kommunikationsvorgänge erlaubt ist — 
sprich die flächendeckende Überwa- 
chung von z.B. allen ins Ausland ver- 
sandten E-Mails nach bestimmten Such- 


begriffen. 


(Keine) Anonymität 
im Internet 


Selbst dann, wenn kein unmittelbares 
Abhören durch Polizei und Geheim- 
dienste erfolgt, hinterlassen zahlreiche 
Kommunikationsvorgänge insbesondere 
im Internet Spuren, die auch rückwir- 
kend ausgewertet und zur Überwachung 
oder Strafverfolgung herangezogen wer- 
den können. Aus dem technischem Auf- 
bau des Internet ergibt sich die Notwen- 
digkeit, dass jeder daran teilnehmende 
Rechner eine Kennung - die so genann- 
te IP-Adresse — erhält, mit der er ein- 
deutig identifiziert werden kann. Diese 
IP-Adresse wird bei jedem Kommunika- 
tionsvorgang im Netz — beim Versenden 
einer E-Mail, beim Besuch einer Web- 
seite, der Anmeldung in einem Chat 
oder bei der Datenübertragung in einer 
Tauschbörse usw. — übertragen und ist 
für die Gegenstelle einsehbar. Anhand 
der IP-Adresse kann der Computer bis 


zum Internet-Provider zurückverfolgt 
werden. Dort wird — auch wenn die 
Zulässigkeit umstritten ist — meist 
gespeichert, wer zu welchem Zeitpunkt 
mit welcher IP-Adresse im Netz unter- 
wegs war. Nun kann eine Staatsanwalt- 
schaft, sollte eine solche Adresse in 
irgendeiner Form auffällig geworden 
sein, beim Provider die Identifikation 
des entsprechenden Anschlussinhabers 
verlangen. Von dieser Möglichkeit wird 
ausgesprochen häufig Gebrauch 
gemacht. Im vergangenen Jahr beant- 
wortete allein die Telekom AG - zwar 
der größte, aber bei weitem nicht der 
einzige Internet-Provider in Deutsch- 
land — mehr als 94 000 solcher Anfra- 
gen. Ein Hausjurist der Telekom rechnet 
damit, dass die Zahl solcher Anfragen in 
diesem Jahr auf etwa 210 000 ansteigen 
wird. Hauptverantwortlich dafür ist die 
Verfolgung so genannter „Raubkopie- 
rer“ durch die Unterhaltungsindustrie. 
Dafür nehmen spezialisierte Firmen im 
Auftrag von Musiklabels oder Filmstu- 
dios an Tauschbörsen teil und ermitteln 
so die IP-Adressen anderer Teilnehmer. 
Nun wird Strafanzeige wegen Urheber- 
rechtsverletzungen gestellt und die 
ermittelnde Staatsanwaltschaft verlangt 
beim Internet-Provider die Herausgabe 
der zur IP gehörenden persönlichen 
Daten. Zwar folgt daraus in den meisten 
Fällen kein Strafprozess, die Unterhal- 
tungsindustrie kann nun aber, da sie 
jetzt Kenntnis von den zur IP-Adresse 


Demo in Berlin am 22.9. gegen den Überwachungswahn 


Foto: indymedia.org 
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gehörenden persönlichen Daten hat, auf 
zivilrechtlichem Wege Schadenersatzan- 
sprüche geltend machen bzw. kosten- 
pflichtige Unterlassungserklärungen ein- 
fordern. 


Schutzmöglichkeiten 


Gegen einige der hier geschilderten 
Überwachungsmaßnahmen existieren 
wirksame Schutzmechanismen, die mit 
vertretbarem Aufwand unerwünschte 
Mithörer und -leser ausschließen kön- 
nen und die besonders im Internet 
gefährdete Privatsphäre schützen helfen. 
Das wohl bekannteste Programm, das 
zum Schutz vor Abhörmaßnahmen ent- 
wickelt wurde, ist PGP. PGP steht für 
„Pretty Good Privacy“ — „Ziemlich gute 
Privatsphäre“ — stellt faktisch den Stan- 
dard für das Verschlüsseln von E-Mails 
dar. Die heute verbreitetste Variante von 
PGP ist das kostenlose Programm 
GnuPG, das für alle gängigen Betriebs- 
systeme existiert. Einmal installiert, las- 
sen sich damit nahezu automatisch E- 
Mails vor dem Versand so verschlüsseln, 
dass sie nur der gewünschte Empfänger 
wieder entschlüsseln kann. Das setzt 
allerdings voraus, dass beide Seiten eine 
PGP-Variante benutzen und vor der 
Kommunikation den „öffentlichen 
Schlüssel“ ausgetauscht haben. PGP 
benutzt ein so genanntes Public-Key- 
Verfahren, das heißt, es gibt für jeden 
Nutzer ein einmaliges Paar von Schlüs- 
seln: einen öffentlichen, mit dem jeder 
die Daten für den Empfänger verschlüs- 
seln kann, und einen geheimen privaten 
Schlüssel, den nur der Empfänger besitzt 
und der durch ein Kennwort geschützt 
ist. Nachrichten an einen Empfänger 
werden mit seinem öffentlichen Schlüs- 
sel verschlüsselt und können dann nur 
durch den privaten Schlüssel des Emp- 
fängers entschlüsselt werden. Diese Ver- 
fahren werden auch asymmetrische Ver- 
fahren genannt, da Sender und Empfän- 
ger zwei unterschiedliche Schlüssel ver- 
wenden. Beachten sollte man bei der 
Verschlüsselung mit PGP jedoch, dass 
zwar kein Außenstehender mehr den 
Inhalt der Kommunikation nachvollzie- 
hen kann, eine Anonymität dabei jedoch 
nicht gewährleistet ist. So kann z. B. ein 
Geheimdienst, wenn er den Internetver- 


kehr einer Person abhört, die E-Mails 


nicht mehr mitlesen, aber immer noch 
nachvollziehen, wer mit wem wie oft 
kommuniziert. Auch aus diesen Infor- 
mationen lassen sich Schlüsse über das 
Kommunikationsverhalten und über 
Kontakte einer Person oder Organisa- 
tion ziehen. 

Weitere Ausführungen zum techni- 
schen Verfahren und zur Installation 
und Benutzung würden hier wie bei den 
im Folgenden erwähnten Programmen 
den Rahmen dieses Artikels sprengen; es 
sei daher auf die im Kasten aufgeführten 
Webseiten verwiesen, auf denen sich 
viele weiterführende Informationen und 
Anleitungen finden lassen. 


mehr direkt miteinander, sondern über 
eine Reihe von anderen Computern, die 
Teil des Anonymisierungsnetzwerkes 
sind. Die eigentliche Anfrage an den 
Webserver wird nun nicht mehr vom 
eigenen Rechner gestellt und somit 
bleibt dessen IP-Adresse auch gegenüber 
dem Webserver verborgen. Zusätzlich 
werden die übertragenen Daten ver- 
schlüsselt. Weder durch die Auswertung 
der IP-Adresse noch über das direkte 
Abhören einer Internetverbindung lässt 
sich nun noch nachvollziehen, wer wel- 
che Webseite besucht hat. 

Wenig Schutzmöglichkeiten existie- 
ren im Bereich des Telefonierens. Tele- 


Weiterführende Informationen 


Anonymes Surfen mit TOR 

(The Onion Router) 

Homepage des TOR-Projekts: tor.eff.org 
ausführliche Anleitung dazu (Windows) 

www.mediauser.de/anleitung-anonym- 
surfen-mit-tor 

weitere Informationen zu TOR & Anony- 
mität hp.kairaven.de/bigb/asurf.html 


E-Mails verschlüsseln mit GnuPG 

(Snu Privacy Guard) 

Offizielle Webseite www.gnupg.org 
GPG4Win: benutzerfreundliches Gesamt- 
paket für GnuPG (Windows) 
www.gpg4win.de 

Überblick über Geschichte & Funktions- 
weise von GNUPG 


Erwähnt sei an dieser Stelle auch das 
Programm Truecrypt, das eine einfache 
Möglichkeit bietet, ganze Festplatten zu 
verschlüsseln und somit auch im Fall 
von Hausdurchsuchungen oder anderen 
unerwünschten direkten Zugriffen auf 
den eigenen Computer einen wirksamen 
Schutz bietet. 


Auch wer im Internet anonym gegen- 
über staatlichen und anderen Daten- 
sammlern bleiben möchte, kann dies 
mit relativ geringem Aufwand bewerk- 
stelligen. Zum Schutz vor der weit ver- 
breiteten Beobachtung und Auswertung 
des Surfverhaltens von Internetnutzern 
haben Datenschützer so genannte 
Anonymisierungsnetzwerke entwickelt. 
Eines der am stärksten verbreiteten die- 
ser Netzwerke ist TOR. Hierbei kom- 
munizieren zwei Seiten — etwa der eige- 
ne Computer und der Server, von dem 
eine Webseite angefordert wird — nicht 
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www.dergrossebruder.org/mini- 
wahr/20060930000000.html 


Festplattenverschlüsselung mit Truecrypt 
Offizielle Webseite von Truecrypt 
www.truecrypt.org 

Ausführliche Anleitung zu Truecrypt 
www.verstecken.net/tutorials/truecrypt.htm 
oder www.mediauser.de/anleitung-fest- 
platte-mit-truecrypt-verschluesseln 


Allgemeine Seiten 
Computersicherheits-Handbuch der Rosa 
Antifa Wien raw.at/compsec 

Zahlreiche Anleitungen zu Computer- 
Sicherheitsthemen hp.kairaven.de/bigb 


fongespräche, egal ob sie mit einem 
Mobil- oder Festnetztelefon geführt 
werden, werden nahezu immer unver- 
schlüsselt übertragen und können von 
staatlicher Seite ohne Weiteres abgehört 
und aufgezeichnet werden. Zwar existie- 
ren auch hier Verschlüsselungslösungen, 
die jedoch mit relativ hohem finanziel- 
lem und technischem Aufwand verbun- 
den sind. Lediglich das noch wenig ver- 
breitete Telefonieren über das Internet 
mit Hilfe von Skype oder ähnlichen Pro- 
grammen bietet die Möglichkeit, ver- 
schlüsselt zu kommunizieren. 

Am Telefon muss also — gerade in 
politischen Zusammenhängen, die von 
staatlicher Verfolgung bedroht sind — 
nach wie vor der Grundsatz gelten, dass 
hier keine sensiblen Informationen aus- 
getauscht werden sollten. € 
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Ein Film von Yüksel Yavuz 


Close up Kurdistan 


Filmbeschreibung von Susanne Roden 


In seinem Dokumentarfilm CLOSE 
UP KURDISTAN erzählt der Regisseur 
Yüksel Yavuz von dem Einfluss der unge- 
lösten kurdischen Frage in der Türkei auf 
sein Leben. Er geht auf sie als Ursache für 
seine eigene Migration nach Deutschland 
ein, aber stellt auch eine Verknüpfung 
zum aktuellen Stand des türkisch-kurdi- 
schen Konflikts her. 


Von der Stadt Hamburg, in der er 
heute lebt, führt ihn sein besonderes 
Roadmovie über Stockholm weiter in die 
Türkei und endet im Flüchtlingslager 
Maxmur, das in dem kurdischen Gebiet 
im Nordirak liegt. 

Mit dem Besuch der Eltern des Regis- 
seurs im Dorf startet die Geschichte mit 
einem ganz persönlichen Anfang. Yüksel 
Yavuz begegnet Verwandten, alten Freun- 
den und weiteren Menschen im europäi- 
schen Exil, in der Westtürkei sowie in den 
kurdischen Gebieten der Türkei und des 
Nordiraks. Einige der Gesprächspartner 
leben noch heute in der Türkei, andere 
mussten ins europäische oder irakische 
Exil flüchten. Sie tauschen gemeinsame 
Erinnerungen aus an Jugend, Schulzeit 
und Freunde, aber auch über die weiter- 
führenden Lebensgeschichten. Und es 


schwingt immer ein „Warum“ mit. 


Es werden Schicksale gezeigt, die 
gegensätzlicher nicht sein könnten. Ein 
Mann ging in die Berge, um ein Kämpfer 
der kurdischen Guerilla zu werden, und 
ein anderer wurde Soldat der türkischen 
Armee und berichtet von seinen Einsätzen 
gegen eben diese Guerilla. Die vom Krieg 
gegen die Kurden vertriebenen Menschen 
schildern ihre Erlebnisse und der hohe 
Preis und die Opfer vieler unschuldiger 
Betroffener werden immer deutlicher. 


Der Protagonist Dr. Ismail Besikci ist 
türkischer Soziologe und Schriftsteller. 
Das erste Mal begegnete er der kurdischen 
Kultur bei seinem Militärdienst in der 
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Provinz Elazıg. Viele seiner kritischen aka- 
demischen Studien widmete er einerseits 
der türkischen Vernichtungspolitik gegen 
die Kurden und andererseits der Vielfäl- 
tigkeit und der Geschichte der kurdischen 
Kultur. Dieses Interesse handelte ihm bis- 
her Verurteilungen zu mehr als 40 Jahren 
Gefängnis ein. 

Einen besonderen Einblick in den „tie- 
fen Staat“ Türkei gibt das Interview mit 
Abdülkadir Aygan. Er war für einige Jahre 
in der JITEM-Kadergruppe. Durch seine 
Geständnisse konnten einige Morde auf- 
geklärt werden. Eine strafrechtliche Ver- 
folgung durch die türkischen Behörden 
erfolgte aber nicht. 

Auch die Interviews hinsichtlich der 
Rolle der Frau in diesem Konflikt sind 
beeindruckend. Viele Frauen aus kurdi- 
schen Gebieten wehren sich gegen die 
vorgegebene Lebensperspektive einer 
Frauenrolle in der sehr patriarchal-konser- 
vativen Gesellschaft, indem sie sich der 
Guerilla anschließen. Sie brechen damit 
nicht nur mit der 'Iradition, sondern sie 
gehen auch hohe Risiken für einen alter- 
nativen Lebensweg ein. Im Falle einer 
Gefangenschaft werden gerade Guerilla- 
kämpferinnen und politische Aktivistin- 
nen brutal mit sexueller Gewalt gefoltert. 

Die sorgsam ausgewählte Musik von 
Kardes Türküler — charakteristisch für die 
kulturelle Vielfalt der Minderheiten — und 
Aynur Dogan mit ihren Titeln „Kece Kur- 
dan“ und „Ahmedo“ ist gut arrangiert 
und unterstreicht die teilweise sehr trauri- 
gen Erzählungen im Film. 

Die Zusammenstellung des histori- 
schen Filmmaterials der Prozesse, von 
Militärübungen und Kampfausbildung 
mit den persönlichen Lebensgeschichten 
der InterviewpartnerInnen verbindet auch 
die persönlichen Darstellungen der Men- 
schen mit politischen Ereignissen. Die 
persönliche Beleuchtung der facettenrei- 
chen Verflechtungen in dem Krieg, bei 
dem sich Verwandte und Freunde gegen- 
seitig bekämpften, lässt erahnen, wie 


| close up 
Kurdistan 


ein Jim von Yüksel Yaruz 


schwierig es ist, die kurdische Frage zu 
lösen. 


Wie hochaktuell der Film gerade jetzt 
ist, zeigen die neuesten Entscheidungen 
im Kabinett des türkischen Ministerpräsi- 
denten Recep Tayyip Erdogan und im 
türkischen Parlament, die den grenzüber- 
schreitenden Operationen des türkischen 
Militärs gegen die PKK im Nordirak 
zugestimmt haben. 


Im Film werden die drei Bedeutungen 
des Titels “close up” aufgegriffen: 

Der Begriff „aufschließen“ wird militä- 
tisch für personelle Aufstockung einge- 
setzt. Diese Problemlösung wird aktuell 
wieder angestrebt. Aber als frühere Maß- 
nahme von einigen Protagonisten des 
Films bereits verurteilt. 

Die Bedeutung „(ver)sperren oder 
blockieren“ könnte meinen, den Weg 
einer friedlichen Lösung zu blockieren. 
Auch diese Variante wird in den Gesprä- 
chen aufgegriffen. Vor allem in der Ein- 
schätzung, die Schaffung einer „Offent- 
lichkeit“ über die damaligen Vorgänge in 
der Türkei hätten vieles verhindern kön- 
nen. 

Und schließlich die dritte und positive 
Bedeutung von „close up“: des Näherrü- 
ckens, der Nahaufnahme. 

Der Film zeigt, wie der Krieg sinnlos 
soziale und kulturelle Schäden und Opfer 
verursacht hat und wie auch fast die Viel- 
falt zerstört wurde. In diesem Sinne ist der 
Film auch ein Versuch, der kurdischen 
und türkischen Bevölkerung eine friedli- 
che Lösung näherzubringen. % 


Weitere Informationen unter: 
http://www.closeup-kurdistan.de 
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Belgien: 

KNK - Kurdistan National Kongress | Zentrale 
41 Rue Jean Stas 

1060 Brüssel 

Tel: (32) 2 647 30 84 

E-mail: knk@kongrakurdistan.com 
Belgien: 

KON-KURD 

41 Rue Jean Stas 

1060 Brüssel 

Tel: (32) 2 647 99 53 

E-mail: info@kon-kurd.org 
Deutschland: 

Ceni - Kurdisches Frauenbüro für Frieden e.V. 
Corneliusstr. 125 

40215 Düsseldorf 

Tel: (49) 211 - 5989251 

E-mail: ceni_frauen@gmx.de 
Deutschland: 

YEK-KOM 

Graf-Adolf-Str. 70a 

40210 Düsseldorf 

Tel: (49) 211 - 17 11 452 
E-mail: yekkom@gmx.net 
http://www.yekkom.com/ 
Österreich: 

FEY-KOM 

Siebenbrunnengasse 27 

1050 Wien 

Tel: (43) 1 - 9209082 

E-mail: feykom@chello.at 
Italien: 

Ufficio d’Informazione del Kurdistan in Italia 
UIKI-Onlus 

Via Gregorio VII 278, int. 18 
00165 Roma 

Tel: (39) 06 - 636892 

E-mail: uiki.onlus@fastwebnet.it 
Schweiz: 

KURD-CHR 

15 rues des Savoises 

1205 Genevre 

Tel: (41) 22 32 81 984 

E-mail: kurd-chr@freesurf.ch 


Niederlande: 

FED-KOM 

Sloterkade 10 

1058 HD Amsterdam NL 
Tel: (31) 20 - 61 41 816 
E-mail: kicadam@xs4all.nl 
Dänemark: 

FEY-KURD 

Victoriagade 16 c, 2 Sal 
1655 Kobenhavn 

Tel: (45) 33 - 22 89 98 
E-mail: feykurd@mail.dk 


Australien: 

Australian Kurdish Association Inc. 
93 Main Street 

Blacktown 2148 Sydney 

Tel: (61) 2 - 96 76 72 45 


Zypern: 

Kypriaki Epitropi Allileggyis sto Kourdistan 
Tach. Thyr. 25607 

311 Lefkosia / Kypros 

Tel: (357) 2 - 37 42 16 

E-mail: ernk-ky@logos.cy.net 


Russländische Föderation: 

Mala Kurda 

ul. Vilgelma Pika, d. 4/A 

129 226 Moskva 

Tel./Fax: (70) 95 - 18 71 200 
E-mail: kurdistan_komite@yahoo.com 
Frankreich: 

Centre d’Information du Kurdistan 
147 Rue Lafayette; 75010 Paris 

Tel: 0(033) 1 42 81 22 71 

E-mail: knkparis@wanadoo.fr 
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© Unterstützung 

® Hilfe 

© Öffentlichkeitsarbeit 
© Solidarität 


Informationen: 


AZADI e.V. 
Graf-Adolf-Str.70a 
40210 Düsseldorf 
Tel: 0211 / 830 
E-mail: azadi@t-onli 
http://www.nadir.org/az 
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KOLLATERALSCHÄDEN AN DER »HEIMATFRONT« 
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KONKRET LITERATUR VERLAG 
Menschenrechte in Zeiten des Terrors 
Kollateralschäden an der "Heimatfront" 
Konkret Literatur Verlag, Hamburg 2007 
ISBN 978-3-89458-252-4 
288 Seiten, broschiert 
EUR 17,-, SFr 29,50 


Anja Flach 


Frauen in der 
kurdischen Guerilla 
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Anja Flach: Frauen in der kurdischen 
Guerilla. Motivation, Identität und 
Geschlechterverhältnis in der Frauen- 
armee der PKK 

PapyRossa Köln 2007 
Hochschulschriften 71 

ISBN 978-3-89438-377-0, 172 S. 

16,- EUR 
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Mehmet Uzun, der Erschaffer des modernen kurdischen Romans, starb am Il. Oktober. Vor etwas mehr als einem Jahr ist Mehmet Uzun in seine Heimat zurück- 
gekehrt, nachdem ihm in der Schweiz und in den USA, wo er sich zur Behandlung einer Krebserkrankung aufgehalten hatte, niemand mehr Hoffnung auf Heilung 
machen konnte. Uzun erklärte damals, er sei sicher, dass die Erde Über-Mezopotamiens, dass Diyarbakır ihm Genesung bringen werde. Damals gab ihm kei- 
ner mehr als eine Woche. Es wurde ein Jahr. Ein Jahr, in dem er trotz schwerer Krankheit all seine Kraft in den Dienst des Friedens stellte. Der Kongra-bel 
bezeichnete in einer Kondolenzbotschaft seinen Tod „als großen Verlust für das kurdische Volk, für die kurdische Sprache und Literatur". 


